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Am 8. April d. Is. verſchied der geniale 
Organiſator des deutſchen Poſtweſens, der Staats— 
Sekretär des Reichs Poſtamts 


1 dee 
Mert Dr. Heinrich v. Stephan 
im 67. Lebensjahre. 

Seiner thatkräftigen Wirkſamkeit verdankt das 
deutſche Poſtweſen ſeine hohe Blüthe; durch ihn ſind 
eine Fülle von Derfehrserleichterungen ins Leben 
gerufen worden, die befruchtend auf das Wirthſchafts— 
leben des neuerſtandenen Reiches gewirkt haben. Weit 
über die Grenzen des Vaterlandes hinaus iſt aber 
v. Stephans Name bekannt und berühmt geworden 
durch die Errichtung des Weltpoſtvereins. 

Handel und Induſtrie werden des erſten General: 
Poſtmeiſters des deutſchen Reiches ſtets in Dankbarkeit 
gedenken. 


Die allgemeine Lage des Handels und der Juduftrie. 


1. Einleitung. 


Thorn, im Mai 1897. 


Ein Rückblick auf die Geſtaltung des Handels, der Induſtrie und des 
Verkehrs unſeres Bezirks während des Berichtsjahres gewährt zwar nicht in 
allen ſeinen Theilen ein befriedigendes Bild, aber doch können wir ſagen, 
daß, wie für den deutſchen Handel und die deutſche Induſtrie im All— 
gemeinen, auch in dem Wirthſchaftsleben unſeres engeren Bezirks nach der 
anhaltenden Depreſſion, ein gewiſſer Aufſchwung ſich bemerkbar gemacht hat. 

Nach der Veröffentlichung des Kaiſerlich Statiſtiſchen Amts betrug die Ein— 
fuhr Deutſchlands pro 1896 36407 516 To. gegen 32536975 To. im Jahre 
1895; im Werthe von 4573448 000 Mk. pro 1896 gegen 4246 111000 Mk. 
pro 1895. Die Ausfuhr 25 718 533 To. pro 1896 gegen 23829658 To. 
im Jahre 1895; im Werthe von 3631629000 Mt. pro 1896 gegen 
3424076 000 Mk. pro 1895. Die Berechnung der Ein- und Ausfuhrwerthe 
für 1896 iſt erfolgt auf Grundlage der für 1895 ermittelten Einheitswerthe. 
Es folgt daraus, daß die endgültige Feſtſtellung der Werthe für 1896 Ver— 
änderungen gegen die vorläufig bekannt gegebenen Ziffern ergeben wird. 
Die endgültigen Ziffern der 1895er Einfuhr ergaben gegen die vorläufigen 
ein Mehr von 28,3 Millionen Mk., die der Ausfuhr ein Mehr von 
7,2 Millionen Mk.; größere Abweichungen könnten für 1896 eintreten, wo 
die Preiſe vieler Waaren ſich niedriger ſtellten als 1895. Dies gilt aber 
nur von Rohſtoffen, denn die Preiſe der Nahrungsmittel haben ſich im 
Vorjahr zum Theil bedeutend gegen die im Jahre 1895 erhöht. 

Aus dem geſteigerten Export deutſcher Induſtrieerzeugniſſe nach Rußland, 
eine Folge des deutjch-ruffiichen Handelsvertrages, zog unſer Speditions 


Handel weſentliche Vortheile, die dem regeren Verkehr mit unſerm großen 
Nachbarreiche zu danken ſind. Der übrige Handel und die Induſtrie, wie 
beiſpielsweiſe die Maſchineninduſtrie, unſeres Bezirks, hat wenig oder gar 
keinen Antheil an der aufſteigenden Bewegung der Ausfuhr genommen, und 
mag der Grund dieſer Erſcheinung einerſeits in den noch immer zu hohen 
Zolltariſpoſitionen und der ſtarken auswärtigen Konkurrenz, andrerſeits in 
den ungünſtigen Creditverhältniſſen der für uns in Betracht kommenden 
ruſſiſchen Abſatzgebiete zu finden fein. Die Tarifbildung nach Thorn tranfito 
ſeitens der deutſchen Eiſenbahnen hat im Berichtsjahre günſtige Fortſchritte 
gemacht, dennoch vermochte ſich der Umſchlagsverkehr unter dem Einfluß 
dieſer Tarife nicht weſentlich zu heben. 

Die allgemeine Geſtaltung unſeres Verkehrs nach Rußland ergiebt 
zweifellos, daß der Handels- und Schifffahrtsvertrag mit Rußland im 
Ganzen ſegensreich gewirkt hat; im Gegenſatz zu den Verträgen mit Oeſter— 
reich-Ungarn, Italien, Schweiz, Belgien, Rumänien und Serbien, deren 
Werth namentlich in der Feſtlegung zahlreicher Zölle auf eine Reihe von 
Jahren beſtand, gewährt der Vertrag mit Rußland auch zahlreiche Er— 
mäßigungen des früheren ruſſiſchen Zolltarifs, die von großer Bedeutung für 
die Erweiterung der deutſchen Ausfuhr ſind, und daraus hat auch der Verkehr 
unſeres Bezirks Vortheile zu ziehen gewußt. 

Die bewährte Goldwährung und damit auch die erfolgreiche Bank— 
leitung des Reichsbankpräſidenten, Herrn Dr. Koch, iſt auch im Berichts- 
jahre ſeitens der Bimetalliſten, welche nur in dem Uebergang zur Doppel- 
währung das wirthſchaftliche Heil erblicken, wiederholten Angriffen ausgeſetzt 
geweſen, aber zum Glück ohne Erfolg — eine Erſchütterung haben dadurch 
unſere gefunden Währungsverhältniſſe nicht erfahren; eine bedeutende Nieder- 
lage wurde den Silbermännern durch die Wahl Mae Kinley's zum 
Präſidenten der Vereinigten Staaten bereitet, wodurch eine Beſeitigung der 
Währungsbeſorgniſſe für lange Zeit erwartet werden darf. 

Der Handel in Getreide hat im Berichtsjahr mit günſtigen 
Conjunkturen zu rechnen gehabt und blickt im Allgemeinen auf ein relativ 
günſtiges Ergebniß zurück. Die Durchſchnittspreiſe für Weizen, Roggen, 
Gerſte, Hafer waren im Jahre 1896 höher, als in 1895 und das Angebot 
darin wurde willig aufgenommen, jedoch blieb der Abſatz in Folge der 
Aufhebung der Staffeltarife erſchwert; dadurch iſt der Handel auch zum 
Schaden der Landwirthſchaft in ſeiner freien Bewegung gehemmt, und es 
bleibt daher in erſter Linie die Wiedereinführung jener Tarife als erſtes 
Erforderniß beſtehen, um dem Handel die nöthige Bewegungsfreiheit wieder— 
zugeben und ihn an dem Wettbewerb um die Verſorgung des Weſtens theil— 
nehmen zu laſſen. 
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Der Futtermittel-Handel hat ſich weiter günſtig entwickelt; die 
Einſuhren aus Rußland waren größer als je zuvor; Schwierigkeiten bei 
der Erfüllung der Engagements entſtanden aus dem verſpäteten Eintreffen 
der contrahirten Lieferungen, verurſacht durch den Wagenmangel bei den 
ruſſiſchen Bahnen; dieſe Verhältniſſe hatten eine zeitweiſe Ueberfüllung des 
Marktes zur Folge, welche die Preisbildung nachtheilig beeinflußte. 

Die Mühleninduſtrie dagegen blickt auf ein weniger günſtiges Geſchäfts— 
jahr zurück; in dem Export nach Schweden und Norwegen iſt eine un— 
liebſame Stockung eingetreten; der Grund dieſer Erſcheinung dürfte in der 
Bevorzugung der franzöſiſchen Müllerei zu erblicken ſein, welche dieſe in 
der verſchleierten Exportprämie und in dem für ſie beſtehenden günſtigeren 
Ausbeuteverhältniß genießt; die Folge davon iſt eine Ueberfüllung des in— 
ländiſchen Marktes, welche preisdrückend wirkt. 

Die Entwicklung des Holzhandels im Berichtsjahre war befriedigend; 
die günſtigere Geſtaltung des Marktes, welche ſchon am Schluß des Vor— 
jahres eintrat, übertrug ſich auch auf das Jahr 1896, ſo daß die ſchwache 
Kaufluſt, welche zu Beginn der Flößereiperiode ſich zeigte, im weiteren 
Verlauf derſelben einer ſtärkeren Nachfrage nach Hölzern weichen mußte; zu 
gegen 1895 höheren Preiſen wurden die angebotenen Hölzer aufgenommen; 
die Zufuhren aus Rußland und Galizien betrugen 1654 Traften gegen 
1270 Traften im Vorjahre. Weniger günſtig lautende Berichte, welche wir 
ausführlich bei den Specialberichten folgen laſſen, ſind uns von den Holz— 
ſchueidemühlen und Holzbearbeitungswerken zugegangen. 

Der Kolonialwaaren-Handel fährt fort in der gedrückten Lage, die 
ſtarke Konkurrenz, unzureichender Konſum und ungünſtige Konjunkturen ihm 
bereitet, zu verharren, und ſomit ſind auch die Ergebniſſe des Berichtsjahres 
für ihn wenig befriedigend geweſen. 

Eine neue Erſcheinung auf induſtriellem Gebiet bildet die Schuh— 
waarenfabrikation, welche am Schluſſe des Berichtsjahres in's Leben getreten 
iſt und welche in der kurzen Zeit des Beſtehens gute Erfolge erzielt hat. 

Die Spritinduſtrie hat für ihre Erzeugniſſe guten Abſatz gefunden und 
blieb ausreichend beſchäftigt. 

Die Honigkuchen-Fabrikation hat bei geſteigertem Abſatz im Ganzen 
gute Reſultate erzielt, wenngleich durch den erhöhten Honigzoll eine weſent⸗ 
liche Schmälerung des verbleibenden Nutzeus konſtatirt wird. 

Nachdem wir im Vorſtehenden die Geſtaltung des Handels und der 
Induſtrie, ſowie der allgemeinen Verhältniſſe, welche in den nachfolgenden 
Specialberichten ausführlich behandelt werden, kurz ſtizzirt haben, wenden 
wir uns zu den wichtigen Begebenheiten auf dem Gebiete der Geſetzgebung, 
welche ſich im Berichtsjahre zugetragen haben. Als das hervorragendſte 
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Werk, welches die 1896er Legislaturperiode ſanktionirt hat, iſt das bürger— 
liche Geſetzbuch zu bezeichnen, welches der Reichstag in ſeiner Sitzung vom 
1. Juli mit 222 gegen 48 Stimmen bei 18 Stimmenenthaltungen an— 
genommen hat; mit der Annahme dieſes Geſetzes hat der nationale Gedanke 
einen großen Sieg gefeiert; es iſt damit ein einheitliches bürgerliches Recht 
für das deutſche Volk geſchaffen, und Fürſt Hohenlohe hatte Recht mit 
ſeinen Worten, durch das bürgerliche Geſetzbuch werde „ein neues Band um 
die Nation geſchlungen, deſſen Bedeutung für die Stärkung ihrer Kraft nach 
innen und die Befeſtigung ihres Anſehens nach außen zu keiner Zeit verkannt 
worden iſt.“ Das Geſetz tritt am 1. Januar 1900 in Kraſt. 

Die Annahme dieſes Geſetzes hatte die Reviſion des Deutſchen Handels— 
geſetzbuches zur nothwendigen Folge; daſſelbe iſt in einem neuen Entwurf 
den Handelsvertretungen zur Berathung zugegangen; von dieſen hat ſich im 
Beſonderen der Deutſche Handelstag einer eingehenden Prüfung deſſelben 
unterzogen und zu dieſem Zweck vier Unterkommiſſionen gebildet, denen die 
einzelnen Abtheilungen des Geſetzentwurfs zur Vorberathung überwieſen 
wurden. Der Handelsſtand hat den Entwurf im Ganzen als ein vor— 
treffliches, leicht verſtändliches Werk bezeichnet, welches als ein Fortſchritt 
in dem Ausbau unſeres nationalen Rechts betrachtet werden darf. Dennoch 
haben mehrere Beſtimmungen deſſelben zu großen grundſätzlichen Bedenken 
Veranlaſſung gegeben, welche durch den deutſchen Handelstag und viele 
anderen kaufmänniſchen Körperſchaften zum Ausdruck gebracht worden ſind. 
Eine der meiſt umſtrittenen Beſtimmungen des Entwurfs enthält § 3 
Abſ. 2, wonach der Unternehmer von einem mit dem Betriebe der Land— 
und Forſtwirthſchaft verbundenen Nebengewerbe berechtigt aber nicht ver— 
pflichtet iſt, die Eintragung in das Handelsregiſter herbeizuführen; dagegen 
beſtimmt der Entwurf, daß ganz allgemein ein gewerbliches Unternehmen, 
das nach Art und Umfang einen in kaufmänniſcher Weiſe eingerichteten 
Geſchäftsbetrieb erfordert, als Handelsgewerbe im Sinne des Geſetzbuchs gilt, 
ſofern die Firma des Unternehmers in das Handelsregiſter eingetragen iſt. 
Der Unternehmer iſt verpflichtet, die Eintragung nach den für die Eintragung 
kaufmänniſcher Firmen geltenden Vorſchriften herbeizuführen. Die Vertretung 
des geſammten deutſchen Handelsſtandes hält es mit der Rechtsgleichheit 
für unvereinbar, daß für Gewerbebetriebe, welche nach den Beſtimmungen 
des Entwurfs an ſich eintragspflichtig ſind, nur deshalb nicht die Pflicht, 
ſondern das Recht zur Eintragung begründet fein ſoll, weil ſolche Betriebe 
in Verbindung mit dem Betriebe der Land- und Forſtwirthſchaft geführt 
werden. 

Das Börſengeſetz, welches am 1. Januar 1897 in Kraft getreten iſt, 
hat in weiten Handelskreiſen große Erregung hervorgerufen. Von tief in 


das ganze Wirthſchaftsleben einſchneidender Wirkung iſt das Verbot des 
börſenmäßigen Getreide- Terminhandels; wenngleich nicht zu beſtreiten iſt, 
daß bei dem börſenmäßigen Getreide-Terminhandel zeitweiſe große Miß 
ſtände und Mißbräuche ſich gezeigt haben, ſo muß in Anbetracht des großen 
wirthſchaftlichen Nutzens deſſelben, ſowohl für den Handel und die Müllerei, 
als auch für die Landwirthſchaft, doch anerkannt werden, daß die daraus 
gezogenen Vortheile ſeine Nachtheile ganz bedeutend überſtiegen. Dem 
Getreidehandel iſt durch die Aufhebung des börſenmäßigen Getreide-Termin— 
handels ein ſchwerer Schlag zugefügt worden, aber auch die Landwirthſchaft 
wird kaum den daraus erhofften Nutzen ziehen. Ueber die Stellung der 
Regierung hierzu ſagt der Kommiſſionsbericht: 

„Gegen ein Verbot des Terminhandels in Getreide und Mühlen— 
ſabrikaten durch das Geſetz ſelbſt müßten die verbündeten Regierungen ent— 
ſchieden Stellung nehmen; ein ſolches Verbot ſei bisher auch kaum von 
einem Vertreter der Landwirthſchaſft und Müllerei gefordert worden. 
Lediglich durch den Terminhandel ſei es möglich, die Bedürfniſſe derjenigen 
Staaten, welche wie Deutſchland weniger Getreide produzirten, als ſie 
brauchen, zu befriedigen, und der Terminhandel habe bisher ſeinen Zweck, 
den Vorrath und den Bedarf der einzelnen Staaten auszugleichen, in durch— 
aus angemeſſener Weiſe erfüllt. Auch die Landwirthſchaft hätte ein er— 
hebliches Intereſſe an dem börſenmäßigen Terminhandel; der Auffaſſung, 
daß durch den Terminhandel die Getreidepreiſe künſtlich gedrückt werden, 
müſſe durchaus entgegengetreten werden; wird der Terminhandel in Deutſch— 
land verboten, laſſen ſich die Folgen nicht beſeitigen, welche der Weltmarkt 
und der an anderen Welthandelsplätzen beſtehende börſenmäßige Termin— 
handel in Getreide auf die Preisgeſtaltung ausüben. Sogar in den Land— 
wirthſchaftskammern haben hervorragende Landwirthe ſich gegen das Verbot 
erklärt.“ 

Das Zuckerſteuergeſetz hat der Reichstag in ſeiner Sitzung vom 15. Mai 
mit 144 gegen 124 Stimmen angenommen. Der Zuckermarkt beantwortete 
die Annahme des Geſetzes mit einem Rückgang der Preiſe, die dann ſpäter 
wieder anzogen, aber im Ganzen doch auf einem niedrigen Preis-Niveau 
blieben. Die Wirkung, welche ſeitens der Intereſſenten von dem Geſetz er— 
hofft, iſt nicht eingetreten. In der Begründung des Zuckerſteuergeſetz— 
entwurfs war als Zweck deſſelben die Erzwingung der Aufhebung der 
Zuckerausfuhrprämien der anderen Zucker ausführenden europäiſchen Länder 
bezeichnet. Dieſer Zweck iſt aber nicht erreicht worden; die Erwartung, 
durch eine Erhöhung der Ausfuhrprämien die anderen Länder von der Ver- 
derblichkeit der Prämienwirthſchaft zu überzeugen, erfüllte ſich nicht, denn 
ſowohl Oeſterreich-Ungarn als auch Frankreich rüſteten ſich ebenfalls, ihre 
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Prämien zu erhöhen, wodurch von Neuem die Anregung zu einer Ver— 
mehrung des Rübenbaues gegeben wurde. 


Der von dem vorigen Handelsminiſter, Herrn Freiherr von Berlepſch, 
dem Haufe der Abgeordneten vorgelegte Geſetzentwurf, betreffend die Neu- 
ordnung der Handelskammern wurde von der Königlichen Staatsregierung 
zurückgezogen, nachdem der 8 1 des Entwurfs, der von der Einrichtung 
obligatoriſcher Handelskammern über das ganze Staatsgebiet handelte, in der 
erſten Kommiſſionsſitzung abgelehnt wurde und auch bei der Berathung 
im Haufe der Abgeordneten auf Widerſtand geſtoßen war. Gegen die Ein- 
richtung obligatoriſcher Handelskammern hatten ſich nur die kaufmänniſchen 
Korporationen, von den Handelskammern aber nur 4 (Breslau, Bromberg, 
Neuß und Stolberg) ausgeſprochen, unbedingt dafür waren 61 Kammern 
und 1 Korporation; darüber aber, daß das Geſetz, abgeſehen von den 
beſtrittenen Prinzipienfragen, weſentliche Verbeſſerungen des geltenden Rechts 
enthält, herrſchte Uebereinſtimmung. 


Der Nachfolger des Herrn Freiherrn von Berlepſch, Herr Handelsminiſter 
Breſeld, hat darauf dem Landtage einen neuen Entwurf, betreffend die Neu— 
ordnung der Handelskammern, vorgelegt, welcher ſich in der Hauptſache von 
dem zurückgezogenen dadurch unterſcheidet, daß er auf die Einrichtung 


obligatoriſcher Handelskammern verzichtet und die Umwandlung der kauf— 
männiſchen Korporationen in Handelskammern freiſtellt; an der Ertheilung der 
Rechte einer juriſtiſchen Perſönlichkeit iſt feſtgehalten worden — ebenſo an der 
Bildung von Wahlabtheilungen. Die Aufnahme, welche dieſer neue Geſetz— 
entwurf im Hauſe der Abgeordneten gefunden hat, läßt deſſen Annahme, 
abgeſehen von einigen unweſentlichen Abänderungen, durch die geſetzgebenden 
Körperſchaften erwarten. 


Die Novelle zur Gewerbeordnung iſt am 1. Januar 1897 in Kraft 
getreten; dieſelbe enthält mehrere geſetzlichen Vorſchriften über den Gewerbe— 
betrieb im Umherziehen; als die Wichtigſte derſelben kann diejenige gelten, 
welche das Aufſuchen von Beſtellungen auf Waaren, mit Ausnahme von 
Druckſchriften, anderen Schriften und Bildwerken, und ſoweit nicht der 
Bundesrath noch für andere Waaren oder Gegenden oder Gruppen von 
Gewerbetreibenden Ausnahmen zuläßt, ohne vorherige ausdrückliche Auf— 
forderung nur bei Kaufleuten in deren Geſchäftsräumen, oder bei ſolchen 
Perſonen, in deren Geſchäftsbetrieb Waaren der angebotenen Art Verwendung 
finden, geſtattet. Eine weitere Ausnahme von dem Verbote des Detail— 
reiſens hat der Bundesrath noch zugelaſſen für den Handel mit Wein, für 
die Leinen- und Wäſchefabrikation und für den Handel mit Nähmaſchinen. 
Alle übrigen Waaren, ſomit auch die Manufakturen, fallen unter die 
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Beſtimmungen des Verbots und für ſie iſt das Aufſuchen von Beſtellungen 
bei der Privatkundſchaft unterſagt. 

Unſere Beſtrebungen, die auf die Anlage eines Holzhafens bei Thorn 
ſortdauernd gerichtet find, haben inſofern einen Erfolg aufzuweiſen, als die 
landespolizeiliche Genehmigung zur Anlage dieſes für den Holzhandel, die 
Flößerei und Schifffahrt, ſowie für die Stromverhältniſſe wichtigen Hafens 
binnen Kurzem erwartet werden darf; nachdem dieſelbe erfolgt iſt, werden 
wir zur Finanzirung des geplanten Unternehmens ſchreiten. f 

Ebenſo haben wir uns fortgeſetzt um die Ausführung der projektirten 
Kleinbahn von Thorn nach Leibitſch bemüht, leider aber bisher mit wenig 
Erfolg; die Schwierigkeit liegt in der Finanzirung bezw. in der Beſchaffung 
der nöthigen Zinsgarantie. Zu dieſem Zweck iſt ein Zweckverband gebildet 
worden, der hoffentlich zu einem guten Ziele führen wird. 

Eine gewiſſe Beunruhigung erfuhren Intereſſentenkreiſe durch die 
geplante Verlegung der Zollabfertigung von Thorn nach Schillno, von der 
mit Recht große Störungen und Benachtheiligungen für, den Holzhandel und 
auch den Kleinhandel der Stadt befürchtet werden mußten. Im Verein mit 
dem hieſigen Magiſtrat iſt es gelungen, durch Eingaben an den Herrn 
Finanzminiſter und den Herrn Miniſter für Handel und Gewerbe und durch 
eine perſönliche Vorſtellung bei den bezeichneten Herren Miniſtern dieſe 


Beunruhigung zu beſeitigen. Bei derſelben Gelegenheit wurde auch die 


Verlegung des an der Weichſel befindlichen Zollhauſes, der jogenamnten 
Winde, zur Sprache gebracht, welche ſeitens der Stadt und der Handels- 
kammer dringend gewünſcht wird, um für Handel, Schifffahrt und für den 
allgemeinen Verkehr nöthige Verbeſſerungen des Ladeufers und der Uferbahn 
durchführen zu können. Es ſteht zu erwarten, daß das dankenswerthe Vor— 


gehen des Magiſtrats und unſere eigenen Bemühungen zu einem guten Er- 


folge führen werden; zu wünſchen bleibt aber, daß die geplanten Verbeſſerungen 
ſchnell in Angriff 


genommen und noch in dieſem Jahre vor Schluß der 
Schifffahrt zur Ausführung gelangen. 

Die Bauthätigkeit war eine ſehr rege, weniger in der inneren alten 
Stadt, als auf den Vorſtädten und dem Wilhelmplatz, wo eine größere 
Anzahl ſtattlicher Gebäude zu Wohnzwecken erbaut und noch weitere im Bau 
begriffen ſind. Arbeiter fanden reichlich lohnende Beſchäftigung und Arbeiter— 
entlaſſungen wegen mangelnder Arbeit haben nicht ſtattgefunden. 


2. Die Ernte. 


Das Frühjahr 1896, ganz normal einſetzend, gejtattete rechtzeitig den 
Beginn der Feldarbeiten, welche ohne nennenswerthes Hinderniß ſich glatt 
entwickelten. Die Winterfanten waren ohne größeren Schaden zur Ent— 


wickelung gelangt; es war demnach die Hoffnung auf günſtigen Ertrag 
berechtigt. In der That lieferte Weizen eine recht befriedigende Ernte ſowohl 
bezüglich der Menge, wie der Beſchaffenheit. Wenn zwar Roggen nicht jo 
gut ſchüttete, wie man erwartet hatte, ſo erſetzte er dieſen Fehler reichlich 
durch außerordentliche Güte. In Gerſte war die Ernte durchſchnittlich gut; 
eine Folge des Rübenbaus war die Erzeugung einer braufähigen Gerſte 
beſter Qualität. Dagegen hatten das andere Sommergetreide und die 
Kartoffeln durch anhaltende Dürre gelitten, ſodaß ſie hinter einem 
Mittelertrage zurückblieben. Die für die hieſigen Kreiſe außerordentlich ins 
Gewicht fallende Rübenernte kann glücklicherweiſe als mindeſtens mittelgut 


bezeichnet werden. 
3. Geldverkehr. 


Der Bankzinsfuß war 
vom 1. Januar bis 11. Februar 1896: 
4 % für Wechſel, 4½ bezw. 5 % für Lombard-Darlehne, 
vom 12. Februar bis 6. September 1896: 
3 % für Wechſel, 3½ bezw. 4 % für Lombard -Darlehne, 
vom 7. September bis 9. Oktober 1896: 
4 % für Wechſel, 4½ bezw. 5 % für Lombard Darlehne, 
vom 10. Oktober bis 31. Dezember 1896: 
5 % für Wechſel, 5 bezw. 6 %% für Lombard-Darlehne, 
im Durchſchnitt des ganzen Jahres 3,656 (3,139) für Wechſel und 4,156 
(3,639) bezw. 4,656 (4,139) % für Lombard-Darlehne. 
Der Abſchluß der hieſigen Reichsbankſtelle weiſt nach: 


1896: 1895: 

Giro-Verkehr Einnahme. . . 62564588 Mk. 59391318 Mk. 
A „ Ausgabe. .. 62715205 „ 59140868 „ 
Giro-Uebertragungen Zugang . 19847171 „ 16915477 „ 
5 10 Abgang . 30622 920 „ 31557392 „ 
Platzwechſel Zugang... 11935346 „ 10137282 „ 
1 Abgang. . . 11597364 „ 10350170 „ 
Verſandwechſelnln .. 3503929 „ 2670097 „ 
Wechſel auf das Ausland. .. 10193 „ 592 „ 
Einzugswechſel Zugang. .. 11145078 „ 9832843 „ 
5 Abgang. . 11002 464 „ 9591243 „ 
Lombard-Darlehne Zugang . . 4037600 „ 2797 800 „ 
6 Abgang . . 3914000 „ 3433700 „ 


Der Geſammtumſatz hat 
betragen 176465 400 Mk. gegen 162 205000 Mk. 
im Jahre 1895. 
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Vorjhuß- Verein (Eingetragene Genoſſenſchaft mit unbeſchränkter 
Haftpflicht). Einnahme 3881340 Mk., Ausgabe 3874993 Mk., Wechſel⸗ 
beſtand 757 727 Mk., Mitgliederguthaben 298 131 Mk. (296 258), Darlehns— 
fonds 287660 Mk., Sparkaſſenkonto 150672 Mk, Reſervefonds 70646 Mk. 
(68 294), Specialreſerve 22 198 Mk. (20 581). Dividende 8 % (7 %). 
Mitgliederzahl am Schluſſe des Jahres 851 (858), darunter 126 ſelbſtſtändige 
Landwirthe. 

Toruüskie Towarzystwo Pozyezkowe (Eingetragene 
Genoſſenſchaft mit unbeſchränkter Haftpflicht). Geſammt-Kaſſenumſatz 
1348 242 Mk. (1283 048), Geſchäftsantheile 15778 Mk. (11724), 
Wechſelbeſtand Ende 1896 113913 Mt. (405943), Depoſitenbeſtand 
125098 Mk. (101598), Reſervefonds 6281 Mt. (5296), Specialreſerve 
1171 Mk. Zahl der Mitglieder 379 (382). Dividende 11 9% (12¼ %). 

Städtiſche Sparkaſſe. Spareinlagen Ende 1895: 3230518 Mk. 
(2797160). Neue Einlagen im Jahre 1896: 1496639 Mt. (1484 376). 
Gutgeſchriebene Zinſen 88471 Mk. (80 144). Zurückgezahlte Einlagen 
1279691 Mk. (1131162), Spareinlagen Ende 1896: 3535938 Mk. 
Das Vermögen der Sparkaſſe beſteht aus Juhaberpapieren im Nennwerth 
von 1656950 Mk. (Kurswerth 1675 125 Mk.), Hypotheken 581125 Mk, 
Wechſeln 71970 Mk., Darlehnen bei Inſtituten 430307 Mk., vorüber⸗ 
gehenden Darlehnen 635723 Mk., Baarvorrath 300659 Mk. Insgeſammt 
3694912 Mk. Reſervemaſſe Ende 1896: 158973 Mk. Am Jahresſchluſſe 
befanden ſich 7211 Stück Sparkaſſenbücher im Umlaufe. 

Kreisſparkaſſe mit dem Sitze in Thorn. € 
Ende 1895. 448390 Mk. (287 178) 
383709 Mk. (329 950). Zugeſchriebene 
gezahlte Einlagen 266781 Mk. (1786 
578806 Mk. Für zurückgezahlte E 
Zinſen gezahlt worden. 

Thorner Credit— Geſellſchaft (G. Prowe & Co.). Aetienkapital 
unverändert 300000 Mk. Reſervefonds 6474 Mt. (5721). Angekauft 
wurden Wechſel in Höhe von 2875370 Mk. (2980781). Am Schluſſe des 
Jahres blieb ein Wechſelbeſtand von 436487 Mk. (412083). Lombard— 
Darlehne wurden in Höhe von 182260 Mk. (147847) gegeben. 
wurden neu eingezahlt 413246 Mt. (521047), es verblieb 
des Jahres ein Beſtand von 270777 Mt. (295528). 
hielten eine Dividende von 4 ½ % (Az %). 

Culmſee'er Volksbank J. Scharwenka & Co. 
210000 Mk. Reſervefonds 14912 Mk. (14058). 
gekauft in Höhe von 2131895 Mt. (2081934). 


inlagen Beſtand 
Einlagen im Jahre 1896: 
Zinſen 13487 Mk. (9936). Zurück⸗ 
73). Beſtand der Einlagen 1896: 
inlagen ſind im Jahre 1896 863 Mk. 


Depoſiten 
am Schluſſe 
Die Aktionäre er— 


Actienkapital 
Wechſel wurden an— 
An Depoſiten wurden 


eingezahlt 449641 Mk. (410914). Am Schluſſe des Jahres betrug der 
Depoſitenbeſtand 278 709 Mk. (254063), der Wechſelbeſtand 323837 Mk. 
(423949), Dividende 6 % (5 %). 

Vorſchuß-Verein zu Culmſee (Eingetragene Genoſſenſchaft mit 
unbeſchränkter Haftpflicht). Mitgliederzahl 323 Perſonen (352). Gutlſaben 
der Mitglieder 54197 Mk. (76142). Reſervefonds 2955 Mk. (1969). Der 
Kaſſenumſatz hat 2098 253 Mk. (2 160 788) betragen. Wechſel ſind an— 
gekauft in Höhe von 913895 Mk. (944874). Auf Depoſitenkonto ſind ein— 
gezahlt 97851 Mk. (91719). Dividende 6 % (6 %). 

Volksbank zu Schönſee (Eingetragene Genoſſenſchaft mit unbe— 
ſchränkter Haftpflicht). Reſervefonds 3267 Mk. (3107). Mitgliederantheile 
14204 (13998). Depoſiten 78927 Mk. (77920). Specialreſerve 814 Mk. 
(671). Wechſelbeſtand 93949 Mk. Ausgeborgtes Bankgeld 6000 Mk. 
Reingewinn 1143 Mk. (1142). Dividende 70%. 

Die eingeklammerten Zahlen geben die Ergebniſſe des Vorjahres an. 


4. Poſt- und Telegraphenverkehr. 


Im Bezirk der Handelskammer wurde am 4. Mai 1896 eine Tele— 
graphen-Anſtalt in Nieczywiene eröffnet. Auch für dieſes Jahr iſt eine Zu— 


nahme des Telegraphenverkehrs zu konſtatiren; es betrug nämlich die Anzahl 
der aufgegebenen Telegramme 79564 gegen 71839 im Vorjahre; an— 
gekommen find 76259 Telegramme gegen 73390 im Vorjahre. Eine 
beträchtliche Zunahme weiſt der Verkehr auf in Culmſee, Thorn Telegraphen— 
amt und Thorn II (Bahnhof); dagegen hat der Verkehr der Anſtalten in 
Podgorz, Oſtaszewo und Thorn III (Bromberger Vorſtadt) abgenommen. 

Die Poſtanſtalten Thorn I, II und III, Mocker und Podgorz weiſen 
faſt durchgehend eine Verkehrsſteigerung auf, jo betrug der Briefverkehr eder 
genannten Anſtalten 6742 458 Stück gegen 6475034 Stück im Vorjahre, 
der Packetverkehr 411496 Stück gegen 389045 im Vorjahre, der Poſt— 
anweiſungs-Verkehr 264591 Stück über 16 034506 Mk. gegen 257591 Stück 
über 13866976 Mk. im Vorjahre. Nur der Briefverkehr des Poſtamts II 
(Bahnhof) iſt von 548 798 Stück auf 492 560 Stück gefallen. Mit den 
Poſten reiſten 340 Perſonen ab gegen 288 im Jahre 1895. 


5. Schifffahrts-Verkehr auf der Weichſel. 
Im Jahre 1896 haben Thorn paſſirt: 
1. Von Rußland ſtromab: 
604 beladene Kähne gegen 662 im Vorjahre. 
24 leere Kähne bum: „ N ü 
16 beladene Güterdampfer 5 17 


6 leere Güterdampfer gegen 


— 


Perſonendampfer 
8 Schleppdampfer 
1650 Holztraften " 
2. Nach Rußland ſtromauf: 
466 beladene Kähne gegen 
36 leere Kähne 
25 beladene Güterdampfer 
1 leerer Güterdampfer 
22 Schleppdampfer 
2 Perſonendampfer 


3. Aus dem Inlande ſtromab: 


183 beladene Kähne gegen 
33 leere Kähne 

77 beladene Güterdampfer 
3 leere Güterdampfer 

9 Schleppdampfer 

31 Holztraften 


4. Aus dem Inlande ſtromauf: 


132 beladene Kähne gegen 
44 leere Kähne 

92 beladene Güterdampfer 
leerer Güterdampfer 
19 Schleppdampfer 


* 


— 


Summa 3485 Waſſerfahrzeuge inel. Traſten gegen 3138 
Von den 3485 Waſſerfahrzeugen ſind in Thorn 


1. Ganz befrachtet ſtromab: 
mit Stückgütern 
„ Branntwein 


„ Rohzucker 101 
„ Weizen 4 


„ Roggen 


„ Gerſte 5 
„ Ziegelſteinen 33 


„ Pulver 
„ Faſtage 


1 
„ Soda 1 
4 


„ Mühlenfabrikaten 


„ Melaſſe 10 


„ Grubenholz 


414 i 


50 
27 


170 
31 
50 
15 
11 
26 


130 
26 
81 

2 


— 


42 


* 


im 


im 


3 Kähne 53 
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Vorjahre. 


Vorjahre. 


Dampfer. 


mit geſägtem Nutzholz 9 Kähne — Dampfer. 


„ Buhnenpfählen 2 „ — N 
„ Feldſteinen 1 „ — 4 
„ Bandſtöcken 2 „ — 5 
„ Speichen ei = - 58 
2. Ganz befrachtet ſtromauf: 
mit Kalkſteinen 9 Kähne. 
„ Schwerſpat 1 Kahn. 
„ verarbeitetem Eiſen 1 1 
„ Stückgütern Il 
„ Düngemitteln 4 
„ Heringen B S 
3. Ganz entlöſcht ſtromauf: 
mit Stückgütern 55 Kähne 92 Dampfer. 
„ Steinkohlen 47 1 — er 
„ Artillerie-Material 4 1 = 1 
„ Roheiſen 7 „ — 1 
„ Brucheiſen 5 1 *. „ 
„ verarbeitetem Eiſen 6 x 1 
„ Baumwollſaatmehl l - 1 
„ Heringen 2 1 — 5 
„ rohem Nutzholz 1 5 — 1 
„ Petroleum 4. " 
4. Ganz entlöſcht ſtromab: 
mit ſonſtigen Gegenſtänden 6 Kähne 3 Dampfer. 
„ Kleie 123 „ — 0 
„ Hülſenfrüchten 1 „ — R 
„ Feldſteinen 165, U- 5 
„ Oelkuchen 1 5 — 7 
„ Weizen 1 „ — * 
„ Kuhhaaren A " 
Gerſte ; 1 er 


" " * 

Die Schifffahrt vollzog ſich unter im Ganzen günſtigen Waſſerſtands— 
verhältniſſen; ein Mangel an Fahrzeugen gegenüber ſtarker Nachfrage war 
zeitweiſe fühlbar und führte, namentlich im Herbſte, zur Bewilligung hoher 
Frachtſätze. 


6. Eiſenbahnuerkehr. 
Der Geſammtgüterverkehr auf Bahnhof Thorn und Mocker hat ſich 
ungefähr in den Grenzen des Vorjahres bewegt. Der Verkehr auf dem Haupt— 
bahnbofe iſt von 233243 To. auf 239942 To. geſtiegen, während der 
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Verkehr auf Bahnhof Mocker um ca. 8000 To. geſunken iſt. Auf Bahnhof 
Thorn erfuhren Steinkohlen und Koks, Oelkuchen und Hafer eine Verringerung, 
während Eingang und Verſandt an Weizen, Roggen und Mühlenfabrikaten 
ſich ſteigerten. Auf Bahnhof Mocker hat ſich ebenfalls die Zufuhr an Stein— 
kohlen, Koks und Oelkuchen verringert, ganz erheblich verminderte ſich aber 
der Verſandt von Steinen, Dach-, Mauerziegeln, Drains, nämlich von 15782 To. 
im Jahre 1895 auf 1033 To. 

Der Perſonenverkehr weiſt eine Vermehrung auf; es reiſten ab vom 
Hauptbahnhofe 172449 Perſonen (165111), vom Stadtbahnhofe 148115 
Perſonen (145321), vom Bahnhof Mocker 15493 Perſonen (15 299). 

Der Viehverkehr auf Bahnhof Thorn hat ſich wiederum erheblich ver— 
mindert, ſo betrug die Zahl der eingegangenen und verſandten Schweine 
89214 gegen 112937 im Vorjahre; nur Gänſe und Puten weiſen eine 


Zunahme auf. Dagegen hat der Viehverkehr auf Bahnhof Mocker ſich nicht 
unbedeutend vermehrt. 


7. Getreidezufuhren 
auf dem Wege über Gollub und Leibitſch. 

Auch in dieſem Jahre haben ſich die Zufuhren, die aus Polen unter 
Begleitſchein-Controlle über Gollub und Leibitſch nach Thorn kamen, ver— 
ringert; nur der Import von Gerſte über Leibitſch hat zugenommen. Ein 
wahres Bild der Getreideeinfuhr geben die von uns im ſtatiſtiſchen Theile an— 
geführten Zahlen nicht, da ja die in Gollub und Leibitſch befindlichen Mühlen 
einen großen Theil des Imports aufnehmen. Wir haben deshalb auch das 


Königliche Haupt-Zoll-Amt in Thorn erſucht, uns die vollſtändigen Zahlen zur 
Verfügung zu ſtellen. 


Verhandlungen der Handelskammer. 


1. Abänderung des Geſetzes über die Erwerbs- und 
Wirthſchaftsgenoſſenſchaften vom 1. Mai 1889. 


In letzten Jahresbericht theilten wir mit, daß wir im Februar 1896 
an den Reichstag das dringende Erſuchen richteten, dem Geſetzentwurf 
betreffend die Abänderung des Geſetzes über die Erwerbs- und Wirthſchafts 
genoſſenſchaften die verfaſſungsmäßige Zuſtimmung nur dann zu geben, 
wenn im Artikel 1 die Worte: dieſe Beſchränkung (nämlich des Geſchäfts— 
verkehrs der Konſumvereine auf ihre Mitglieder) findet auf landwirthſchaftliche 
Konſumvereine keine Anwendung, geſtrichen werden. Da aber weder die 
Kommiſſion noch der Reichstag von den Einwendungen, die mit uns noch 
verſchiedene Handelskammern und kaufmänniſche Korporationen gegen die 
Beſtimmung des § 1 vorgebracht hatten, Notiz nahm, ſo ſahen wir uns 
veranlaßt, in Anbetracht der ſchwerwiegenden Folgen den Reichstag nochmals 
auf die Schädigungen hinzuweiſen, die bei einer unveränderten Annahme 
dieſes Paragraphen den Handel, namentlich den mit Futtermitteln, Handels— 
dünger und Saatgut treffen würden. Wir betonten, daß vorausſichtlich 
dieſer Handel nach Annahme des Geſetzentwurfs über den Verkehr mit 
Handelsdünger pp. gänzlich in die Hände der landwirthſchaftlichen Genoſſen— 
ſchaften übergehen und ſomit der Ruin eines blühenden Handelszweiges 
herbeigeführt werden würde. Leider war auch dieſes Vorgehen, an dem ſich 
wiederum zahlreiche Handelskammern betheiligten, ohne Erfolg; der Abſatz 
4 des $ 8 des Geſetzes hat vielmehr die folgende Faſſung erhalten: „Konſum— 
vereine dürfen im regelmäßigen Geſchäftsverkehr Waaren nur an ihre Mit— 
glieder oder deren Vertreter verkaufen. Dieſe Beſchränkung findet auf land— 
wirthſchaftliche Konſumvereine, welche ohne Haltung eines offenen Ladens 
die Vermittelung des Bezugs von ihrer Natur nach ausſchließlich für den 
landwirthſchaftlichen Betrieb beſtimmten Waaren beſorgen, hinſichtlich dieſer 
Waaren keine Anwendung.“ 


— 


2. Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb. 


Trotzdem das Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb erſt im Mai 
in Kraft getreten iſt, ſind ſchon verſchiedene Verbeſſerungsvorſchläge auf— 
getaucht. So hat der Verband der Handels- und Gewerbevereine für das 
Herzogthum Oldenburg den Reichstag erſucht, in § 1 des Geſetzes hinter 
den Worten „unrichtige Angaben thatſächlicher Art macht“ einzufügen: „oder 
thatſächliche Angaben unterläßt, die zur Charakteriſirung der angebotenen 
Waare oder gewerblichen Leiſtung wichtig ſind“. Auf die Aufforderung, ſich 
dieſer Petition anzuſchließen, erwiderte die Kammer, daß ſie Abänderungs— 
vorſchläge zu dieſem kaum in Kraft getretenen Geſetze für verfrüht halte und 
fie ſich deshalb der Eingabe nicht anſchließen werde. 


3. Novelle vom 6. Auguſt 1896 zur Deutſchen 
Gewerbeordnung. 


Die Novelle vom 6. Auguſt 1896 zur Deutſchen Gewerbeordnung 
enthält verſchiedene Einſchränkungen des Gewerbebetriebes; ſo beſtimmt 
Artikel 8 der Novelle: „Der § 42 b der Gewerbeordnung erhält als fünften 
Abſatz folgenden Zuſatz: „Kinder unter vierzehn Jahren dürfen, auch wenn 
eine Beſtimmung nach Abſatz 1 nicht getroffen iſt, auf öffentlichen Wegen, 
Straßen, Plätzen oder an öffentlichen Orten oder ohne vorgängige Beſtellung 
von Haus zu Haus Gegeuſtände nicht feilbieten. In Orten, wo ein der— 
artiges Feilbieten durch Kinder herkömmlich iſt, darf die Ortspolizeibehörde 
ein ſolches für beſtimmte Zeitabſchnitte, welche in einem Kalenderjahre zu— 
ſammen vier Wochen nicht überſchreiten dürfen, geſtatten.“ Wichtiger noch 
iſt Artikel 9 der Novelle: „An Stelle des § 44 Abſatz 3 der Gewerbe— 
ordnung treten folgende Beſtimmungen: „Das Aufkaufen darf ferner nur 
bei Kaufleuten oder ſolchen Perſonen, welche die Waaren produzieren, oder 
in offenen Verkaufsſtellen erfolgen. Ingleichen darf das Auſſuchen von 
Beſtellungen auf Waaren, mit Ausnahme von Druckſchriften, anderen 
Schriften und Bildwerken, ſoweit nicht der Bundesrath noch für andere 
Waaren oder Gegenden oder Gruppen von Gewerbetreibe 
zuläßt, ohne vorgängige ausdrückliche Aufforderung nur 
deren Geſchäftsräumen, oder bei ſolchen Perſonen geſchehen, in deren 
Geſchäftsbetrieb Waaren der angebotenen Art Verwendung finden. Hin— 
ſichtlich des Auffuchens von Beſtellungen auf Druckſchriften, andere Schriften 


und Bildwerke finden die Vorſchriften des S 5b Abſatz 3 entſprechende 
Anwendung.“ 


nden Ausnahmen 
bei Kaufleuten in 


Wir erhielten unter dem 13. Auguſt den folgenden Erlaß des Herrn 
Haudelsminiſters durch den Herrn Regierungs-Präſidenten in Marienwerder 
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20 
zugeſandt mit der Aufforderung, uns zu den darin berührten Fragen zu 
äußern: 

„Nach den Artikeln 9 und 23 des Geſetzentwurfs, betreffend die Ab- 
änderung der Gewerbeordnung, welchem in der vom Reichstag beſchloſſenen 
Faſſung der Bundesrath bereits zugeſtimmt hat, darf vom 1. Januar 4897 
ab auf Grund der Legitimationskarte der Handlungsreiſenden 

„das Auſſuchen von Beſtellungen auf Waaren mit Ausnahme von 
Druckſchriften, anderen Schriften und Bildwerken und, ſoweit nicht 
der Bundesrath noch für andere Waaren oder Gegenden oder 
Gruppen von Gewerbetreibenden Ausnahmen zuläßt, ohne vor— 
gängige ausdrückliche Aufforderung nur bei Kaufleuten in deren 
Geſchäftsräumen, oder bei ſolchen Perſonen geſchehen, in deren 
Geſchäftsbetriebe Waaren der angegebenen Art Verwendung ſinden.“ 

Es empfiehlt ſich ſchon jetzt in eine allgemeine Prüfung der Frage 
einzutreten, inwieweit von der dem Bundesrath übertragenen Beſugniß 
Gebrauch zu machen ſein möchte, um eine der Abſicht des Geſetzes wider— 
ſprechende Schädigung berechtigter wirthſchaftlicher Intereſſen zu verhüten 
und die Ausnahme -Beſtimmungen gleichzeitig mit dem Inkrafttreten der 
geſetzlichen Vorſchrift in Geltung ſetzen zu können. Sie wollen mir daher 
diejenigen Gewerbszweige bezeichnen, für welche in Ihrem Verwaltungsbezirk 
ſei es allgemein, ſei es für einzelne Gegenden oder für einzelne Gruppen 
von Gewerbetreibenden ein wirthſchaftliches Bedürfniß zu ausnahmsweiſer 
Zulaſſung des Detailreiſens geltend gemacht worden iſt, und Sich unter 
Darlegung der dabei zu berückſichtigenden Verhältniſſe darüber äußern, ob 
dieſes Bedürfniß anzuerkennen iſt. 

Die Gewerbeordnungsnovelle wird ferner zu einer Reviſion der vom 
Bundesrath unter dem 31. Oktober 1883 beſchloſſenen und unter dem 
31. Oktober 1889 ergänzten Ausführungsbeſtimmung zur Gewerbeordnung 
(Bekanntmachungen vom 31. Oktober 1883 und 8. November 1889 — 
Centralblatt für das Deutſche Reich 1883 Seite 305 und 1889 Seite 559) 
Anlaß bieten. Die Formulare B und C für Wandergewerbeſcheine bedürfen 
ſchon in Anbetracht der Artikel 12 und 13 der Novelle der Ergänzung. 
Es fragt ſich, ob und in welcher Hinſicht nach den in neuerer Zeit gemachten 
Erfahrungen etwa weitere Aenderungen, insbeſondere der Vorſchriften über 
den Gewerbebetrieb der Ausländer im Umherziehen, angezeigt erſcheinen.“ 

Nach einer Umfrage bei denjenigen Kaufleuten unſeres Bezirks, welche 
dabei in Betracht kommen konnten, erwiderten wir dem Herrn Regierungs— 
Präſidenten unter dem 20. Auguſt Folgendes: 

„Ew. Hochwohlgeboren geſtatten wir uns auf das geehrte Schreiben 
vom 13. d. Mts. ergebenſt zu erwidern, daß in unſerem Kreiſe nur von 
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einer Thee- und Saamenhandlung das Bedürſniß nach ausnahmsweiſer Zu— 
laſſung des Detailreiſens geltend gemacht worden iſt. Das direkte Auffuchen 
der Konſumenten wird wegen der wechſelnden Qualität der genannten Artikel 
und der wechſelnden Anforderungen der Konſumenten für durchaus noth— 
wendig gehalten. Ein Verbot des direkten Aufſuchens widerſtreite ſowohl 
den Intereſſen des Handels als auch der Konſumenten. 

Wir halten dieſe Begründung für durchaus zutreffend und richten des— 
halb an Ew. Hochwohlgeboren das ergebene Erſuchen, hochgeneigteſt darauf— 
hin wirken zu wollen, daß den Thee- und Saamengeſchäften auch fernerhin 
das direkte Aufſuchen der Konſumenten geſtattet bleibe.“ 

Kurz nach Abſendung dieſes Schreibens erhielten wir die nachſtehende 
Eingabe der hieſigen Filiale der Singer Co:: 

„Mit Bezug auf die bevorſtehende Beſchlußfaſſung des Bundesraths 
über die Zulaſſung von Ausnahmen vom Verbot des Detailreiſens erlaubt 
ſich die unterzeichnete Actien-Geſellſchaft auf das Bedürfniß hinzuweiſen, den 
Artikel Nähmaſchinen vom Verbot des Detailreiſens auszunehmen, indem ſie 
ſich auf nachſtehende Ausführungen bezieht. 

Nach dem Verlauf der Verhandlungen über den Geſetzentwurf, 

betreffend die Abänderung der Gewerbe-Ordnung, ging die Anſicht der 
Regierung wie der Mehrheit des Reichstags dahin, daß das Detailreiſen an 
ſich in vielen Fällen ein durchaus nützlicher und wirthſchaftlich geſunder 
Geſchäftsbetrieb ſei, nur müſſe dort, wo das Detailreiſen zu einer ungerecht— 
fertigten Schädigung des ſtehenden Gewerbes führe, letzteres geſchützt werden. 
Es ſei deshalb nöthig, die Verhältniſſe jedes einzelnen Gewerbes zu prüfen 
und feſtzuſtellen, ob durch die Ausbildung des Detailreiſens berechtigte 
Intereſſen geſchädigt würden oder nicht. 
Nun exiſtirt im Nähmaſchinengewerbe überhaupt kein Gegenſatz zwiſchen 
einem ſeßhaften und einem mittelſt Detailreiſen verkaufenden Händler. Mit 
verſchwindenden Ausnahmen läßt jeder deutſche Nähmaſchinenhändler durch 
Detailreiſende verkaufen, oder er verkauft ſelbſt durch Beſuch von Privat- 
lundſchaſt. Das Nähmaſchinengewerbe wird daher von vornherein unter 
diejenigen Gewerbe gezählt werden müſſen, zu deren Gunſten die Ausnahme— 
Clauſel dem 8 9 des Geſetzes eingefügt wurde. 

Es würde aber auch das geſammte Nähmaſchinengewerbe auf's 
Schwerſte geſchädigt werden, wenn demſelben die ausnahmsweiſe Zulaſſung 
zum Detailreiſen nicht gewährt werden würde. Um dies zu erläutern, müſſen 
wir auf die Verhältniſſe der Branche und die derſelben eigenthümlichen 
Formen des Betriebes etwas näher eingehen. 

Wie ſchon oben geſagt, unterhält faſt jeder deutſche Nähmaſchinen— 
händler Reiſende zum Beſuch von Privatperſonen. So ausgebildet iſt dieſe 
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Vertriebsart im Nähmaſchinenhandel, daß wohl durchweg über die Hälfte 
aller verkauften Maſchinen durch Vermittelung von Detailreiſenden abgeſetzt 
wird, und in vielen Fällen dürfte der Procentſatz der im Wege des Detail— 
reiſens verkauften Maſchinen noch erheblich höher ſein, woraus man, ein 
Bild erhält, in welchem Maaße der Umſatz bei Verbot des Detailreifens 
zurückgehen würde. Der Detailreiſende übt aber im Nähmaſchinengewerbe 
nicht allein die Thätigkeit eines Verkäufers aus, er muß gleichzeitig über den 
Käufer, der ſehr Häufig unbemittelt iſt, und dem daher nur eine Maſchine 
anvertraut werden kann, wenn er ein fleißiger und ordentlicher Mann iſt, 
Erkundigungen einziehen und außerdem das Incaſſo der Theilzahlungen auf 
früher verkaufte Maſchinen beſorgen. Würde ein ſolcher Angeſtellter die 
Thätigkeit eines Verkäufers nicht mehr ausüben dürfen, jo müßte der Händler 
ihn allein des Incaſſos wegen unterhalten, da erfahrungsgemäß bei wenig 
bemittelten Perſonen, wie fie den größten Theil der Kundſchaft eines Näh— 
maſchinen-Händlers bilden, ohne perſönliche Aufforderung auf pünktlichen 
Eingang der Theilzahlungen nicht zu rechnen iſt. Das Incaſſo würde dem 
Händler dadurch in einer Weiſe vertheuert werden, wie es kein Geſchäft aus- 
halten könnte. Außerdem würde aber der bei Verbot des Detailreiſens ſo 
ſehr verringerte Abſatz noch dadurch erſchwert, daß das früher von dem mit 
der Kundſchaft bekannten Detailreiſenden beſorgte Einholen der Auskunft auf 
andere koſtſpielige und umſtändliche Weiſe beſorgt werden müßte. 

Aber nicht nur das Nähmaſchinengewerbe ſelbſt, ſondern auch wichtige 
allgemeine wirthſchaftliche Intereſſen würden durch das Verbot des Detail— 
reiſens empfindlich geſchädigt werden. Die Nähmaſchine verdankt ihre gegen- 
wärtige große und noch immer zunehmende Verbreitung in der Hauptſache 
dem Detailreiſen in Verbindung mit dem für Nähmaſchinen eingeführten 
Theilzahlungsſyſtem. Es dürfte aber auch kaum ein anderes Erzeugniß der 
modernen Kleinmaſchinen-Induſtrie geben, deſſen Verbreitung jo ſehr im all— 
gemeinen Intereſſe liegt, wie die Nähmaſchine. 

Die im Wege des Detailreiſens verkauften Nähmaſchinen dienen zweierlei 
verſchiedenen Zwecken, einmal dem Familienbedarf und zweitens der ſo— 
genannten Hausinduſtrie. Beide ſtehen ſehr häufig in engſter Verbindung 
mit einander, beiden iſt die Nähmaſchine durch ihre außerordentliche Arbeits- 
erſparniß unentbehrlich. 

Der Hausfrau, beſonders bei kinderreichen Familien mit mittlerem und 
kleinem Einkommen, iſt es nicht möglich, die vielerlei Näharbeiten, die Haus 
und Familie erfordern, durch Handarbeit zu beſchaffen, dazu iſt ihre Zeit 
durch andere Arbeiten des Haushalts viel zu ſehr in Anſpruch genommen; 
ſie müßte fremde Hülfe nehmen, eine Schneiderin bezahlen, wenn ihr nicht 
die Nähmaſchine das Mittel böte, mit geringem Zeitaufwand alle dieſe 
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Arbeiten ſelbſt zu beſorgen und das ſonſt dafür aufgewendete Geld zu ſparen, 
während ſie ſich die Maſchine gegen die von uns geſtattete geringe Theil— 
zahlung von Mk. 1.— bis Mk. 1.50 die Woche als Eigenthum erwirbt. 
Dieſe Verhältniſſe, die Unentbehrlichkeit der Nähmaſchine im Haushalte und N 
damit der Nutzen einer größtmöglichen Verbreitung derſelben, ſind allgemein 
bekannt; worauf wir aber noch beſonders die Aufmerkſamkeit der verehrlichen 
Handelskammer lenken möchten, iſt die ſogenannte Hausinduſtrie. 

Eine große Anzahl von Fabrikanten oder Geſchäften, insbeſondere der 
Bekleidungsbranchen, laſſen Arbeiten, die ſich zur Anfertigung außer dem 
Hauſe durch Privatperſonen eignen, auf dieſe Weiſe herſtellen. Sich hieran 
zu betheiligen, ſich durch Uebernahme ſolcher Arbeiten einen Nebenverdienſt 
zu erwerben, ermöglicht nur der Beſitz einer Nähmaſchine, und dieſelbe bietet 
dadurch zahlreichen Frauen und Töchtern von kleinen Beamten, Handwerkern 
und Arbeitern außer der regelmäßigen Hülfe für den Hausbedarf, auch noch 
Gelegenheit zum Verdienſt; und die Erhöhung des Einkommens, die hier— 
durch erzielt wird, iſt vielen Tauſenden von Familien ſchon geradezu un— 
entbehrlich für die Exiſtenz geworden. Allein infolge der großen Verbreitung, 
die die Nähmaſchine in Deutſchland gefunden, hat dieſe induſtrielle 
Thätigkeit im Hauſe bei uns eine ſolche Ausdehnung gewinnen können, und 
dieſen Verhältniſſen wiederum verdankt u. A. die deutſche Konfektionsinduſtrie, 
indem fie dadurch in den Stand geſetzt wurde, billig zu produciren, wie auch 
plötzlich eintretende Konjunkturen auszunutzen, ihre heutige Blüthe und 
Bedeutung. Eine derartige Ausdehnung des Nähmaſchinengeſchäfts aber 
laßt ſich nur durch das Detailreiſen erzielen. Unzähligen Familien, die bis 
dahin kaum an die Anſchaffung einer Nähmaſchine gedacht, iſt erſt durch 
den Detailreiſenden der Weg gezeigt worden, ſich durch häusliche Nähinduſtrie 
die Mittel zu ſchaffen nicht nur zum Erwerb einer Nähmaſchine, ſondern 
auch zur Erhöhung ihres Einkommens. Und das wird thatſächlich erreicht; 
denn ſo gering iſt die Rate, gegen die wir unſere Maſchinen abgeben, daß 
die Nähmaſchine durch den mit der Hausinduſtrie erzielten Verdienſt vielfach 
nicht nur ſich ſelbſt bezahlt, ſondern ſchon während der Abzahlungszeit er— 
hebliche Ueberſchüſſe liefert. Die Familie erwirbt ſich alſo ohne eigene 
Auslage einen der nützlichſten Werthgegenſtände, deſſen Anſchaffung ihr durch 
Baarzahlung nie möglich geworden wäre, und zwar einen Gegenſtand, der 
zur Beſſerung ihrer materiellen Lage ganz weſentlich beiträgt und der immer 
ein Segen für's Haus bleibt. 

Es erhellt hieraus, wie großen Nutzen gerade das Detailreiſen in 
Nähmaſchinen ſchafft, und wie eine Erſchwerung des Abſatzes von Näh— 
maſchinen für weite Kreiſe der Bevölkerung gleichbedeutend wäre mit einer 
Erſchwerung ihrer Exiſtenz. 


Wir glauben in Vorſtehendem nachgewieſen zu haben, daß 

1. das Nähmaſchinengewerbe nach den Motiven des Geſetzes Anſpruch 
auf ausnahmsweiſe Zulaſſung zum Detailreiſen hat und 

2. daß das Verbot des Detailreiſens nicht nur das geſammte Näh— 
maſchinengewerbe, ſondern auch allgemeine wirthſchaftliche Intereſſen 
auf's Schwerſte ſchädigen würde. 

Wir erlauben uns daher das ganz ergebene Erſuchen zu ſtellen: 

Die verehrliche Handelskammer möge dafür eintreten, daß das 
Nähmaſchinengewerbe vom Verbot des Detailreiſens ausgenommen 
werde.“ 

Wir hielten dieſen Wunſch für berechtigt und haben ihn ebenfalls bei 
dem Herrn Regierungs-Präſidenten befürwortet. 

Unter dem 27. November erließ der Bundesrath darauf folgende 
Ausführungsbeſtimmungen zur Gewerbeordnung: 

1. Gold- und Silberwaarenfabrikanten und Großhändler find befugt, 
auf Grund der nach $ 44a ertheilten Legitimationskarte auch außerhalb des 
Gemeindebezirks ihrer gewerblichen Niederlaſſung, ſofern dieſe im Inlande 
liegt, perſönlich oder durch in ihrem Dienſte ſtehende Reiſende Gold- und 
Silberwaaren an Perſonen, die damit Handel treiben, feilzubieten und zu 
dieſem Zweck mit ſich zu führen, vorausgeſetzt, daß die Waaren, welche ſie 
ſeilbieten, übungsgemäß an die Wiederverkäufer im Stück abgeſetzt werden. 
Daſſelbe gilt von Taſchenuhren-, Bijouterie- und Schildpattwaaren-Fabrikanten 
und Großhändlern, ſowie von Gewerbetreibenden, welche mit Edelſteinen, 
Perlen, Kameen und Korallen Großhandel treiben. 

2. Weinhändler find befugt, auf Grund der nach § 44a ertheilten 
Legitimationskarte auch außerhalb des Gemeindebezirks ihrer gewerblichen 
Niederlaſſung, ſofern dieſe im Inlande liegt, perſönlich oder durch in ihrem 
Dienſte ſtehende Reiſende ohne vorgängige ausdrückliche Aufforderung 
Beſtellungen auf Wein (Traubenwein einſchließlich Schaumwein) bei anderen 
Perſonen zu ſuchen, als bei Kaufleuten oder ſolchen Perſonen, in deren 
Geſchäftsbetriebe Waaren der angebotenen Art Verwendung finden, ſowie bei 
Kaufleuten an anderen Orten, als in deren Geſchäftsräumen. Das Gleiche 
gilt für den Handel mit Erzeugniſſen der Leinen- und Wäſchefabrikation und 
mit Nähmaſchinen. 


4. Entwurf eines neuen Handelsgeſetzbuches. 


Durch das bevorſtehende Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuches 
hat ſich auch eine Reviſion des Handelsgeſetzbuches nöthig gemacht. Die 
Denkſchrift zu dem im Juni publizirten Entwurf eines neuen Handelsgeſetz— 
buches mit Ausſchluß des Seehandelsrechtes erklärte es als die Aufgabe der 


Reviſion, einerſeits die Vorſchriften des Handelsgeſetzbuches mit dem Inhalte 
des Bürgerlichen Geſetzbuches in Einklang zu bringen, andererſeits diejenigen 
Aenderungen und Ergänzungen des Handelsgeſetzbuches vorzunehmen, welche 
ſich nach den Erfahrungen in dem Zeitraum von über dreißig Jahren, der 
ſeit dem Zuſtandekommen des Geſetzbuches verſtrichen iſt, als wünſchenswerth 
gezeigt haben. Als neue Rechtsſtoffe ſind in das erſte Buch ein Titel über 
die Handlungsagenten, in das dritte Buch ein ſolcher über das Lagergeſchäft 
eingefügt worden. Von der Einverleibung des Rechtes der Geſellſchaften mit 
beſchräukter Haftung, der eingetragenen Genoſſenſchaften, der Binnenſchifffahrt 
und der Flößerei in das Handelsgeſetzbuch hat man abgeſehen. 

Die Regelung des Verſicherungsrechtes und des Verlagsrechtes ſoll 
durch beſondere Geſetze erfolgen. ö 

Sofort nach Publizirung des Entwurfs erließ der deutſche Handelstag 
das folgende Rundſchreiben an ſeine Mitglieder: 

„In der Ausſchuß-Sitzung des Deutſchen Handelstages vom 9. März 
d. Is. iſt der Beſchluß gefaßt, ſobald der offizielle Entwurf zum Erlaß 
eines neuen Handels-Geſetzbuches publizirt ſein wird, ſeitens des Handelstages 
ſogleich geeignete Schritte zu thun, um möglichſt Ende September, event. 
Anfang Oktober d. Is. die Berufung der Plenar-Verſammlung veranlaſſen 
zu können, in welcher in einer längeren Tagung der geſammte Entwurf ein— 
gehend zur Berathung geſtellt werden ſoll. — Es wird möglichſte Beſchleunig— 
ung erwünſcht ſein, weil ſeitens des Reichsjuſtizamts, gutem Vernehmen nach, 
beabſichtigt werden ſoll, ſchon im Oktober den Entwurf dem Bundesrathe 
zur Beſchlußfaſſung vorzulegen und es jedenfalls für die Erreichung der 
Wünſche des Handelstages förderlicher ſein dürfte, wenn dann ſchon die 
Ergebniſſe ſeiner Berathungen vorlägen. Der Ausſchuß war einſtimmig der 
Meinung, daß es Pflicht des Handelstages ſei, auf dieſes zukünftige Geſetz— 
buch für den Handelsſtand eine ganz beſondere und eingehende Sorgfalt zu 
verwenden und mit allem Fleiß dafür zu ſorgen, daß der Hohen Reichsregierung 
und dem Reichstag die Wünſche und Anſchauungen des Handels- und 
Gewerbeſtandes mit Bezug auf das Geſetzbuch klar zum Ausdruck gebracht 
würden. 

Um nun dieſer Pflicht genügen zu können, hielt es der Ausſchuß für 
räthlich, zunächſt eine Vorberathung über die einzelnen Bücher reſp. Abthei— 
lungen des Entwurſes in vier geſonderten Kommiſſionen vorzunehmen, zu 
deren Berufung diejenigen Mitglieder des Ausſchuſſes deſignirt wurden, welche 
an der erſten Berathung über einen vorläufigen Entwurf, im November und 
Dezember 1895, an der damals vom Reichs- Juſtizamte eingeladenen größeren. 
Kommiſſion, zuſammengeſetzt aus Rechtsgelehrten, Richtern, Anwälten, Kauf— 
leuten und Induſtriellen, theilgenommen hatten, die alſo mit den leitenden 
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Ideen für die neue Redaktion des Handels-Geſetzbuches ſich ſchon vertraut 
gemacht hatten. 

Da nunmehr der im Reichs Juſtizamt aufgeſtellte offizielle Entwurf 
eines Handels-Geſetzbuches der Oeffentlichkeit übergeben iſt, kommen wir den 
uns gewordenen Aufträgen nach und bitten nun zunächſt zur Beſetzung der 
vier Unterkommiſſionen, d. h. zur Delegirung von Mitgliedern dazu, das 
Nöthige veranlaſſen zu wollen. 

Wir haben geglaubt, richtig zu verfahren, indem wir vier Unter— 
kommiſſionen ernannten, und zwar: 

Die I. Unterkommiſſion hat das „Erſte Buch des Entwurfs, 
Erſter bis Achter Titel, 88 1—93 über den Handelsſtand“ zu 
berathen, aus ihrer Mitte hierzu Anträge zu ſtellen und zu begründen 
und auch für die Plenar-Verſammlung mindeſtens zwei Referenten 
zu beſtellen. 

Die J. Unterkommiſſion wird Herr Geh. Kommerzienrath 
Michels-Cöln berufen. 

Mitglieder dieſer Kommiſſion find Delegirte der Handels- 
kammern bezw. Korporationen zu: Berlin, Frankfurt a. M., Hamburg, 
Leipzig, Karlsruhe, Ravensburg, Meiningen, Bremen, Mühlhauſen 
i. Th., Halle, Altona, Dresden, Nürnberg, Augsburg, Gladbach, 
Stuttgart, Düſſeldorf, Plauen, Frankfurt a. O., Straßburg i. E., 
Gera, Pforzheim, Heilbronn, Altenburg, Gotha. y 

Die II. Unterkommiſſion bearbeitet in gleicher Weiſe vom 
„Zweiten Buch den Erſten, Zweiten und Fünften Titel, 88 94—164 
und 306— 314 über Offene Handelsgeſellſchaften, Kommanditgeſell— 
ſchaften und Stille Geſellſchaft“. 

Die II. Unterkommiſſion wird Herr Geh. Kommerzienrath 
Michel-Mainz berufen. 

Mitglieder dieſer Kommiſſion find Delegirte der Handels- 
kammern bezw. Korporationen zu: Hannover, Ludwigshafen a. Rh., 
Augsburg (Verein), Lüdenſcheid, Elberfeld, Crefeld, Mülhauſen i. E, 
Aachen, Eſſen, Hagen, Lennep, Osnabrück, Poſen, Worms, Solingen, 
Schweidnitz, Harburg, Flensburg, Bielefeld, Bonn, Göttingen, Trier, 
Hildesheim, Kiel, Ulm. 

Die III. Unterkommiſſion bearbeitet in gleicher Weiſe vom 
„Zweiten Buch den Dritten und Vierten Titel, von 88 165-305 
über Aktiengeſellſchaften und Kommanditgeſellſchaften auf Aktien“. 

0 Die III. Unterkommiſſion wird Herr Geh. Kommerzienrath 
i Frentzel-Berlin berufen. 


— 
Mitglieder dieſer Kommiſſion ſind Delegirte der Handels— 
kammern bezw. Korporationen zu: Berlin, Frankfurt a. M., Hamburg, 
Bromberg, Metz, München, Chemnitz, Barmen, Mainz, Duisburg, 
Koblenz, Zittau, Kaſſel, Deſſau, Erfurt, Mühlheim a. Rhein, 
Stralſund, Elbing, Minden, Oldenburg, Liegnitz, Sonneberg, Cöln, 

Lauban, Heidelberg. 

Die IV. Unterkommiſſion bearbeitet in gleicher Weiſe das 
„Dritte Buch, Erſter bis Siebenter Titel, Ss 315—446 über 
Handelsgeſchäfte“. 

Die IV. Unterkommiſſion wird Herr Kommerzienrath Weidert— 
München berufen. 

Mitglieder derſelben ſind Delegirte der Handelskammern bezw. 
Korporationen zu: Breslau, Magdeburg, Stettin, Halberſtadt, Königs— 
berg, Lübeck, Mannheim, Oppeln, Danzig, Memel, Münſter, Offen 
bach, Dortmund, Bochum, Düſſeldorf (Verein), Thorn, Braunſchweig, 
Roſtock (Verein), Regensburg, Saarbrücken, Sorau, Weſel, Wies⸗ 
baden, Geeſtemünde, Inſterburg. 

Wir bitten nun, ſowohl an uns, wie an die vorbezeichneten Vorſitzenden 
der einzelnen Kommiſſionen Mittheilung zu machen, welche Herren zu 
Delegirten beſtellt find. Als Regel möchten wir auſſtellen, daß jede Kammer 
nur einen Delegirten ſendet, daß aber den größten Kammern reſp. Kor— 
porationen Berlin, Frankfurt a. M., Hamburg freigeſtellt werden ſoll, auch 
2 Delegirte zu beſtimmen. 

f Sollte ein oder das andere unſerer geehrten Mitglieder wünſchen, etwa 
ſtatt an der von uns vorgeſchlagenen, an einer anderen Kommiſſion Theil 
zu nehmen, oder außer an der deſignirten Kommiſſion auch noch in 9 
andere Kommiſſion einzutreten, jo erſuchen wir, desfallſige Wünſche an uns 
aber dann baldigſt, gelangen zu laſſen. Wir machen aber darauf aufmerkſam, 
daß wir der Anſicht ſind, daß ein Anwachſen der Kommiſſion über etwa 25 
Mitglieder hinaus, nicht erwünſcht und der Sache kaum förderlich ſein dürfte 

Wir nehmen an, daß alle oder wenigſtens die Mehrzahl der Handels. 
kammern und Korporationen die Durchberathung des neuen Geſetzes auch im 
Schooße der einzelnen Gremien ſich zur Aufgabe machen werden. Unſer 
jetziges Vorgehen bezweckt hauptſächlich nach geſchehener Berathung der 
einzelnen Theile in den Kommiſſtonen, hieraus etwa entſtehende Anträge für 
die Plenar-Verſammlung in Sitzungen des Ausſchuſſes vorzubereiten, geeignete 
Reſerenten zu beſtellen und ſo dem Plenum des Handelstages einen Boden 
zu bereiten, auf dem alle Mitglieder ihren Anſchauungen, Erfahrungen und 
Wünſchen in eingehendſter Weiſe Ausdruck geben können. J 
Wir erbitten hierzu die freundliche Mithilfe aller unſerer Mitglieder. 
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Die Kammer erklärte ſich zur Mitarbeit an dem vorgeſchlagenen 
Arbeitsplan bereit und wählte ihren Vorſitzenden, Herrn Schwartz jun., zum 
Delegirten. 

Wir erhielten darauf von der Handels- und Gewerbekammer für 
Oberbayern unter dem 21. Juli und 12. Auguſt die nachſtehenden Rund⸗ 
ſchreiben: 

„Mit Bezugnahme auf die Rundſchreiben des Präſidiums des deutſchen 
Handelstags vom 10. und 24. d. M. beehren wir uns hiermit die Mit— 
glieder der IV. Unterkommiſſion zu den Verhandlungen über das 3. Buch des 
neuen Handelsgeſetzbuchs auf Mittwoch, den 2. September d. J, und die 
folgenden Tage nach München einzuladen. Es iſt in Ausſicht genommen, 
die Verhandlungen im Sitzungsſaal der Kammer jeweils von 9 bis 1 Uhr 
und von 3 bis 6 Uhr zu führen. 

Die Referate und Korreferate haben wir in anderſeits angegebener 
Weiſe zur Vertheilung gebracht und erſuchen ergebenſt um  baldgefällige 
Beſtätigung der Uebernahme der Ihnen zugedachten Berichterſtattung. 

Als zweckmäßig dürfte es ſich erweiſen, wenn die Herren Delegirten 
ihre Referate bezw. Korreferate ſchriftlich abfaſſen und uns etwa 8 Tage vor 
Beginn der Sitzungen zukommen laſſen wollten. 

Gleichzeitig erſuchen wir Sie, uns Ihren Delegirten, ſoweit es nicht 
ſchon geſchehen, in thunlichſter Bälde namhaft zu machen.“ 

„Unter Bezugnahme auf unſer Rundſchreiben rubr. Betreffs vom 
28. vrg. Mts. richten wir hiermit an jene Kammern, von welchen uns eine 
bezügliche Nachricht noch nicht zugekommen iſt, das ergebenſte Erſuchen, uns 
gefl. umgehend den Namen des zu den Verhandlungen zu entſendenden 
Delegirten bekannt zu geben. 

Auch ſeitens jener Kammern, welche uns ihren Delegirten bereits 
namhaft gemacht haben, iſt uns — mit Ausnahme von Stettin — eine 
Erklärung bezüglich der Uebernahme des zugetheilten Referates nicht zu— 
gekommen. Wenngleich wir dieſe Uebernahme vorausſetzen zu dürfen glauben, 
wäre es uns doch erwünſcht, dies ausdrücklich beſtätigt zu erhalten, weshalb 
wir darum bitten. Wir beabſichtigen die einlaufendenden ſchriftlichen Berichte 
für die Verhandlungen durch Druck vervielfältigen zu laſſen, und erſuchen 
deshalb ergebenſt, wie ſchon in unſerm Rundſchreiben vom 28. vrg. Mts. 
gebeten, dieſelben ſo zeitig abzuſenden, daß ſie längſtens am 24. ds. Mts. 
in unſeren Beſitz gelangen. Die Referate den korreferirenden Kammen vor- 
her zuzuſtellen, iſt nicht möglich und ſcheint uns auch nicht erforderlich; 
unbenommen bleibt es ſelbſtredend den einzelnen Korreferenten, ſich bei den 
Referenten direct deren gutachtliche Anſchauung über die zu behandelnden 
Paragraphen zu erholen. Schließlich machen wir wiederholt darauf auf— 
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merkſam, daß die IV. Unterkommiſſion am 2. — nicht, wie in dem 
Schreiben des Deutſchen Handelstags angegeben, am 3. — September 


dahier zuſammentritt.“ 

Die uns zugetheilten Paragraphen wurden durch die damit betraute 
Kommiſſion eingehend berathen und das Referat darauf eingeſandt. Von 
einer perſönlichen Vertretung durch unſeren Vorſitzenden mußten wir leider 
abſehen. 

Nachdem die 4 Unterkommiſſionen ihre Arbeiten vollendet hatten, wurde 
für den 15. und 16. Oktober eine außerordentliche Plenar-Verſammlung des 
Deutſchen Handelstages einberufen. Hier wurde zunächſt der folgende Antrag 
des Ausſchuſſes angenommen: 

„Der Deutſche Handelstag erkennt es dankbar an, daß bei der er— 
forderlich gewordenen Reviſion des Allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuches 
dem deutſchen Handelsſtande noch vor Feſtſtellung des Entwurfs durch den 
Bundesrath Gelegenheit gegeben wurde, ſich über die Beſtimmungen des 
Entwurfs gutachtlich zu äußern. 

Der Deutſche Handelstag beauftragt ſein Präſidium, die eingegangenen 
Anträge und Gutachten der wirthſchaftlichen Körperſchaften mit den Beſchlüſſen 
jeiner Unterkommiſſionen und des ſtändigen Ausſchuſſes, ſowie die Protokolle 
über die Plenarſitzung des Handelstags mit den dort gefaßten Beſchlüſſen 
der Reichsregierung zu geneigter Prüfung und eventueller Berückſichtigung 
zu überreichen.“ 

Ferner wurden noch die folgenden Anträge angenommen: 

J. Es iſt mit der Rechtsgleichheit unvereinbar, daß für einen Gewerbe— 
betrieb, welcher nach den Beſtimmungen des Entwurfs an ſich eine Eintrags— 
pflicht in das — bedingt, lediglich deshalb nicht die Pflicht, 
ſondern nur das Recht zur Eintragung in das Handelsregiſter begründet 
ſein ſoll, weil dieſer Gewerbebetrieb in Verbindung mit einem Betriebe der 
Land- und Forſtwirthſchaft geführt wird. 

Der Handelstag beſchließt deshalb, in $ 3 al. 2 des Entwurfs die 
Worte zu ſtreichen: „mit der Maßgabe“ und: „daß der Unternehmer 
berechtigt, aber nicht verpflichtet iſt, die Eintragung in das Handelsregiſter 
herbeizuführen“. 

2. Der Deutſche Handelstag erklärt, daß die Vorſchriften des § 68 
al. 2 und 3 in Verbindung mit denen des § 73 des Entwurfs, welche den 
kaufmänniſchen Lehrherrn unter ſtrafrechtliche und polizeiliche Kontrolle ſtellen, 
für den Handelsſtand unannehmbar ſind. 

3. Der Deutſche Handelstag ſieht in dem neuen Rechtsprinzip, welches 
im § 250 dahin zum Ausdruck gebracht iſt, daß die Staatsbehörde ein— 
getragene Beſchlüſſe der Generalverſammlung im Wege der Klage anfechten 
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kann, ein Moment der Unficherheit und Bevormundung für das Actienweſen, 
welches im Intereſſe des geſammten Handels für bedenklich erachtet werden 
muß; er beantragt daher, den $ 250 des Entwurfs zu ſtreichen. 

Antrag 2 und 3 iſt in dem Entwurf eines Handelsgeſetzbuches, wie 
er vom Bundesrathe beſchloſſen und dem Reichstage Ende Januar vorgelegt 
worden iſt, berückſichtigt worden, Antrag 1 jedoch nicht, trotzdem er der 
wichtigſte von allen und von prinzipieller Bedeutung iſt. 

Die Aelteſten der Kaufmannſchaft Magdeburg hielten es deshalb für 
rathſam, den Deutſchen Handelstag nochmals zuſammenzurufen, um für den 
Antrag 1 energiſch einzutreten. In der Ausſchußſitzung des Deutſchen 
Handelstages vom 20. Februar wurde jedoch beſchloſſen, von einer Berufung 
des Plenums abzuſehen, dagegen Namens des Ausſchuſſes angeſichts des 
vorgerückten Stadiums der Angelegenheit eine auf Abänderung des § 3 hin— 
zielende Eingabe an die zuſtändige Kommiſſion des Reichstags zu richten. 
Einen Erfolg hat dieſer Schritt leider auch nicht gehabt. 


5. Entwurf einer Novelle zum Geſetz über die 
Handelskammern. 

Nachdem die Regierung wegen des bedauerlichen Widerſtandes des 
Abgeordnetenhauſes den Entwurf eines Geſetzes über die Handelskammern 
zurückgezogen hatte, überſandte der neue Handelsminiſter, Excellenz Breſeld, 
nachſtehenden Circularerlaß an die Handelskammern und kaufmänniſchen 
Korporationen: 

„Der von meinem Herrn Amtsvorgänger dem Landtage in ſeiner letzten 
Tagung vorgelegte Entwurf eines Geſetzes über die Handelskammern iſt von 
der Königlichen Staatsregierung zurückgezogen worden, nachdem ſich bei 
ſeiner Berathung im Hauſe der Abgeordneten und in der zur Vorberathung 
des Entwurfs eingeſetzten Kommiſſion herausgeſtellt hatte, daß die über— 
wiegende Mehrheit des Hauſes dem Grundgedanken des Geſetzes, der 
obligatoriſchen Einrichtung von Handelskammern über das ganze Staats- 
gebiet, ablehnend gegenüberſtehe. Dagegen iſt ſchon in der Kommiſſion des 
Abgeordnetenhauſes angeregt worden, die Einzelbeſtimmungen des Entwurfs, 
in denen vielfach eine Verbeſſerung gegen das Geſetz vom 24. Februar 1870 
(Geſ. Samml. S. 134) erblickt wurde, zu einer Novelle zu dieſem Geſetze 
auszugeſtalten. a 

Wie ſich aus den Erhebungen, die der Ausarbeitung des erwähnten 
Geſetzentwurfs vorausgingen, und aus Aeußerungen zahlreicher kaufmänniſcher 
Vertretungen zu dieſem Entwurfe ergiebt, wird die Reformbedürftigkeit vieler 
Beſtimmungen des Geſetzes vom 24. Februar 1870 von den meiſten Handels- 
kammern anerkannt. Insbeſondere beſteht faſt allſeitig der Wunſch, daß den 
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Handelskammern zur Erleichterung ihrer Vermögensverwaltung und ihrer 
Vertragsabſchlüſſe die Rechte juriſtiſcher Perſönlichkeit gewährt werden 
möchten. Auch kann es nicht zweifelhaft ſein, daß durch die neue Gewerbe— 
ſteuergeſetzgebung (Gewerbeſteuergeſetz vom 24. Juni 1891, Geſ. Samml. 
S. 205) die rechtliche Grundlage für die Umlegung der Handelskammer— 
beiträge in verſchiedenen Beziehungen in Frage geſtellt iſt (vergl. den Erlaß 
meines Herrn Amtsvorgängers vom 4. Januar 1894, A. 1). Ferner droht 
die Einziehung der Handelskammerbeiträge zu Schwierigkeiten zu führen, da 
die Mitwirkung der ſtaatlichen Kaſſen hierbei infolge ihrer Neuorganiſation 
in Zukunft ausgeſchloſſen ſein wird und eine Verpflichtung der Gemeinden, 
die Beiträge einzuziehen, geſetzlich nicht beſteht, auch im Kommunglauſſichts- 
wege nicht begründet werden kann. 

Weiter wird vielſeitig gewünſcht, daß die Möglichkeit der Bildung von 
Wahlabtheilungen gegeben werde, um dadurch dem Uebergewichte entgegen- 
zuwirken, das bei dem zur Zeit allein zuläſſigen allgemeinen gleichen Wahl— 
rechte die Inhaber mittlerer und kleiner Firmen über Großhandel und Groß— 
induſtrie beſitzen. Auch eine Vereinfachung des im $ 14 des Handelskammer— 
geſetzes vorgeſehenen ſchwerfälligen Wahlverfahrens iſt verſchiedentlich befür— 
wortet worden. 

Ich habe, um dieſen Wünſchen eutgegenzukommen, den beiliegenden 
Entwurf einer Novelle zum Handelskammergeſetze vom 24. Februar 1870 
ausarbeiten laſſen, der ſich in ſeinen einzelnen Beſtimmungen an den dem 
Landtage in ſeiner letzten Tagung vorgelegten Geſetzentwurf anlehnt. Doch 
ſind in ihm auch die aus den Kreiſen der Betheiligten und insbeſondere 
auch die in der Sitzung des Ausſchuſſes des Deutſchen Handelstags vom 
18. April d. Is. geäußerten Wünſche nach Möglichkeit berückſichtigt worden. 

Der Entwurf verfolgt den doppelten Zweck, einmal die Vorſchriften 
des Handelskammergeſetzes, inſoweit ſie mit neueren Geſetzen nicht völlig 
harmonieren, damit in Einklang zu bringen, ſodann aber den Handelskammern 
eine geſteigerte Thätigkeit zu ermöglichen und eine größere Bewegungsfreiheit 
zu gewähren, letzteres namentlich auch in der Richtung, daß ſie auf 
verſchiedenen Gebieten, wo ſie bisher an mehr oder weniger läſtige Geſetzes— 
vorſchriften gebunden waren, durch Beſchlüſſe oder Statuten eine abweichende 
Regelung treffen können. Von einer beſondern Erläuterung der einzelnen 
Artikel des Entwurfs glaube ich zunächſt abſehen zu dürfen: es wird in 
dieſer Hinſicht der Hinweis auf die Ausführungen in der Begründung des 
zurückgezogenen Geſetzentwurfs genügen. 

Da der Entwurf dem Landtage ſchon bei Beginn ſeiner nächſten 
Tagung vorzulegen ſein würde, ſo muß derſelbe Anfang Oktober d. Is. end— 
gültig fertig geſtellt werden. Die Prüfung und die Berückſichtigung etwaiger 
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Bemängelungen und Wünſche, die ich gern entgegennehmen werde, kann 
daher nur dann in Ausſicht geſtellt werden, wenn ſie vor Ablauf des 
September vorgetragen werden.“ 

Der neue Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Ergänzung und Ab— 
änderung des Geſetzes über die Handelskammern vom 24. Februar 1870 hat 
folgenden Wortlaut: 

„Artikel J. (Wahlberechtigung.) 

Der $ 5 des Geſetzes über die Handelskammern erhält folgende Faſſung: 

Wahlberechtigte männliche Perſonen, die weder unter Vormundſchaft 
noch unter Pflegſchaft ſtehen, üben das Wahlrecht perſönlich aus. 

Eine Vertretung bei den Wahlen erfolgt: 

1. für offene Handelsgeſellſchaften durch einen zur Vertretung befugten 
Geſellſchafter, für andere wahlberechtigte Geſellſchaften und Gewerk— 
ſchaften durch einen ihrer geſetzlichen Vertreter und wenn ſie eines 
ſolchen ermangeln, durch ein Vorſtandsmitglied, 

2. für Perſonen weiblichen Geſchlechts, für Perſonen, die unter Vor— 
mundſchaft oder Pflegſchaft ſtehen, und für Zweigniederlaſſungen, 
die einem anderen Handelskammerbezirke wie die Hauptniederlaſſung 
angehören und nicht von einer nach den vorſtehenden Beſtimmungen 
wahlberechtigten Perſon geleitet werden, durch einen im Handels— 
regiſter eingetragenen Prokuriſten oder Handlungsbevollmächtigten 
(Artikel 47 des Handelsgeſetzbuchs). 

Der Vertreter muß den Anforderungen entſprechen, von denen die 

perſönliche Ausübung des Wahlrechts abhängig iſt. 

Iſt in den Fällen der Ziffer 2 des zweiten Abſatzes ein zur Ausübung 
des Wahlrechts befähigter Prokuriſt oder Handlungsbevollmächtigter nicht 
vorhanden, ſo kann die Stellvertretung einem beſonders beſtellten Bevoll— 
mächtigten, der den im dritten Abſatze bezeichneten Anforderungen entſprechen 
muß, übertragen werden. 

Artikel II. (Wählbarkeit. ) 

Die §s 7 und 8 des Geſetzes über die Handelskammern wenden durch 
folgende Beſtimmungen erſetzt: 

8 7. 

Zu Mitgliedern der Handelskammer wählbar find deutſche Staats- 
angehörige, die mindeſtens 25 Jahre alt und zur e des 1 
befähigt ſind. 

Von den in Artikel 1 ($ 5) unter Abſatz 2 gif 2 und Abſat 4 
aufgeführten Stellvertretern find jedoch nur die e ere bei einer Zweig— 
niederlaſſung wählbar. h 5 | 
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Mehrere Vertreter derſelben Geſellſchaft oder Gewerkſchaft (Geſellſchafter, 
geſetzliche Vertreter, Vorſtandsmitglieder, Prokuriſten) dürfen nicht gleichzeitig 
Mitglieder derſelben Handelskammer ſein. 

8 8. 

Die Handelskammer kann beſchließen, 

1. daß Perſonen, die nach § 7 zu Mitgliedern der Handelskammer 
gewählt werden konnten, auch dann wählbar bleiben, wenn ſie die 
die Wählbarkeit begründende Thätigkeit oder Stellung aufgegeben 
haben, 

2. daß auch andere als die im § 7 Abſatz 2 bezeichneten Prokuriſten 
zu Mitgliedern gewählt werden können. 

Die Wählbarkeit kann für die unter Ziffer 1 aufgeführten Perſonen 

von der Leiſtung von Beiträgen abhängig gemacht werden. 

Mehr als der fünfte Theil der Mitglieder der Handelskammer darf 
nicht aus Perſonen beſtehen, deren Wählbarkeit auf Beſchluß der Handels- 
kammer beruht. 

Artikel III. (Wahlverfahren.) Zu $$ 1015. 

1. Die Handelskammer kann beſchließen, daß für die Wahlen der Mit— 
glieder Wahlabtheilungen gebildet werden. Die näheren Beſtimmungen über 
die Bildung der Wahlabtheilungen und über die Vertheilung der Mitglieder 
auf dieſelben werden durch Statut getroffen, das der Genehmigung des 
Miniſters für Handel und Gewerbe unterliegt. 

2. Die Handelskammer kann für die Ausführung der Wahlen andere 
Beſtimmungen treffen, als in § 14 des Geſetzes über die Handelskammern 
vorgeſehen ſind. Das zu dem Zwecke zu beſchließende Statut unterliegt der 
Genehmigung des Miniſters für Handel und Gewerbe. 

Artikel IV. (Koſtenaufwand.) 

a. Der 8 21 des Geſetzes über die Handelskammern erhält folgenden Zuſatz: 

Die Handelskammer kann beſchließen, ihren Mitgliedern eine den baaren 
Auslagen für die Theilnahme an den Sitzungen entſprechende Entſchädigung 
zu gewähren. 

b. Der § 23 des Geſetzes über die Handelskammern wird durch 


folgende Beſtimmungen erſetzt: 
1. 


Soweit die in dem Haushaltungsplane veranſchlagten Koſten der 
Handelskammerverwaltung nicht durch beſondere Einnahmen gedeckt werden, 
werden ſie auf die Wahlberechtigten umgelegt. Den Maßſtab bildet die 
ſtaatlich veranlagte Gewerbeſteuer. Dabei bleibt derjenige Theil der Gewerbe— 
ſteuer außer Anrechnung, der auf Betriebe entfällt, die ihren Sitz nicht im 
Handelskammerbezirke haben. 

3 
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Darüber, in welcher Weiſe Wahlberechtigte, die nicht zur Gewerbeſteuer 
veranlagt ſind, zu Handelskammerbeiträgen herangezogen werden, beſchließt 
die Handelskammer. 


2. 


Das Ergebniß der Veranlagung zur Gewerbeſteuer wird der Handels- 
kammer von den Steuerausſchüſſen koſtenfrei mitgetheilt. Inſoweit die 
Veranlagung ſich auf mehrere Betriebe eines Beitragspflichtigen erſtreckt, die 
ihren Sitz in verſchiedenen Handelskammerbezirken haben, theilen die Steuer— 
ausſchüſſe den betheiligten Handelskammern die auf ihre Bezirke entfallenden 
Theilbeträge mit. 

Die Handelskammer ſtellt nach den Mittheilungen der Steuerausſchüſſe 
die Beitragsliſten feſt. 

3. 

Auf Erſuchen der Handelskammer haben die Gemeinden und Guts— 
bezirke die Erhebung der Handelskammerbeiträge gegen eine Vergütung von 
drei vom Hundert der eingezogenen Beiträge zu bewirken und die Beiträge 
durch Vermittelung der Kreis- (Steuer-) Kaſſen an die Handelskammer ab— 
zuführen. 

Die Handelskammerbeiträge ſind öffentliche Laſten. Rückſtändige Bei— 
träge werden in derſelben Weiſe wie Gemeindeabgaben eingezogen. 

4. 

Einſprüche gegen die Heranziehung zu Handelskammerbeiträgen ſind 
innerhalb zwei Wochen nach der Zahlungsaufforderung bei der Handelskammer 
anzubringen, die darüber beſchließt. Gegen den Beſchluß findet innerhalb 
zwei Wochen nach der Zuſtellung die Klage beim Bezirksausſchuſſe ſtatt. 

Der Einſpruch hat keine aufſchiebende Wirkung. 

Einſprüche, welche ſich gegen den dem Handelskammerbeitrage zu 
Grunde liegenden Satz der ſtaatlich veranlagten Gewerbeſteuer richten, ſind 
unzuläſſig. 

5, 

Die Handelskammer iſt befugt, zur Deckung der Koſten von Ein- 
richtungen, die für einzelne Theile des Handelskammerbezirks oder für einzelne 
Betriebszweige ausſchließlich beſtimmt ſind oder ihnen in hervorragendem 
Maße zu Gute kommen, die Beitragspflichtigen dieſer Bezirkstheile oder 
Betriebszweige zu beſonderen Beiträgen heranzuziehen. 

Die Verwaltung ſolcher Einrichtungen kann durch Beſchluß der Handels— 
kammer örtlichen oder ſachlichen Ausſchüſſen übertragen werden, die aus 
Mitgliedern der Handelskammer und Vertretern der betheiligten Bezirkstheile 
oder Betriebszweige zu bilden ſind. 
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Die auf Grund dieſer Beſtimmungen gefaßten Beſchlüſſe unterliegen 
der Genehmigung des Miniſters für Handel und Gewerbe. 

Artikel V. (Geſchäftsgang.) 

Der § 29 Abſ. 2 des Geſetzes über die Handelskammern wird durch 
folgende Beſtimmungen erſetzt: 

Urkunden, die die Handelskammer vermögensrechtlich verpflichten ſollen, 
ſind unter ihrem Namen von dem Vorſitzenden oder ſeinem Stellvertreter 
und noch einem Mitgliede der Handelskammer zu vollziehen. 

Die Handelskammer hat die Rechte einer juriſtiſchen Perſon. 

Artikel VI. (Geſchäftskreis.) 

a. Der 8 31 des Geſetzes über die Handelskammern erhält folgende 
Zuſätze: 

Sie find befugt, Anſtalten, Anlagen und Einrichtungen, die die 
Förderung von Handel und Gewerbe, ſowie die techniſche, geſchäftliche und 
ſittliche Ausbildung der darin beſchäftigten Gehülfen und Lehrlinge bezwecken, 
zu begründen, zu unterhalten und zu unterſtützen. 

b. Hinter § 34 wird folgender $ 34a eingeſchaltet: 

§ Z4a. 

Die Handelskammer iſt befugt, Bücherreviſoren, Dispacheure und ſolche 
Gewerbetreibende der in § 36 der Reichs-Gewerbeordnung bezeichneten Art, 
deren Thätigkeit in das Gebiet des Handels fällt, öffentlich anzuſtellen und 
zu beeidigen. Auf Auktionatoren findet dieſe Beſtimmung keine Auwendung. 
Vorſchriften, die die Handelskammer für die hiernach angeſtellten Perſonen 
erläßt, ſind dem Miniſter für Handel und Gewerbe zur Prüfung vorzulegen. 

Der Handelskammer liegt ferner die Ausſtellung von Urſprungszeugniſſen 
und andern dem Handelsverkehr dienenden Beſcheinigungen ob. 

Artikel VII. (Kaufmänniſche Korporationen.) 

Die in $ 36 des Geſetzes über die Handelskammern aufgeführten kauf⸗ 
männiſchen Korporationen und das Kommerzkollegium zu Altona ſind befugt, 
ſich in Handelskammern umzuwandeln. 

Die Umwandlung erfolgt durch ein von der Korporation zu 
beſchließendes, der Genehmigung des Miniſters für Handel und Gewerbe 
unterliegendes Statut, in welchem über die Verwaltung der Einrichtungen 
und des Vermögens der Korporation, ſowie über das für die neue Handels— 
kammer maßgebende Wahlſyſtem Beſtimmung zu treffen iſt. Durch das 
Statut kann die bisherige Bezeichnung der Korporation und ihrer Vertretung 
aufrecht erhalten und Wahlrecht und Beitragspflicht von der Veranlagung 
zu einem Mindeſtſatze der Gewerbeſteuer abhängig gemacht werden.“ 

Die Kammer überſandte darauf dem Herrn Miniſter für Handel und 
Gewerbe das nachſtehende Gutachten: 

3* 
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„In dem mit dem Entwurf einer Novelle zum Handelskammerngeſetz 
vom 24. Februar 1870 uns zugeſtellten hohen Erlaß vom 20. Juli d. Is. 
— A. 2947 — hatten Ew. Exeellenz die Geneigtheit kundgegeben, etwaige 
dieſen Entwurf betreffende Wünſche entgegennehmen zu wollen. Wir geſtatten 
uns deshalb ganz ergebenſt, Ew. Excellenz die in unſerer Sitzung vom 
6. Oktober gefaßten Beſchlüſſe mit der Bitte um geneigte Berückſichtigung zu 
unterbreiten. 

Wir können nur auf das Tiefſte bedauern, daß der Entwurf Ihres 
Herrn Amtsvorgängers von der Regierung wegen des Widerſtandes der 
zweiten Kammer zurückgezogen werden mußte; in ihm hatten die Wünſche 
der überwiegenden Mehrzahl der preußiſchen Handelskammern ihren Ausdruck 
gefunden: die Einrichtung obligatoriſcher Handelskammern gab der feſten 
Hoffnung Raum, daß damit die Vertretung von Handel und Induſtrie die 
ihr zukommende Stellung im ſtaatlichen Organismus erhielt, auch war durch 
die Umfaſſung des ganzen Staatsgebiets die Berückſichtigung ſämmtlicher in 
Frage kommenden Intereſſen verbürgt. 

Wenn wir auch glauben, daß bei der augenblicklichen politiſchen Lage 
ein Wiedereinbringen dieſer Beſtimmung wenig Ausſicht auf Annahme haben 
wird, ſo ſind wir doch der Meinung, daß ſich früher oder ſpäter die Ueber— 
zeugung von der Nothwendigkeit obligatoriſcher Handelskammern Bahn 
brechen muß. 

Jedenfalls entſpricht das jetzt zu Recht beſtehende Geſetz über die 
Handelskammern den allgemeinen Forderungen nicht mehr; eine Abänderung 
verſchiedener nicht mehr zeitgemäßer Beſtimmungen, eine Erweiterung der 
Befugniſſe der Kammern iſt dringend nothwendig. Wir erblicken deshalb in 
der vorliegenden Novelle zu dieſem Geſetz einen entſchiedenen Fortſchritt, 
bringt ſie den Kammern doch die auch von uns ſchon jahrelang erſtrebten 
Rechte der juriſtiſchen Perſon; auch die durch $ 31 erweiterten Befugniſſe, 
die es den Kammern ermöglichen ſollen, ihren wichtigen modernen Aufgaben 
gerecht zu werden, können nur die allgemeine Billigung finden. 

Zu wünſchen wäre jedoch, daß den Handelskammern eine ausſchlag— 
gebende Mitwirkung bei der Führung des Handelsregiſters eingeräumt werde, 
jerner möchten wir den ſchon in unſeren früheren Eingaben ausgeſprochenen 
Wunſch wiederholen, daß das Geſetz eine Beſtimmung treffen möge, wonach 
Geſetzentwürfe, welche die Intereſſen des Handels und der Induſtrie betreffen, 
den Handelskammern zur Begutachtung unterbreitet werden, bevor ſie von 
der Regierung den geſetzgebenden Körperſchaften zur Verhandlung vorgelegt 
werden. 5 

Zu den einzelnen Paragraphen der Novelle geſtatten wir uns folgende 
Abänderungsvorſchläge zu machen. 
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$ 5 Abſatz 1 erhält nachſtehenden Wortlaut: „Wahlberechtigte männ— 
liche Perſonen, die weder unter Vormundſchaft noch unter Pflegſchaft ſtehen, 
üben das Wahlrecht perſönlich oder durch ihren im Handelsregiſter eingetragenen 
Prokuriſten aus.“ 

§ 7 Abſatz 1 erhält den Zuſatz: „und in dem Bezirke der Handels— 
kammer ihren ordentlichen Wohnſitz haben.“ 

§ 7 Abſatz 2 wird, wie folgt, umgeändert: „Prokuriſten und die in 
Artikel 1 ($ 5) unter Abſatz 2 Ziffer 2 und Abſatz + aufgeführten Stell— 
vertreter ſind nicht wählbar.“ 

§ 8 Abſatz 1 Ziffer 2 fällt weg. 

Artikel III (Wahlverfahren) erhält unter Nr. 1 folgende Beſtimmung: 
„Für die Wahlen der Mitglieder ſind zwei Wahlabtheilungen zu bilden in 
der Weiſe, daß die I. und II. Klaſſe der Gewerbeſteuerpflichtigen und die— 
jenigen der III. Klaſſe, welche mit mehr als 72 Mark zur Gewerbeſteuer 
eingeſchätzt ſind, die eine Abtheilung und der Reſt der III. Klaſſe mit der 
IV. Klaſſe die zweite Abtheilung bildet. Jede der beiden Abtheilungen 
wählt die gleiche Zahl von Mitgliedern.“ 

Eine Verlängerung in der Funktionsdauer der Mitglieder haben wir 
und mit uns die Mehrzahl der Handelskammern ſchon früher angeregt, auch 
der Entwurf zu einem neuen Handelskammergeſetz enthielt die Beſtimmung, 
daß die Mitglieder auf 6 Jahre gewählt werden und alle 2 Jahre ein 
Drittel ausſcheidet. Wir ſchlagen vor, an Stelle des § 16 Abſatz 1 eine 
ſolche Beſtimmung treten zu laſſen. 


6. Deutſcher Handelstag. 


Der Deutſche Handelstag hat im vergangenen Jahre eine ordentliche 
Plenarſitzung am 10. März und eine außerordentliche Plenarſitzung am 15. 
und 16. Oktober abgehalten. Ueber die Oktoberſitzung, auf deren Tages⸗ 
ordnung die Berathung des Entwurfs eines neuen Handelsgeſetzbuches ſtand, 
haben wir bereits oben berichtet. 

In der Sitzung vom 10. März wurden die folgenden Beſchlüſſe gefaßt: 

Zu dem Geſetzentwurf, betreffend den Verkehr mit Butter, Käſe, 
Schmalz und deren Erſatzmittel (Margarinegeſetz) hat der Handelstag erklärt: 

„Wir ſtimmen vollkommen überein mit der gegen betrügeriſchen Verkauf 
von Margarine als Butter, gegen Miſchung dieſer beiden Erzeugniſſe und 
gegen ſonſtige Verfälſchung der Butter gerichteten Tendenz des dem Reichs— 
tage vorgelegten Entwurfs eines Geſetzes, betr. den Verkehr mit Butter, Käſe, 
Schmalz und deren Erſatzmitteln, ſprechen uns aber zugleich ebenſo entſchieden 
aus gegen jeden Verſuch, die Herſtellung und den Vertrieb von Margarine 


und Margarinekäſe zu erſchweren oder gar unmöglich zu machen, insbefondere 

gegen folgende bisher vorgeſchlagenen Beſtimmungen: 

1. gegen weitere Beſchränkung der Verwendung von Vollmilch oder 
Rahm bei Herſtellung von Margarine; 

2. gegen ein Verbot der Färbung von Margarine und gegen die 
Forderung, Margarine mit Phenolphtalein zu verſetzen; 

3. gegen eine Vorſchrift, daß Butter und Margarine nur in getrennten 
Räumen verkauft werden dürfen und ebenſo gegen jede ehrverletzende 
Ausnahmekontrolle der Margarinefabrikation und des Margarine— 
handels, namentlich alſo gegen die Befugniß der Polizeibeamten, 
jederzeit bei den Händlern einzutreten und Reviſionen vorzunehmen; 

4. gegen eine Vorſchrift, daß alle Wirthe, die Margarine verwenden, 

dies erklären ſollen; 

5. gegen das Verbot der Margarinetäfe-Fabritation, wie auch gegen 
jeden indirekten Verſuch, dieſe Fabrikation durch Auſſtellung un— 
erfüllbarer Bedingungen zu vernichten.“ 

Zu dem Entwurf eines Geſetzes, betreffend den Verkehr mit Handels- 
dünger, Kraftfuttermitteln und Saatgut, wurde erklärt: 

„Der Entwurf befreit die Landwirthe von Verpflichtungen, die er den 
Kaufleuten und Induſtriellen auferlegen will, er läßt mithin die Beachtung 
der Forderungen: gleiches Recht, gleiche Pflicht, gleiches Maaß für Jeder— 
mann, vermiſſen. 

Der Entwurf ermangelt der nothwendigen Rückſichtnahme auf die 
Verhältniſſe, unter denen ſich der Handel mit Düngemitteln, Futtermitteln 
und Saatgut vollzieht, ſo namentlich hinſichtlich des Bezuges aus dem Aus— 
lande, der zu befürchtenden Benachtheiligung inländiſcher Händler und 
Fabrikanten gegenüber den ausländiſchen, der Möglichkeit, die Waare zu 
beſichtigen und zu unterfuchen, der Dringlichkeit plötzlicher Maſſenaufträge 
ſeitens der Landwirthſchaft, der Veränderlichkeit des Gehaltes der Waare an 
werthbeſtimmenden Beſtandtheilen und der Art der Eigenthumsübertragungen 
der Händler untereinander. 

Ueberhaupt wird es als ſchwerer Eingriff in die Rechte der Fabrikanten 
und Großhändler, z. B. bei Futtermitteln, empfunden, daß ihnen der Verkauf 
ihrer Waaren ohne Garantieleiſtung unmöglich gemacht werden ſoll, ſelbſt 
wenn der Käufer gewillt iſt, die Waare auf Treu und Glauben entgegen zu 
nehmen. 

Der Entwurf überweiſt die wichtigſten und ſchwierigſten Fragen zur 
Erledigung dem Bundesrath, ohne daß den offiziellen Vertretungen von 
Handel und Induſtrie eine aktive Betheiligung an der Ausarbeitung der 
Ausführungs-Verordnungen geſichert würde. 


—.— 

Der Entwurf überſieht, daß die Ausführung der Probenahmen und die 
Methoden zur Feſtſtellung der procentiſchen Gehalte der Dünge- und SKraft- 
futtermittel, ſowie zur Unterſuchung der Reinheit, der Herkunft und der 
Keimkraft der Sämereien und Saatfrüchten nicht zuverläſſig genug ſind, um 
über die civilrechtliche Verantwortung hinaus eine ſtrafrechtliche zu begründen. 

Der Entwurf läßt ſchließlich außer Acht, daß er durch die vorgeſehenen 
Strafandrohungen für Zuwiderhandlungen gegen ſeine mannigfaltigen, 
komplizirten, durch Beſchluß des Bundesrathes ohne weiteres ihrer Wirkung 
nach veränderlichen Beſtimmungen, falls er zum Geſetz erhoben würde, 
eine Vertheuerung der Düngemittel, der Kraftfuttermittel und des Saatgutes 
— ſoweit dieſe dem Geſetz unterſtellt werden — herbeiführen und ſomit der 
Landwirthſchaft, auf deren Bevortheilung er berechnet iſt, ſchweren Nachtheil 
bringen würde.“ 

Die Erklärung zum Entwurf des Börſengeſetzes lautete: 

Der Handelstag weiſt eine Geſetzgebung zurück, welche in die Freiheit 
des Verkehrs eingreift, zur Bevormundung des Publikums führt, die bisher 
ſſelbſtſtändige Thätigkeit der Handelsvertretungen in der Verwaltung der 
Börſen-Angelegenheiten zu einer untergeordneten herabdrückt, ſowie in ihren 
einzelnen Beſtimmungen auf das Selbſtgefühl des Handelsſtandes kränkend 
und beleidigend einwirkt.“ 

Schließlich wurde noch folgende Reſolution gefaßt: 

„Die in den letzten Jahren hervortretenden Beſtrebungen, Handel und 
Induſtrie in ihrer freien Bewegung und in der Verfolgung ihrer berechtigten 
Intereſſen einzuengen und zu behindern, haben in den vorliegenden Entwürfen 
eines ſogenannten Margarinegeſetzes, eines Börſengeſetzes und eines Geſetzes, 
betreffend den Verkehr mit Handelsdünger, Kraftfuttermitteln und Saatgut 
geradezu einen grundſätzlichen Ausdruck gefunden und erhalten durch viele 
Anträge der Reichskommiſſionen, welche zur Berathung der beiden erſt— 
genannten Geſetzentwürſe eingeſetzt worden find, eine jo unzuläſſige 
Uebertreibung, daß eine Verfolgung der hiermit eingeſchlagenen Bahn nur 
zu ſchweren Niederlagen unſeres wirthſchaftlichen Lebens und zu empfindlichen 
Schädigungen des materiellen Wohlbefindens des ganzen Volkes führen kann. 

Der Deutſche Handelstag billigt uneingeſchränkt alle geſetzlichen Vor— 
ſchriſten, welche vorhandene Auswüchſe des Verkehrslebens zu beſeitigen 
nothwendig und geeignet ſind, er legt aber entſchieden Verwahrung ein gegen 
Maßnahmen, welche nur zur Folge haben können, daß große und wichtige 
Berufsſtände in der allgemeinen Achtung herabgeſetzt werden, daß die einzelnen 
Mitglieder dieſer Berufsſtände in der Verfolgung ihrer berechtigten Intereſſen 
gehindert werden und daß unter dieſen Erſchwerungen des Erwerbslebens der 
Einzelne und mit ihm die Geſammtheit unberechenbaren Schaden leidet.“ 


7. Geſchäftszweige der Handelskammermitglieder. 


Da verſchiedentlich, beſonders bei Berathung des neuen Geſetzes über 
die Handelskammern, der Vorwurf erhoben worden war, daß in den Kammern 
die Induſtrie nur unzureichend vertreten ſei, ſo wurde vom Bureau des 
deutſchen Handelstages ein Fragebogen verſandt, um feſtzuſtellen, welchen 
Geſchäftszweigen die Mitglieder der deutſchen Handelskammern bezw. der 
Vorſtände der kaufmänniſchen Korporationen angehören. Es ergab ſich, daß 
die 3273 Mitglieder der amtlichen deutſchen Vertretungen von Handel und 
Gewerbe 3556 Geſchäftszweigen angehören, von welchen auf die Induſtrie 
und das Gewerbe 2102, auf den Handel 1454 entfallen. 


8. Kaufmänniſche Fortbildungs schulen. 


Von dem deutſchen Verband für das kaufmänniſche Unterrichtsweſen 
erhielten wir unter dem 30. Januar das nachſtehende Rundſchreiben: 

„Die Braunſchweiger Verhandlungen über das kaufmänniſche Fort— 
bildungsſchulweſen haben ſich in einem Maaße fruchtbar erwieſen, wie dies 
kaum erwartet werden konnte. Eine Bewegung hat ſich daran geknüpft, die 
immer weitere Kreiſe zieht. Faſt allerorten wird die Frage der kaufmänniſchen 
Bildung auf die Tagesordnung gebracht. Binnen Jahresfriſt iſt eine große 
Zahl von Fortbildungsſchulen ins Leben gerufen worden, zumeiſt in Gegenden, 
die bisher kaum dürftige Anfänge aufzuweiſen hatten, und ältere Handels— 
ſchulen wetteifern in der Einführung von Verbeſſerungen. Die bedeutſamſte 
Thatſache aber iſt die Vereinigung dieſer Beſtrebungen unter einem Verbande, 
der ſich räumlich über ganz Deutſchland erſtrecken, ſachlich das geſammte 
kaufmänniſche Unterrichtsweſen umfaſſen ſoll. Von dem nächſten Kongreſſe, 
der im Juni 1897 in Leipzig zuſammentreten wird, erwartet der im Entſtehen 
begriffene Verband die Beſtätigung ſeines Grundgeſetzes. 

Der Bildung unſerer jungen Kaufleute iſt neuerdings im Auslande 
hohes Lob geſpendet worden. Wer ſchärfer zuſieht, muß beſchämt geſtehen, 
daß nur eine im Verhältniß zum Ganzen recht kleine Auswahl der Beſten 
dieſes Lob verdient, daß die große Maſſe noch ſehr bedenkliche Lücken des 
Wiſſens und Könnens zeigt, daß die Durchnittsbildung weit hinter dem 
Maaße zurückbleibt, das ſie erreichen könnte und erreichen ſollte. Wie ſehr 
das kaufmänniſche Unterrichtsweſen noch in den Kinderſchuhen ſteckt, zeigt 
am Beſten die Wahrnehmung, daß es in der großen Mehrzahl der deutſchen 
Staaten noch nicht einmal einen gebahnten Weg für die Ausbildung von 
Lehrern des kaufmänniſchen Wiſſens giebt. Viel, ſehr viel bleibt noch zu 
thun übrig. 

Staat, Kreiſe, Gemeinden werden ihre Mitwirkung nicht verſagen dürfen, 
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damit wir dem Ziele näher kommen. Die Hauptarbeit muß der Handels— 
ſtand ſelber thun, deſſen Organen, den Handelskammern und ähnlichen 
Körperſchaften und Vereinigungen, hier eine große und ſchöne Aufgabe 
vorliegt. Verheißungsvoll iſt der kräftige Zuſammenſchluß, den die Braun 
ſchweiger Verhandlungen angebahnt haben. Einſichtige und erfahrene Kaufleute 
ſollen hier mit hervorragenden Vertretern des Lehrfaches zuſammenwirken. 
Hier finden die einzelnen Körperſchaften und Schulleitungen Rath und 
Unterſtützung, im gegenſeitigen Austauſch der Anſichten und Wahrnehmungen 
lernen alle Theile, und manche jüngere Anſtalt bleibt vor zeitraubenden und 
koſtſpieligen Irrwegen bewahrt. 

Mit beſonderer Genugthuung heben wir hervor, daß ſich gleichzeitig 
mit uns auch ein Verband der Direktoren und Lehrer kaufmänniſcher 
Unterrichtsanſtalten Deutſchlands gebildet hat, der im engſten Zuſammenhange 
mit uns an den gemeinſamen Aufgaben mitarbeiten wird. 

Damit aber der Verband ſeine Aufgaben erfüllen kann, bedarf er einer 
ſtändigen Organiſation, die ohne ausgiebige und geſicherte Mittel nicht 
denkbar iſt. An die wohlhabenderen Gemeinden, an die kaufmänniſchen 
Körperſchaften und Vereine, an hochherzige Freunde unſerer Beſtrebungen 
ergeht deshalb hiermit der Ruf, durch Erwerbung der Mitgliedſchaft und in 
ſonſtiger geeigneter Weiſe den Verband zu unterſtützen und ſo an ihrem 
Theile dazu mitzuwirken, daß dem deutſchen Handelsſtande die Stellung, die 
ihm gebührt, voll errungen und dauernd erhalten werde.“ 

Die Kammer beſchloß hierauf, dem Verein beizutreten und als jährlichen 
Beitrag 30 Mark zu geben. 

An der hieſigen ſtaatlichen Fortbildungsſchule iſt im vorigen Jahre 
auch eine kaufmänniſche Abtheilung errichtet worden. Wie nothwendig der 
Unterricht für die Kaufmannslehrlinge iſt, ergiebt ſich auch aus dem Bericht 
des Anſtaltsleiters, der u. A. folgendes ausführt: 

„Das Schülermaterial der kaufmänniſchen Abtheilung unſerer Fort— 
bildungsſchule iſt in Bezug auf den Bildungsſtandpunkt ein ſehr verſchiedenes. 
Zwei Kaufmannslehrlinge konnten nicht einmal der Klaſſe D. III überwieſen 
werden, da ſie den Bildungsſtandpunkt dieſer Klaſſen (den der Schüler aus 
den Oberabtheilungen ländlicher Schulen) nicht nachweiſen konnten; ſie 
mußten einer Klaſſe der Abtheilung E zugewieſen werden, um in den 
Elementarſächern die grundlegenden Kenntniſſe zu erwerben.“ 

Daß auch von Seiten der Prinzipale der Schule noch nicht das noth— 
wendige Entgegenkommen bezeigt wird, beweiſt folgender Paſſus des Berichts: 

„In Klaſſe D. I haben die Lehrer verſucht, den häuslichen Fleiß der 
Schüler in Anſpruch zu nehmen, um die recht erheblichen Unterrichtsziele zu 
erreichen, haben aber ſchlechte Erfahrungen dabei gemacht. Der größere 
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Theil der Lehrlinge hat es an Strebſamkeit und Fleiß fehlen laſſen und die 
häuslichen Aufgaben mangelhaft oder garnicht gemacht. Aber auch ein 
Theil der Prinzipale hat nach Ausſage der Schüler ihnen die zum Anfertigen 
der Aufgaben nöthige Zeit nicht gewährt, ſelbſt wo geſchäftliche Verhältniſſe 
dies zuließen.“ In dieſer Hinſicht iſt übrigens in der letzten Zeit eine 
Beſſerung eingetreten; es zeigt ſich auch in den Kreiſen der Prinzipale ein 
regeres Intereſſe für die Schule. 

Nachſtehender Lehrplan der kaufmänniſchen Abtheilung iſt zunächſt 
blos proviſoriſch aufgeſtellt; es wird ſich erſt im Laufe der Zeit erweiſen 
müſſen, ob die hiermit geſteckten Ziele zu erreichen ſind: 

Lehrplan. 
D. III. 

4 Stunden Deutſch, Leſebuch von Ehrecke und Hammermann. 

a. 2 Stunden Leſen und Inhaltsbeſprechungen. 

b. 1 Stunde Diktat reſp. Aufſatz (alle 14 Tage 1 Arbeit jeder Art). 

c. 1 Stunde Schönſchrift: J. das deutſche und lateiniſche Alphabet, 

II. Rundſchrift. Stoff: Kaufmännische Briefe und Geſchäftsauſſätze. 

2 Stunden Rechnen: Wiederholung der 4 Spezies mit ganzen 
benannten und unbenannten Zahlen. Einführung in die Bruchrechnung. 
Gemeine und Dezimalbrüche. Praktiſche Anwendung derſelben in angewandten 
Aufgaben. Fleißige Uebung im Addiren von Zahlreihen das ganze Jahr 
hindurch. 

D. II. 
tunden Deutſch, Leſebuch von Ehrecke und Hammermann. 
Stunden Leſen und Inhaltsbeſprechungen. 
Stunde Kaufmänniſche Korreſpondenz (im Sommerhalbjahr). 
Stunde Handelsgeographie (mündliche und ſchriftliche Dar— 
ſtellungen als Aufſätze, alle 14 Tage (im Sommerhalbjahr). 
Im Winterhalbjahr ſtatt: 
2 2 Stunden Einfache Buchführung. 
e. 2 Stunden Rechnen. Die buͤrgerlichen Rechnungsarten. 
D. I. 

Vorbemerkungen: Die meiſten Schüler der Klaſſe D. 1 haben die 
J. Klaſſe der hieſigen oder einer auswärtigen Mittelſchule durchgemacht oder 
mindeſtens ihr angehört, andere haben auf der Obertertia des Gymnaſiums 
oder in der Oberklaſſe der hieſigen Mittelſchule geſeſſen, ſie werden alſo 
einen ſolchen Bildungsſtandpunkt einnehmen, daß von dem gewöhnlichen 
Deutſchunterricht (Leſen und Inhaltsbeſprechungen) Abſtand genommen werden 
kann. Die Belehrungen über Handelskunde und Volkswirthſchaftslehre ſollen 
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ſich zu Beſprechungen geſtalten, in denen der Lehrer die führende Rolle hat, 
der Stoff ſoll alſo entwickelt werden. Von den Schülern erfaßt gelangt er 
zur zuſammenhängenden ſprachlichen Darſtellung ſeitens der Schüler in freier 
Rede und ſchriftlich in monatlich zu fertigenden Aufſätzen. 

Bei der kaufmänniſchen Korreſpondenz werden die Muſterbeiſpiele nicht 
vom Lehrer gegeben, ſondern fie find nach Form und Juhalt Ergebniſſe des 
entwickelnden Unterrichts. In jeder Stunde würde etwa ein Beiſpiel durch— 
zuarbeiten ſein. Die Reinſchriften werden in einem beſonderen Heft an— 
gefertigt. 

J. Im Sommerhalbjahr. 

a. 2 Stunden Handels? und Volkswirthſchaftslehre (mündlich und 
ſchriftlich). 

2 Stunden Kaufmänniſche Korreſpondenz. 
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1 Stunde Kaufmännisches Rechnen und Wechſellehre. 
d. 1 Stunde Handelsgeographie. 
II. Im Winterhalbjahr. 


a. 1 Stunde Fortſetzung der Volkswirthſchaftslehre. 

b. 1 Stunde Kaufmänniſche Korreſpondenz. 

c. 2 Stunden Kaufmänniſche Buchführung. 

d. 1 Stunde Kauſmänniſches Rechnen und Wechſellehre. 
e. 1 Stunde Handelsgeographie. 


Da es der Kammer erwünſcht ſchien, auch einen gewiſſen Einfluß auf 
die Leitung der kaufmänniſchen Abtheilung der Fortbildungsſchule ausüben 
zu können, ſo richtete ſie unter dem 17. September das nachſtehende Schreiben 
an den Magiſtrat: 

„Nachdem an der hieſigen Fortbildungsſchule eine Abtheilung für 
Handlungslehrlinge eingerichtet worden iſt, ſcheint es uns im Intereſſe dieſes 
Inſtituts zu liegen, daß dem Vorſtand der Fortbildungsſchule auch ein kauf— 
männiſches Mitglied angehört. 

Daſſelbe könnte durch ſeine praktiſche Erfahrung dem Leiter der kauf— 
männiſchen Abtheilung von großem Nutzen ſein und gleichzeitig im Kreiſe 
ſeiner Berufsgenoſſen das leider noch nicht genügend vorhandene Intereſſe 
für dieſen Schulzweig fördern. 

Wir erſuchen deshalb ganz ergebenſt, ein Mitglied der Kaufmannſchaft 
in den Vorſtand der hieſigen Fortbildungsſchule zu wählen, und ſind, im 
Falle der Magiſtrat geneigt iſt, unſeren Wunſch zu erfüllen, gerne bereit, eine 
geeignete Perſönlichkeit vorzuſchlagen.“ 

Der Magiſtrat erſuchte darauf die Kammer, eine geeignete Perſönlichkeit 
für ein aus dem Kuratorium der ſtaatlichen Fortbildungsſchule ausgeſchiedenes 
Mitglied in Vorſchlag zu bringen. Hierfür wurde der Vorſitzende der Kammer 
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vorgeſchlagen, der ſodann unter dem 17. November von dem Herrn 
Regierungs-Präſidenten zum Mitgliede des Kuratoriums ernannt wurde. 


9. Firmenſchilder. 


Der hieſige deutſch-ſoziale Reformverein hatte den Magiſtrat erfucht, 
eine Verordnung zu erlaſſen, dahingehend, daß jeder im Handelsregifter ein- 
getragene Inhaber eines offenen Geſchäftslokals verpflichtet ſein ſolle, ſeinen 
bürgerlichen Namen an ſeinem Geſchäftslokale in einer von der Straße aus 
deutlich erkennbaren Schrift anzubringen. Der Magiſtrat erſuchte darauf die 
Handelskammer, ſich darüber zu äußern, ob für eine derartige polizeiliche 
Anordnung hier ein Bedürfniß anerkannt werden könne. Die Kammer 
erwiderte, daß für eine ſolche Anordnung hier nicht das geringſte Bedürfniß 
vorliege. 


10. Geſetzliche Regelung der Verhältniſſe der Angeftellten 
in kaufmänniſchen Geſchäften. 


Die Reichskommiſſion für Arbeiterſtatiſtik, welche ſeit dem Jahre 1892 
Erhebungen über die Lage der Angeſtellten im Handelsgewerbe angeſtellt 
hatte, legte im März vorigen Jahres dem Bundesrathe einen Geſetzentwurf 
über die Verhältniſſe der kaufmänniſchen Angeſtellten vor, deſſen wichtigſte 
Beſtimmungen folgendermaßen lauten: 

1. Offene Verkaufsſtellen müſſen während der Zeit von 8 Uhr Abends 
bis 5 Uhr Morgens für das Publikum (für den geſchäftlichen Verkehr) 
geſchloſſen ſein. 

Durch die Landes-Centralbehörde kann für ihren Bezirk oder einzelne 
Theile deſſelben allgemein oder für gewiſſe Zweige des Handelsgewerbes 
angeordnet werden, daß die offenen Verkaufsſtellen erſt von einer ſpäteren 
Stunde ab als 5 Uhr Morgens geöffnet werden dürfen oder früher als 
8 Uhr Abends geſchloſſen werden müſſen. Dieſelbe Befugniß ſteht dem 
Bundesrath für das Gebiet des Reichs oder einzelne Theile deſſelben zu. 

2. Während der Zeit, wo nach Ziffer 1 die Verkaufsſtellen geſchloſſen 
ſein müſſen, iſt der Gewerbebetrieb im Umherziehen, ſoweit er unter $ 55 
Abſatz 1 Ziffer 1 und 2 der Gewerbeordnung fällt, ſowie der Gewerbebetrieb 
der im § 42 b der Gewerbeordnung bezeichneten Perſon verboten. 

Ausnahmen können von der unteren Verwaltungsbehörde zugelaſſen 
werden. Der Bundesrath iſt ermächtigt, über die Vorausſetzungen und 
Bedingungen, unter denen Ausnahmen zugelaſſen werden dürfen, Beſtimmungen 
zu erlaſſen. 

Während des im Abſ. 1 bezeichneten Zeitraums find auch die ſelbſt— 
thätigen Verkaufsapparate außer Betrieb zu ſetzen. 
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3. Die Beſtimmungen in den Ziffern 1 und 2 finden keine Anwendung 
auf den Geſchäftsbetrieb der Apotheken, das Gaſt- und Schankwirthſchafts— 
gewerbe, den Verkauf von Druckſchriften an Bahnhöfen und Dampſfſchiffen, 
ſowie auf den Verkauf von Fahrſcheinen und von Eintrittskarten für 
öffentliche Schauſtellungen, ſoweit dieſer Verkauf an beſonders hierfür ein— 
gerichteten Kaſſen erfolgt. 

4. Ueber 8 Uhr Abends, aber höchſtens bis 10 Uhr Abends, dürfen 
die Verkaufsſtellen (Ziffer 1) für das Publikum geöffnet ſein: 

1. an den letzten 14 Werktagen vor Weihnachten, 

2. an Tagen, für welche zur Befriedigung eines bei Feſten oder 
ſonſtigen beſonderen Gelegenheiten hervortretenden Bedürfniſſes die 
untere Verwaltungsbehörde Ausnahmen von der Beſtimmung unter 
Ziffer 1 geſtattet hat. Dieſe Ausnahmen dürfen allgemein oder 
für einzelne Handelszweige für höchſtens 16 Tage im Jahre 
zugelaſſen werden. 

5. Außerhalb der Zeit, während welcher die Verkaufsſtelle für das 
Publikum geöffnet iſt, dürfen Handlungsgehilfen, Lehrlinge und Geſchäfts— 
diener zur Arbeit für das Geſchäft nicht herangezogen werden. 

Die beim Ladenſchluß im Laden ſchon anweſenden Kunden dürfen in 
der nächſten halben Stunde noch bedient werden. 

Ebenſo dürfen die Geſchäftsdiener zu denjenigen Arbeiten herangezogen 
werden, die vor Oeffnung oder nach Schluß der Verkaufsſtelle noch vor— 
genommen werden müſſen, um den regelmäßigen Betrieb des Geſchäftes zu 
ermöglichen. Jedoch muß ihnen eine ununterbrochene Ruhe von mindeſtens 
9 Stunden verbleiben. 

6. Den Handlungsgehilfen, Lehrlingen und Geſchäftsdienern iſt eine 
angemeſſene Pauſe zur Einnahme der Hauptmahlzeit zu gewähren. 

Dieſe Pauſe muß, ſoweit das Mittageſſen ae vom Prinzipal gewährt 
wird, ee 1½ Stunde dauern. 

Die Beſtimmungen unter Ziffer 5 Abſ. 1 und Ziffer 6 finden keine 
een auf die Beſchäftigung von Handlungsgehilfen, Lehrlingen und 
Geſchäftsdienern bei ſolchen Arbeiten, welche aus Anlaß der Aufnahme der 
Inventur, von Umzügen und Neueinrichtungen nothwendig werden, ſowie 
bei ſolchen Arbeiten, welche unverzüglich vorgenommen werden müſſen, um 
den Verderb von Waaren zu verhüten. . 

Wir veranſtalteten hierauf eine Umfrage bei Inhabern offener Verkaufs— 
ſtellen und legten das Reſultat in der folgenden Eingabe an den Bundes— 
rath nieder: 

„Dem hohen Bundesrathe liegt ein von der Reichskommiſſion für 
Arbeiterſtatiſtik ausgearbeiteter Geſetzentwurf vor, betreffend die Regelung der 


Verhältniſſe der Angeſtellten in offenen Ladengeſchäften, der u. A. beſtimmt, 
daß offene Verkaufsſtellen während der Zeit von 8 Uhr Abends bis 5 Uhr 
Morgens geſchloſſen ſein müſſen. Gegen dieſe Beſtimmung des Entwurfs 
haben ſich im Kreiſe der Intereſſenten ſchwere Bedenken erhoben, und wir 
halten es nach eingehender ſchriftlicher und mündlicher Befragung der Laden- 
inhaber unſeres Bezirks und nach reiflicher Prüfung der vorgebrachten 
Einwände für unſere Pflicht, dem hohen Bundesrathe die Gefahren, die bei 
einer ſolchen Beſtimmung einem großen Theil des Handelsſtandes drohen, 
darzulegen und das dringende Erſuchen auszuſprechen, dieſem Vorſchlage der 
Reichskommiſſion für Arbeiterſtatiſtik keine Folge zu geben. 

Durch den Ladenſchlußzwang ſoll eine Regelung der Arbeitszeit der in 
offenen Ladengeſchäften Angeſtellten herbeigeführt werden, weil nach den 
Erhebungen der Reichskommiſſion die derzeitige Arbeitszeit die Geſundheit 
der Angeſtellten ſchädige und ihre geiſtige Fortbildung, ſowie ihr Familien— 
leben beeinträchtige. 

Nach unſeren Erfahrungen findet in den Ladengeſchäften unſeres Kreiſes 
keine übermäßige Inanſpruchnahme der Angeſtellten ſtatt, wenigſtens keine 
ſolche, die die Geſundheit derſelben gefährden könnte; aus den ſorgfältigen 
Unterſuchungen der Reichskommiſſion geht jedoch hervor, daß eine maßvolle 
geſetzliche Regelung der Arbeitsverhältniſſe aus Gründen der Wohlfahrt der 
kaufmänniſchen Angeſtellten nicht unberechtigt iſt. So ſympathiſch wir einer 
ſolchen Regelung auch gegenüber ſtehen, ſo ſcheint uns doch der von der 
Reichskommiſſion vorgeſchlagene Weg nicht der für alle Betheiligten beſte 
zu ſein, und wir ſind der Meinung, daß der angeſtrebte Zweck auch auf 
anderem Wege erreichbar iſt. Die Kommiſſion hat von den beiden in 
Erwägung gezogenen Mitteln: 

Beſchränkung der Arbeitszeit ohne gleichzeitige Beſchränkung 
der Ladenzeit oder 
Beſchränkung der Arbeitszeit und der Ladenzeit, 
das letztere gewählt, trotzdem aus der Mitte der Kommiſſion ſelbſt Par gut 
begründete Einwendungen dagegen vorgebracht wurden. 

Es iſt ja ohne Weiteres zuzugeben, daß beim Zuſammenfallen der 
Arbeitszeit mit der Ladenzeit die Kontrolle ungemein erleichtert würde, da 
eine Beſchäftigung des Perſonals außerhalb der Ladenzeit nur in geringem 
Maße erforderlich ift; allein dies iſt auch der einzige Vorzug gegenüber der 
Regelung der Arbeitszeit ohne Beſchränkung der Ladenzeit. Recht unliebſame 
Folgen würden ſich jedoch für die Ladeninhaber an die von der Kommiſſion 
vorgeſchlagene Maßregel knüpfen, zumal dieſelbe unterſchiedslos für das 
ganze Reich Geltung erhalten ſoll und dabei auch auf die Verſchiedenheit 
der einzelnen Geſchäftszweige keine Rückſicht genommen wird. 


Daß alle offenen Geſchäfte, gleichgiltig, ob fie mit oder ohne Perſonal 
arbeiten, dem Ladenſchlußzwange unterliegen ſollen, iſt nur die natürliche 
Konſequenz der vorgeſchlagenen Beſtimmung, da andernfalls die nicht 
betroffenen Geſchäfte durch ihre Konkurrenz die anderen erheblich benachtheiligen 
würden und infolgedeſſen alle irgendwie entbehrlichen Angeſtellten entlaſſen 
werden würden. 

Die nächſte Folge des Ladenſchlußzwanges würde ohne Zweifel eine 
Verringerung des Konſums ſein, denn ebenſo wie jede Verkehrserleichterung 
eine Konſumſteigerung hervorruft, wird eine Erſchwerung der Einkaufsgelegenheit 
auch eine Einſchränkung des Konſums herbeiführen. Die Kommiſſion hat 
dies zwar geleugnet und hervorgehoben, daß die nothwendigen Bedarfsartikel 
nach wie vor vom Publikum eingekauft werden müßten, demnach eine Ein— 
ſchränkung des Konſums durch Verminderung der Kaufgelegenheit nur im 
Bereiche der Luxuswaarengeſchäfte denkbar wäre, die jedoch ſchon heute in 
ihrer großen Mehrzahl auf die Benutzung der Abendſtunden verzichteten; 
man hat jedoch dabei nicht in Betracht gezogen, daß zwiſchen nothwendigen 
Bedarfsartikeln und Luxuswaaren das große Gebiet derjenigen Waaren liegt, 
die, ohne Luxuswaaren zu ſein, doch keinem unbedingt nothwendigen 
Bedürfniſſe dienen, deſſen Befriedigung aber nur dann erfolgt, ſobald die 
Gelegenheit bequem iſt. 

Eine weitere und jedenfalls die bedenklichſte Folge würde eine gewaltige 
Verſchiebung der Bedarfsdeckung ſein, wodurch wohlerworbene Rechte, wozu 
doch entſchieden der Kundenkreis einer Firma gehört, verletzt werden würden. 
Ganz abgeſehen von der lokalen Verſchiebung, die in unſerem Kreiſe aller 
dings nicht zu ſchwer ins Gewicht fallen könnte, würde das Publikum dann 
noch mehr wie zuvor geneigt fein, feine Bedürfniſſe bei den großen Waaren— 
verſandthäuſern zu decken, und der Ruin einer großen Anzahl von Detail- 
geſchäften, die ſich ſchon jetzt im Exiſtenzkampfe nur mit äußerſter Anſtrengung 
aufrecht erhalten können, wird die nothwendige Folge davon ſein. 

Die Erhebungen, die wir in unſerem Kreiſe angeſtellt haben, ergaben 
das folgende Reſultat: Die überwiegende Mehrheit der Befragten erklärte 
ſich gegen jegliche Beſchränkung der Ladenzeit, da ſie hierin einen unberechtigten 
Eingriff in ihre Erwerbsfreiheit erblickt. 

Verſchieden iſt jedoch das Verhalten der einzelnen Geſchäftszweige zu 
der vorgeſchlagenen Maßregel. Gänzlich ablehnend verhalten ſich die Laden— 
inhaber der Cigarren- und Tabakbranche; fie erklären, daß eine Schließung 
der Läden um 8 Uhr für viele kleinen Geſchäfte das Todesurtheil bedeute, 
daß aber jede Cigarrenhandlung, ob groß oder klein, erheblich geſchädigt 
werden würde. Schon durch die Sonntagsruhe ſeien fie zu Gunſten der 
Gaſtwirthe benachtheiligt worden und jetzt ſolle ihnen aufs Neue gerade ihre 
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beſte Geſchäftszeit entzogen werden, wobei wiederum die Gaſtwirthe, deren 
Betrieb keiner Beſchränkung unterliege, den Vortheil haben würden. Auch 
ſei gerade in ihrer Branche ein Schutz der Gehilfen am wenigſten nöthig, 
da die weitaus größte Zahl der Cigarrengeſchäfte nur von dem Inhaber 
betrieben werde. . 

Die Inhaber der Kolonialwaaren-Handlungen und anderer Nahrungs— 
mittel-Geſchäfte halten durchgehend einen Ladenſchluß um 8 Uhr für viel 
zu zeitig. Sie würden ſich vielleicht dann mit dem obligatoriſchen Laden— 
ſchluß auszuſöhnen vermögen, wenn derſelbe im Sommer auf 10, im Winter 
auf 9 Uhr verlegt werden würde, wobei jedoch die unbedingte Vorausſetzung 
wäre, daß auch die offenen Schnapsſchankſtellen, die hier nur allzu reichlich 
vertreten ſind, derſelben Beſchränkung unterliegen, da andernfalls der Verkauf 
von Kolonialwaaren und Aehnlichem an dieſen Stellen wohl kaum verhindert 
werden könnte, zum Schaden der geſchloſſenen Geſchäfte. 

Am wenigſten ablehnend verhalten ſich die Geſchäftsinhaber der 
Manufakturwaarenbranche; doch können auch ſie die Beſorgniß nicht unter— 
drücken, daß ſie durch den Ladenſchlußzwang geſchädigt werden könnten, da 
hierdurch einem Theil der Fremden, welche die Nachtzüge nach Rußland 
benutzen, die Einkaufsgelegenheit genommen werden würde. 

Aus alledem haben wir die Ueberzeugung gewonnen, daß die Regelung 
der Arbeitszeit der Angeſtellten unter gleichzeitiger Feſtſetzung der Ladenzeit 
erhebliche Intereſſen des Handelsſtandes verletzt, und da ſich die Reichs— 
kommiſſion ſelbſt dahin ausgeſprochen hat, daß an ſich der erſtrebte Zweck, 
die Verhinderung einer übermäßigen Geſchäftsthätigkeit, zu erreichen iſt ohne 
Beſchränkung der Ladenzeit als ſolcher, und daß die Beſchränkung der 
Arbeitszeit an ſich genügen würde, ſo richten wir an den hohen Bundesrath 
das dringende Erſuchen 

Artikel I der Vorſchläge der Reichskommiſſion für Arbeiter— 
ſtatiſtik, betreffend die Regelung der Verhältniſſe der Angeſtellten in 
offenen Ladengeſchäften dahin abändern zu wollen, daß zwar den 
Angeſtellten eine ununterbrochene Ruhe von 9 Stunden gewähr— 
leiſtet wird, die Zeit des Ladenſchluſſes jedoch davon unberührt 
bleibt.“ 


11. Abänderung der Ronkursordnung. 


Schon im Jahre 1895 hatte die Handelskammer zu Metz an den 
Handelstag den Antrag geſtellt, auf Abänderung des § 23 der Konkurs— 
ordnung in der Richtung hinzuwirken, daß der bei Ausbruch eines Konkurſes 
anzubringende offene Arreſt zu Gunſten von Wechſelforderungen unter— 
brochen werde. 
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Der Ausſchuß des Deutſchen Handelstages hat ſich im Dezember 1895 
mit dieſer Angelegenheit beſchäftigt und iſt zu einem ablehnenden Beſchluſſe 
gelangt. a 

Die Handelskammer zu Metz fand die Begründung dieſes Beſchluſſes 
nicht ausreichend und glaubte denſelben einer irrthümlichen Auffaſſung ihres 
Autrages zuſchreiben zu ſollen. Sie richtete deshalb unter dem 13. Februar 
1896 ein erneutes Schreiben an das Präſidium des Handelstages, in welchem 
ſie darauf hinwies, daß die Ertheilung von Rimeſſen auf Dritte ein Baar— 
geſchäft darſtelle, zu welchem der Schuldner bis zum Ausbruche des Konkurſes 
berechtigt ſei. Die Konkursmaſſe dagegen habe auf derartige Forderungen 
auch dann kein Anrecht, wenn die Acceptation nicht erfolgt ſei. Gelänge es 
dem Wechſelinhaber, das Accept noch kurz vor Eröffnung des Konkurſes ein— 
zuholen, ſo ſei er unangefochten der Gläubiger, nicht aber die Konkursmaſſe. 
Trotzdem verbiete erfahrungsgemäß in Lothringen der Konkursverwalter bei 
Ausbringung des offenen Arreſtes, weiterhin Wechſel zu acceptiren, ſelbſt wenn 
bereits über die geſchuldeten Beträge Wechſel ausgeſtellt und übertragen ſind. 
Angeſichts der weitverbreiteten und insbeſondere im Verkehr der kleinen 
Geſchäfte beſtehenden Gewohnheit, das Accept nicht gleich bei Erhalt von 
Waaren, ſondern erſt viel ſpäter einzuholen, liege in ſolcher Forderung des 
Konkursverwalters eine Ungerechtigkeit, für welche ſelbſt das beſtehende Recht 
keine Rechtsbaſis biete. Zum mindeſten ſei hier eine Lücke in der Konkurs— 
ordnung auszufüllen. 

Unter dem 15. April ſchloß ſich die Handelskammer zu Straßburg i. E. 
dem Metzer Antrage an und erſuchte gleichzeitig den Ausſchuß, durch ein 
Rundſchreiben an die Mitglieder feſtzuſtellen, ob die in Elſaß-Lothringen 
hinſichtlich der Behandlung nicht acceptirter Wechſel im Konkurſe zu Tage 
tretenden Mißſtände auch in anderen Gegenden des Reiches fühlbar geworden 
ſind. Das Präſidium des Handelstages kam dieſem Wunſche nach und 
erließ im Oktober ein Rundſchreiben an die Mitglieder, worin es erſuchte, 
durch Umfrage feſtzuſtellen, ob 

1. es üblich iſt, im Konkursfalle die Ausbringung des offenen Arreſtes 
auch auf bereits beſtehende Wechſelforderungen auszudehnen; 

2. eine ſolche Praxis — gleichwie in Elſaß-Lothringen — Anſtoß 
erregt hat, dergeſtalt, daß eine Durchbrechung des Grundſatzes des 
offenen Arreſtes an dieſer Stelle mit Hilfe einer Abänderung der 
Konkursordnung anzuſtreben wäre; 

3. oder aber, ob man der Anſchauung zuneigt, daß die Einführung 
einer bezw. Ausnahmebeſtimmung zu doloſen Hinterziehungen des 
Gemeinſchuldners Veranlaſſung geben könnte. 

Wir bejahten Punkt 1 und 3 und verneinten Punkt 2. 
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Einige Handelskammern haben von vorneherein die Frageſtellung als 
verfehlt bezeichnet, indem ſie ausführten, man könne nicht fragen, ob etwas 
üblich ſei, was das Geſetz (Konkursordnung § 108) klipp und klar 
vorſchreibe. Dieſe Anſchauung wurde jedoch von den meiſten übrigen Handels- 
kammern nicht getheilt. 1 

Das Ergebniß der Erhebung war folgendes: Eine große Anzahl von 
Handelskammern ſahen das von den Reichslanden für ungerecht bezeichnete 
Verfahren bei ſich durchgeführt und erklären ſich durchaus damit einverſtanden. 
Sie find ſogar überzeugt, daß die verlangte Abänderung der Rechtsanſchauung 
der Handelswelt nicht entſprechen und Unzuträglichkeiten im Gefolge haben 
würde. Nur 17 der 77 gutachtenden Handelskammern glauben eine 
Abänderung der Geſetzgebung empfehlen zu ſollen, und unter dieſen ſind 
wiederum 6, in deren Bezirken die qu. Ausdehnung des offenen Arreſtes gar 
nicht üblich iſt. 

In der Ausſchußſitzung des Deutſchen Handelstages vom 20. Februar 
1897 wurde der Antrag der Metzer Handelskammer nochmals eingehend 
diskutirt unter Heranziehung des Erhebungsantriebs; es wurde beſchloſſen, 
dem Antrag Metz keine Folge zu geben. 


12. Eigenhandel der Agenten. 


Von dem Vorſtande des Verbandes der Handels- und Gewerbevereine 
in Oldenburg erging im Februar d. Is. ein Rundſchreiben an die deutſchen 
Handelskammern, worin um Auskunft gebeten wurde, ob es nach Anſchauung 
der Kammer dem guten Handelsgebrauch entſpreche, daß ein Agent, wenn er 
eine Offerte macht, ausdrücklich bemerkt, ob er das Geſchäft für eigene 
Rechnung abſchließt oder für eine von ihm als Agent vertretene Firma, oder 
ob der Agent ohne Verletzung guter Handelsgewohnheiten dieſe orientirenden 
Mittheilungen unterlaſſen könne. Wir erwiderten, in unſerem Bezirke entſpreche 
es dem guten Handelsgebrauche, daß der Agent dem Auftraggeber gegenüber 
keinen Zweifel darüber läßt, ob er den Geſchäftsabſchluß für eigene oder 
fremde Rechnung macht. 


13. Proteſterhebung durch den Gerichtsvollzieher. 


Nachſtehendes miniſterielle Schreiben wurde uns unter dem 8. Januar 
1897 von dem Herrn Regierungspräſidenten zur gutachtlichen Aeußerung 
überſandt: 

„In der Tagespreſſe und in einzelnen Eingaben aus Handelskreiſen iſt 
ſeit Jahren wiederholt dem Verlangen Ausdruck gegeben worden, die Juſtiz— 
verwaltung möge die Gerichtsvollzieher im Auſſichtswege mit einer allgemeinen 
Anweiſung dahin verſehen, daß ſie die bei Gelegenheit der Ausführung eines 


Be 
Wechſelproteſtauftrags mangels Zahlung von dem Proteſtaten etwa angebotene 
Wechſelzahlung für den Wechſelgläubiger in Empfang zu nehmen haben. 


Eine aus dieſem Anlaſſe neuerdings bei den Präſidenten ſämmtlicher 
Oberlandesgerichte gehaltene Umfrage hat ergeben, daß nicht nur die Gerichts- 
vollzieher gegenüber einem derartigen Zahlungsanerbieten des Proteſtaten ein 
ſehr verſchiedenartiges Verfahren beobachten, ſondern daß auch die Anſichten 
der Auſſichtsbehörden über die in dieſer Beziehung maßgebenden rechtlichen 
Geſichtspunkte erheblich auseinandergehen. 


Dem von einzelnen Auffichtsbehörden an die Gerichtsvollzieher erlaſſenen 
Verbote, mit dem Auftrage zur Aufnahme eines Wechſelproteſtes mangels 
Zahlung auch den Auftrag zur Annahme einer von dem Proteſtaten etwa 
angebotenen Zahlung zu übernehmen, iſt der Herr Juſtizminiſter durch die 
Allgemeine Verfügung vom 2. November d. Is. (Juſtiz-Miniſt.-Bl. S. 340) 
entgegengetreten. Dagegen hat davon abgeſehen werden müſſen, im 
Verwaltungswege die Gerichtsvollzieher allgemein mit einer poſitiven 
Anweiſung über das bei einem Zahlungsanerbieten des Proteſtaten von ihnen 
zu beachtende Verfahren zu verſehen, weil nach geltendem Rechte die Frage, 
unter welchen Vorausſetzungen der proteſtirende Gerichtsvollzieher überhaupt 
zur Annahme der Wechſelſumme für den Gläubiger befugt und möglicher— 
weiſe verpflichtet erſcheint, erheblichen Zweifeln unterliegt, deren endgültige 
Entſcheidung den Gerichten zuſteht. 


Dieſe Zweifel zu löſen und dadurch die jetzt beſtehende Rechtsunſicherheit 
zu beſeitigen, iſt mit durchgreifendem Erfolge nur die Reichsgeſetzgebung im 
Stande. Bevor in dieſer Richtung weitere Schritte geſchehen, würde es mir 
von beſonderem Werthe ſein, darüber unterrichtet zu werden, ob in der That 
— wie nach den bisherigen Aeußerungen anzunehmen — in weiteren Kreiſen 
des an der Angelegenheit vorzugsweiſe betheiligten Handelsſtandes das 
Bedürfniß nach einer einheitlichen Regelung der Befugniß der Proteſtbeamten 
zum Zahlungsempfange hervorgetreten iſt, und ob es insbeſondere den 
Intereſſen des Handelsverkehrs entſprechen würde, wenn den Proteſtbeamten 
auch für den Fall, daß ihnen der Wechſelgläubiger eine ausdrückliche Vollmacht 
zum Geldempfang nicht ertheilt hat, durch geſetzliche Vorſchrift — ſei es 
allgemein, ſei es unter beſtimmten Vorausſetzungen — die Befugniß bei— 
gelegt würde, bei Gelegenheit der Erledigung des Proteſtauftrags die von 
dem Proteſtaten etwa angebotene Wechſelſumme für den Gläubiger in Empfang 
zu nehmen. 


Sie werden erſucht, Sich nach Anhörung der Handelskammern und 
der ihnen gleichſtehenden kaufmänniſchen Korporationen Ihres Bezirks hierüber 
zu äußern.“ 
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Wir erwiderten darauf unter dem 21. Januar: 

„Ew. Hochwohlgeboren erwidern wir auf das geehrte Schreiben vom 
8. d. Mts. — J. -Nr. I. R. 678, 2 — betreffend Anweiſung an die 
Gerichtsvollzieher bei der Ausführung eines Wechſelproteſtauftrages, ergebenſt, 
daß es unſeres Erachtens nicht im Intereſſe des Handelsverkehrs liegt, dem 
Gerichtsvollzieher die weitgehende Befugniß zum Geldempfang bei der Proteſt— 
aufnahme auch für den Fall zu geben, daß ihm von dem Gläubiger keine 
ausdrückliche Vollmacht ertheilt worden iſt. Wir würden wünſchen, daß dies 
dem Gerichtsvollzieher durch eine allgemeine Anweiſung unterſagt wird, 
dagegen wäre die Beſtimmung zu treffen, daß er bei ausdrücklicher Vollmacht 
ſeitens des Wechſelgläubigers zur Empfangnahme der angebotenen Wechſel— 
ſumme verpflichtet iſt.“ 


14. Bezirks-Eiſenbahnrath für die Eifenbahndirektions- 
besirke Sromberg, Danzig und Königsberg. 


Am 30. Juni fand eine Sitzung in Bromberg, am 20. November in 
Danzig ſtatt. Hier ſtellte unſer Mitglied, Herr Roſenfeld, den Antrag, den 
Zug Nr. 244 derart zu verlegen, daß er, wie früher, in Thorn 3 Uhr 31 
Minuten abgeht und in Inowrazlaw 4 Uhr 15 Minuten ankommt. In 
Jutereſſentenkreiſen habe man ſich darüber beſchwert, daß zwiſchen der Ankunft 
und Abfahrt des Zuges 244 die Zeit eine derart kurz bemeſſene iſt, daß ein 
Beſuch der Stadt zur Erledigung von Geſchäften unmöglich ſei; ſerner ſei 
die Fahrt auf der kurzen Strecke Thorn —Inowrazlaw eine zu langſame. Der 
Herr Vertreter der Königlichen Eiſenbahndirektion Bromberg erwiderte, daß 
der Zug 244 vom 1. Oktober 1895 ab im Intereſſe des Güterverkehrs in 
einen gemiſchten Zug umgewandelt worden ſei. Zwiſchen Thorn und Ino— 
wrazlaw ſeien ſo viele Züge und zu ſo günſtiger Zeit gelegen, daß es nicht 
unbedingt nöthig erſcheine, die Vortheile, welche die Umwandlung des Zuges 
ergeben habe, wieder aufzugeben. Es ſolle jedoch den Wünſchen dadurch ent— 


gegengekommen werden, daß der Zug beſchleunigt und die Abfahrtszeit von 
Thorn auf 3 Uhr 15 Minuten verlegt wird. Herr Roſenfeld erklärte ſich 


hiermit befriedigt. Den Wünſchen der Intereſſenten iſt inzwiſchen Rechnung 
getragen worden. Ein weiterer Antrag des Herrn Roſenfeld auf Einlegung 
eines Abends 11· Uhr von Thorn nach Graudenz abgehenden Zuges kam 
nicht zur Verhandlung, da der Vertreter der Eiſenbahndirektion Danzig 
erklärte, die Arbeiten für den Sommerfahrplan ſeien noch nicht ſoweit 
gediehen, daß den Mitgliedern bereits beſtimmte Mittheilungen gemacht 
werden könnten. Jedenfalls ſolle aber die Einſtellung eines Abendzuges in 
Erwägung gezogen werden. Es iſt denn auch auf der Strecke Thorn — 
Graudenz vom 1. Mai an ein Abends kurz nach 8 Uhr abgehender Zug 


eingeſtellt worden. Da jedoch für Thorn ein ſpäter, etwa gegen 11 Uhr 
nach Culmſee- —Graudenz abgehender Zug ein dringendes Bedürfniß iſt, wird 
die Kammer bei der Eiſenbahndirektion Danzig einen dahingehenden Antrag 
ſtellen. 


15. Ungenaue Adreſſen auf Duplikatfrachtbriefen. 


Anfang September ging uns von der Königlichen Eiſenbahndirektion 
Bromberg folgendes Schreiben zu, welches wir durch öffentliche Bekannt— 
machung zu allgemeiner Kenntniß brachten: 

Wie wir bereits in unſerm Schreiben vom 24. Dezember 1894 
Nr. II d. 16311 B. betonten, hat die Handelskammer auf eine dauernde Bei— 
behaltung des jetzigen Verfahrens bei Auslieferung ruſſiſcher Sendungen mit 
ungenauen Adreſſen auf Duplikat-Frachtbrief nicht rechnen können. 

Nachdem wir geraume Zeit haben verſtreichen laſſen, um den Intereſſenten 
Gelegenheit zu geben, die Handelsbeziehungen mit Rußland ſo zu geſtalten, 
daß letztere auch bei Aufrechterhaltung der allgemeinen zuläſſigen Beſtimmungen 
eine Unterbrechung nicht erleiden, glauben wir annehmen zu dürfen, daß 
durch die Aufhebung des bisher nachgelaſſenen Ausnahmeverfahrens eine 
Schädigung des Thorner Handels nicht eintritt und werden mit Rückſicht 
auf die zwingende Kraft des Internationalen Uebereinkommens, welches ſelbſt 
eine mildere Handhabung ſeiner Beſtimmungen gegenüber dem Publikum 
nicht zuläßt, das vorerwähnte Ausnahmeverfahren nunmehr mit dem 
1. Januar 1897 zur Aufhebung bringen. Nach dieſem Zeitpunkte wird 
die Aushändigung der ruſſiſchen Sendungen bei zweifelhaften Adreſſen nur 
nach den dieſerhalb allgemein vorgeſchriebenen Beſtimmungen erfolgen können. 


16. Direkte deutſch-polniſche Tarife. 


Da der deutſcherſeits geſtellte Abänderungsantrag zu 8 10 des Berner 
Uebereinkommens auf der Pariſer Konferenz abgelehnt worden war, ſo hatten 
wir, wie wir ſchon im vorjährigen Bericht erwähnten, das Reichs-Eiſenbahn— 
amt erſucht, der Einführung direkter deutſch-polniſcher Tarife nur dann zuzu— 
ſtimmen, wenn für alle Artikel zugleich Grenztranfittarife geſchaffen würden, 
welche bezüglich der Frachtziffern und insbeſondere auch der beiderſeitigen 
Nebengebühren die gleichen Antheile aufweiſen, wie die Ziffern des direkten 
Verbandsverkehrs. Wie eifrig die ruſſiſchen Eiſenbahnbehörden bemüht ſind, 
die Zollbehandlung der Waaren ausſchließlich in die Hände der amtlichen 
Kreiſe zu legen, zeigt die nachſtehende Ueberſetzung einer im ruſſiſchen Tarif 
— Sbornik Nr. 735 vom 27. April / 19. Mai 1896 erhaltenen Verfügung: 

„Das Departement für Eiſenbahn-Angelegenheiten (Finanzminiſterium) 
hat im Einverſtändniß mit dem Eiſenbahndepartement (Kommunikations- 


— Ne 
miniſterium) bezüglich des auf einer Grenzſtation vorliegenden Mißverſtändniſſes 
ob der gebrochene oder der direkte Verkehr zur Anwendung kommt bei aus 
dem Auslande kommenden Gütern, wenn auf dem Frachtbriefe die Grenz— 
ſtation als Empfangsſtation bezeichnet iſt, aber mit dem Zuſatze „tranſito 
zur Weiterbeförderung nach irgend einer inneren Station“ entſchieden, daß 
im Sinne des $ 57 des allgemeinen Statuts der ruſſiſchen Eiſenbahnen und 
§ 6 der internationalen Konvention betreffs des Waarentransportes auf 
Eiſenbahnen in den Frachtbriefen nur die in den gedachten §s angeführten 
Zuſchriften gemacht werden dürfen, während alle ſonſtige Zuſchriften wie 
namentlich „Tranſito zur Weiterbeförderung“ u. ſ. w. unzuläſſig und für 
die Eiſenbahnen nicht verbindlich ſind. 


Infolge deſſen ſind Güter, die vom Auslande mit ſo ausgefertigten 
Frachtbriefen anlangen, als loco auf Namen des in der Grenzſtation 
wohnenden Adreſſaten zu betrachten und dieſem auszufolgen unter Berechnung 
der für loco giltigen Frachtſätze der ausländiſchen und ruſſiſchen Bahnen, 
d. i. Fracht und Nebengebühren für Uebergabe vom Auslande, für Entladung, 
Stationsgebühren u. ſ. w. 


Wenn dann der an der Grenzſtation wohnhafte Adreſſat das Gut 
nach einer inneren ruſſiſchen Station weiterexpediren will, ſo iſt das als eine 
neue Expedition zu betrachten und ein neuer Frachtbrief aufzugeben und 
wird dann die Fracht und Nebengebühren (Stationsgebühren) auf der 
Abgangs- und Empfangsſtation, Einladen, Ausladen, Wiegen nach dem 
inländiſchen Tarif der ruſſiſchen Eiſenbahnen von der Grenzſtation loco bis 
zur Endſtation berechnet. 


Die Ausfolgung ſo expedirter Güter erfolgt an den Adreſſaten auf der 
Empfangsſtation nur gegen Präſentation des von der Grenzſtation aus— 
gegebenen Duplikatfrachtbriefes.“ 


Unter dem 21. September ſchrieb uns die Königliche Eiſenbahndirektion 
zu Bromberg: „Der Herr Miniſter der öffentlichen Arbeiten hat uns in 
Gemeinſchaft mit den Königlichen Eiſenbahndirektionen zu Breslau und 
Kattowitz beauftragt, die nach der neuerlichen anderweiten Regelung der 
Bahngebühren auf den ruſſiſchen Grenzſtationen im verſtärkten Maaße wieder 
laut gewordenen Bedenken hinſichtlich der Erſchwerung der privaten Zoll— 
vermittelung mit Vertretern der beſonders betheiligten Induſtrie- und Handels— 
intereſſen eingehend zu prüfen und die Gründe für und wider die Einrichtung 
eines direkten deutſch-polniſchen Tarifs gemeinſam zu erörtern. Demzufolge 
erſuchen wir ergebenſt, das Material zu dieſer Konferenz behufs Aufſtellung 
einer Tagesordnung uns überſenden und gleichzeitig Ihre Herren Delegirten, 
die die Konferenz wahrnehmen werden, namhaft machen zu wollen.“ 


Neben anderem Material überſandten wir darauf auch die nachſtehende 
Eingabe, welche uns unter dem 1. Oktober aus hieſigen Intereſſentenkreiſen 
zugegangen war: 

„Die am 1. September d. Is. in Kraft getretene Neuregelung der 
ruſſiſchen Bahnnebengebühren belaſtet den deutſchen Export nach Rußland 
infofern, als die Geſammtſumme der jetzt zur Erhebung gelangenden Gebühren 
höher iſt, als ſie früher war. Trotzdem ziehen die Waareneigner vor, ihre 
Güterſendungen an der Grenzſtation umkartiren zu laſſen und die erhöhten 
Gebühren zu entrichten, um nach freiem Willen ihre Beſtimmungen hinſichtlich 
der Zollabfertigung treffen zu können. 

Die Einführung eines direkten deutſch-polniſchen Tarifes brächte nur 
den Vortheil, daß bei Verſendung mit direktem Frachtbriefe vom Verſandt⸗ 
bis zum Beſtimmungsorte die ruſſiſchen bahnamtlichen Nebengebühren etwas 
niedriger ſich ſtellen würden als bei Umkartirung an der Grenze, dagegen 
würden die Abjender des Verfügungsrechtes hinſichtlich der Zollabfertigung 
auf einer ruſſiſchen Unterwegsſtation beraubt ſein gemäß Artikel 10 der B. K. 
Erwägt man, daß die bedeutenden polnischen Fabrikorte Lodz, Pabianice, 
Tomaszow, Ozorkow, Petrikau, Czenſtochau, Wloclawek, nach welchen der 
größere Theil des deutſchen Exportes ſich richtet, Zollämter nicht beſitzen und 
daher ſämmtliche dahin beſtimmten Sendungen der Verzollung an der 
Grenzſtation unterworfen ſind, ſo wird man auch ermeſſen können, welche 
Bedeutung der Frage der obligatoriſchen Zollabfertigung durch die ruſſiſchen 
Bahnorgane innewohnt. 

Nur ein ganz geringer Bruchtheil der in den polniſchen Fabrikorten 
beſtehenden Firmen, welche Waaren vom Auslande beziehen, iſt in der Lage, 
die Zollgefälle zur Zollabfertigung bereit zu ſtellen, der weitaus überwiegende 
Theil iſt darauf angewieſen, daß die Verauslagung durch den Spediteur 
erfolgt, welcher dem Fabrikanten langmonatliche Kredite einräumt bis zu dem 
Zeitpunkte, wo vorausſichtlich das Rohmaterial zur Verarbeitung und die 
daraus gewonnene Waare zum Abſatz gelangt iſt. Erklärlich iſt dieſe 
Geſtaltung, da die Zollgefälle in Rußland im Vergleich zu denen in Deutſch— 
land ſehr hohe ſind; Wolle und Baumwolle gehen in Deutſchland zollfrei 
ein, dagegen werden in Rußland Mk. 4500 für 10000 Kilo rohe Baum⸗ 
wolle, Mk. 3900 für 10000 Kilo rohe Wolle an Zoll entrichtet. 

Das zu dieſem Betriebe aufgewendete Kapital iſt faſt ausſchließlich 
deutſches, das ſeitens des Spediteurs zu billigem Zinsſatze im Vergleich zu 
dem in Rußland ſonſt allgemein üblichen, zu welchem Kapitalien nur auf 
gebracht werden können, dargeliehen wird, ſodaß unter Berückſichtigung dieſes 
Faktors Häufig erſt der Bezug von Waaren ermöglicht iſt. 

Die bahnſeitige ruſſiſche Zollabfertigung werden wir unten noch einer 
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näheren Beleuchtung unterziehen und wollen hier nur noch auf einen 
weſentlichen Punkt, der mit der Schaffung direkter Tarife aktuell wird, 
hinweiſen. 

Die Ausfolgung im internationalen Verkehre reiſender Sendungen erfolgt 
ohne Vorzeigung des Duplikatfrachtbriefes, welcher ſeitens des Verſenders dem 
Empfänger gewöhnlich als Beweis der erfolgten Verladung überſandt zu 
werden pflegt. Nachträgliche Anweiſungen des Verſenders ſind daher meiſtens 
nicht mehr ausführbar, weil der Duplikatfrachtbrief nicht beigebracht werden 
kann und obgleich das Gut ſich noch unterwegs befindet, ſomit eine Aus— 
lieferung an den Adreſſaten noch nicht erfolgt iſt. Der Abſender iſt eben in 
dieſer Hinſicht vollkommen machtlos, ſelbſt wenn das Gut erſt wenige 
Stunden von dem Verſandtorte entfernt iſt. Wie einſchneidend und ungünſtig 
dieſe Beſtimmung für die deutſchen Abſender wirkt, bedarf wohl einer ein— 
gehenderen Ausführung nicht. 

Dieſer Gefahr iſt jedoch zum großen Theile vorgebeugt, wenn dem 
Abſender die Möglichkeit der Verfrachtung mit Umkartirung an der Grenz— 
ſtation ohne Mehrkoſten gegeben iſt. Im innerruſſiſchen Verkehre iſt der 
Duplikatfrachtbrief ein „Inhaberpapier“ lettre au porteur und die Ausfolgung 
des Gutes auf der Beſtimmungsſtation iſt an die Vorzeigung dieſes Dokumentes 
gebunden. Der Spediteur, welcher an dem ruſſiſchen Grenzorte die Zoll— 
abfertigung einer Sendung bewirkt und letztere alsdann mit neuem Fracht— 
briefe nach einer innerruſſiſchen Station weiterbefördert, pflegt den Duplikat— 
frachtbrief ſeinem Korrespondenten in dem Beſtimmungsorte zu übermitteln 
und durch dieſen erſt wird das Gut dem Endempfänger abgeliefert. Bei 
Vermittelung des Spediteurs kann ſomit nachträglichen Auweiſungen des 
Abſenders faſt ſtets entſprochen werden, ſobald nicht das Gut auf der End— 
bejtimmungs-Station bereits eingetroffen und dem Empfänger ausgefolgt iſt. 


Kurz zuſammen gefaßt: reiſt ein Gut im internationalen Verkehre, ſo 
iſt der Verſender häufig ſchon am erſten Tage der Möglichkeit beraubt, Etwas 
zu ſeiner Sicherung zu veranlaſſen. Wird dagegen das Gut im gebrochenen 
Verkehre befördert, ſo kann der Verſender ſein Intereſſe wahrnehmen, ſolange 
das Gut nicht thatſächlich bereits abgeliefert iſt. 

Wie hoch an Werth die letztere Möglichkeit zu veranſchlagen iſt, läßt 
ſich daran ermeſſen, daß die geſammten Verhältniſſe in dem polniſchen 
Induſtriebezirke ſeit Monaten außergewöhnlich ungünſtige ſind und ſich noch 
andauernd verſchlechtern, ſodaß die Verſender häufiger als je in die Lage 
kommen, die unterwegs befindlichen Waarenſendungen zu reteniren. 

Durch die Beſtimmungen des deutſch-ruſſiſchen Handelsvertrages iſt 
gewährleiſtet, daß die durch verſehentliche Angaben des Abſenders in Rußland 
entſtehenden Konſiskationsſtrafen (vierfacher Zollbetrag in Kreditrubel) im 
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Reklamationswege wieder erſtattet werden und in den bisher vorgekommenen 
Fällen iſt dem ordnungsgemäß eingereichten Bittgeſuche der deutſchen Abſender 
auch ſaſt ſtets entſprochen worden. Verdankt wird dies der Thätigkeit des 
Spediteurs, welcher den Abſender auf das ihm zuſtehende Recht hinweiſt, 
ihm die nöthigen Daten liefert und ihn insbeſondere zur Einhaltung der 
gegebenen Friſt mahnt. Ein derartig umfaſſendes Eintreten zu Gunſten des 
Verſenders iſt natürlich ausgeſchloſſen, wenn Eiſenbahnorganen die Zoll— 
abfertigung obligatoriſch zufällt. 

Den ruſſiſchen Zollbeamten hingegen iſt infolge der Strafenerlaſſe eine 
ihrer weſentlichſten früheren Einnahmequellen entzogen worden, weshalb ſie 
durch rigoroſe Zollreviſion und Klaſſiſizirung nach anderen Paragraphen, als 
wie ſie der Spediteur in ſeiner Deklaration benannt hat, ſich Erſatz zu 
ſchaffen ſuchen für den ihnen erwachſenen Ausfall. 

Die unbeſtimmte Faſſung der Paragraphen des ruſſiſchen Zolltariſes hat 
auch durch den deutſch-ruſſiſchen Handelsvertrag eine weſentliche Beſſerung 
nicht erfahren und der Inhalt eines jeden Paragraphen läßt eine ſehr dehnbare 
Deutung zu; der ruſſiſche Zollbeamte iſt natürlich geneigt, den höchſten Zoll— 
ſatz in Anwendung zu bringen, weil er an der alsdann entſtehenden Differenz⸗ 
ſtrafe partizipirt. 

An einigen Beiſpielen möchten wir erläutern, in welcher Weiſe ſich das 
angedeutete Beſtreben beweiſt und wie die Zollreviſion ſich vollzieht: 

Maſchinen. — Nach $ 167 Abſ. 2 ſollen komplete Maſchinen mit 
allen ihren Theilen dem Eingangszolle von Ro. 1,40 unterliegen ſobald der 
Experte die loſen Theile als zur Maſchine gehörig anerkennt. Das thut der 
Experte nun nie, ſondern nimmt Meſſingtheile, Schrauben, Riemen ꝛc., ohne 
welche der Betrieb der Maſchine nicht möglich iſt, zur ſeparaten Verzollung 
nach höheren Zollſätzen, ſodaß eine Differenzſtrafe entſteht, an welcher auch 
der Experte Autheil hat. — Das einzige Mittel gegen derartige Uebergriffe 
giebt eine Reklamation an das Zolldepartement in St. Petersburg, es müßte 
dann aber die Maſchine komplet zuſammengeſtellt in Petersburg vorgeführt 
werden, was natürlich dem Intereſſe des Abſenders und Empfängers wider— 
ſpricht, welchen die Koſten der Reklamationsſchrift und des Transportes des 
Reklamationsobjektes jedenfalls zur Laſt fallen. 

Häufig iſt man daher in der Zwangslage, der unrichtigen Anſicht des 
revidirenden Beamten ſich fügen zu müſſen. 

Baumwolle 8 1792. — Für dieſen Artikel iſt im Zolltarife eine 
Taravergütung von 3 reſp. 4 % feſtgeſetzt, dennoch wird des Oeſteren von 
den Zollbeamten die Verzollung nach dem effektiven Nettogewichte gefordert 
und es wurden zu dieſem Behufe mehrere Ballen vollſtändig entpackt, welche 
in die frühere Originalpackung nicht zurück gebracht werden können und jo 
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auf dem weiteren Transporte eine Minderung an Gewicht und Qualität 
erleiden. 

Die Nettotarirung hat meiſtens den Erfolg, daß der Beamte nur 
16 2.2 ½ % Tara bewilligt, da die unterwegs häufig abſpringenden 
Eiſenreiſen nicht mehr berückſichtigt werden. fi 

Ferner zeigt ſich bei der ruſſiſchen Verwiegung von Baumwolle, die in 
Hamburg und Bremen faſt ausſchließlich vom trockenen Lager verladen wird, 
ſtets ein Mehrgewicht, welches jedoch lediglich durch den Einfluß der ſeuchteren 
Witterung hervorgerufen iſt. 

Der Zollbeamte hat natürlich das Intereſſe, das höhere Gewicht zur 
Verzollung heranzuziehen, obwohl es effektiv nicht vorhanden iſt. Die 
Sorgfalt des Spediteurs muß dem vorbeugen. 5 

Wollengarn $ 186. — Für dieſen Artikel iſt, ſobald er auf Papier— 
hülſen und in Kiſten gepackt iſt, im Zolltarife eine Taravergütung von 17 
reſp. 30 % beſtimmt, laut Petersburger Zirkularverfügung iſt es jedoch dem 
revidirenden Zollbeamten freigeſtellt, die Vergütung der Tara nach dem 
effektiv zu ermittelnden Nettogewichte zu bemeſſen. 

Eine Kiſte Wollengarn enthält Tauſende von Papierhülſen, auf denen 
das Garn aufgewickelt iſt, ſodaß die Feſtſtellung des Nettogewichtes reſp. 
Verifikation der Faktura nur ſchwer möglich iſt und ohne Beſchädigung des 
Garnes nicht durchführbar. 

Auch hierbei muß die Erfahrung des Spediteurs das ihrige thun, 
um den günſtigſten Taraſatz zu erreichen und jede Beſchädigung zu vermeiden, 
da der ruſſiſche Zollbeamte von vornherein die Taravergütung niedrigſt zu 
bemeſſen beſtrebt iſt. 

Eiſen und Stahl $ 140/142. — Welche Unzuträglichkeiten bei der 
Zollabfertigung dieſer Artikel ſich ergeben, iſt in den früheren Eingaben der 
Handelskammer zu Oppeln und der Oberſchleſiſchen Induſtriellen eingehend 
geſchildert worden, ſomit erübrigt ſich für uns eine ausführliche Darlegung. 

Die vorſtehenden Ausführungen ſollen darlegen, wie wenig — trotz des 
deutſch-ruſſiſchen Handelsvertrages — die Willkür bei der ruſſiſchen Zoll— 
abfertigung genau begrenzt iſt. Hieraus ergiebt ſich nach unſerer Erfahrung 
ein täglich ſich erneuernder Kampf der Zollbeamten gegen den Privatſpediteur, 
welcher zu Gunſten der Waarenintereſſenten eintritt und hierzu nur durch die 
gegenſeitige Konkurrenz veranlaßt werden kann. 

Dieſer Thätigkeit iſt es in vielen Fällen nur zu danken, daß der Export 
gewiſſer Artikel ermöglicht wird. 

Bei ſolchen Sendungen, welche im direkten internationalen Verkehre 
reiſen, fällt die Zollvermittelung obligatoriſch der Eiſenbahn zu, d. h. in 
Rußland den kommerziellen Bahnagenturen. Die Organiſation dieſer Agenturen 
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läßt ja heute noch viel zu wünſchen übrig, ein Mangel, der vielleicht beſeitigt 
werden könnte. Niemals aber können dieſe Organe, die durch das Monopol 
geſchützt werden, den Eifer entfalten und ſich mit den Intereſſen der Waaren- 
eigner ſo identifiziren, wie der Privatſpediteur, der durch die freie Konkurrenz 
angetrieben wird und den fein eigenes Intereſſe dazu nöthigt. Denn entfällt 
der Export von Artikeln, deren Reihe doch wahrlich ſchon eng begrenzt iſt, 
ſo iſt das für den Privatſpediteur gleichbedeutend mit einem Einnahmeausfall. 
Daher erklärt ſich auch die Aufopferung ſeitens des Privatvermittlers, während 
die ruſſiſchen Bahnagenturen nach einem beſtimmten Statut ſchablonenmäßig 
zu verfahren haben und unmöglich das Intereſſe daran haben können, gegen 
irrige Anſichten der Zollbeamten und unrichtige Petersburger Verfügungen 
in der energiſchſten ſachgemäßeſten Weiſe Proteſt einzulegen. Selbſt in der 
Möglichkeit hierzu ſind die Bahnorgane beſchränkt, da die letzte Inſtanz für 
das Zollweſen — das Finanzminiſterium — auch die vorgeſetzte Behörde 
der Eiſenbahnen iſt, nach deren Weiſungen ſie ſich zu richten haben. 


Schließlich iſt in Betracht zu ziehen, daß bei der Weiterverladung auf 
den ruſſiſchen Bahnſtrecken infolge der beſtehenden Beſtimmungen ſehr zahl— 
reiche Anſtände und Schwierigkeiten ſeitens der Güterabſertigungsſtellen gemacht 
werden, denen oft nur durch telegraphiſche Beſchwerde bei der Eiſenbahn— 
Direktion reſp. der Auffichtsbehörde in Petersburg begegnet werden kann. 
Hieraus erwachſende Zögerungen und Geldverluſte laſſen ſich jetzt ſchon nicht 
vermeiden, ſie würden um ſo größer werden, wenn die Vermittelung der 
Bahnagentur obligatoriſch wird, bei der das Intereſſe, gegen ihre eigene 
Bahnverwaltung vorſtellig zu werden, entfällt. 


Wir können uns, da in unſerem Bezirke nach Rußland exportirende 
Juduſtrie nicht vertreten iſt, nur darauf beſchränken, die für den Export in 
Betracht kommenden allgemeinen Fragen zu erörtern, und unſere Ueberzeugung 
it, daß die Frage der Zollabfertigung an dem einen oder anderen Orte — 
bekanntlich verfahren die Zollbehörden in Rußland an allen nicht gleich— 
mäßig — weit entſcheidender iſt als die, ob die Frachtkoſten theurer zu ſtehen 
kommen. Die direkten Tarife bedingen jedoch auch eine Gebundenheit 
bezüglich der Leitung der Transporte, welche hinderlich wirkt. 

Die Nothwendigkeit der Erhaltung der Privatvermittelung im Verkehre 
nach Rußland iſt im Reichstage durch den Präſidenten des Reichs-Eiſenbahn⸗ 
amtes ſelbſt anerkannt worden. 

Uns erſcheinen die mit Erſtellung direkter Tarife verbundenen Unzu— 
träglichkeiten weit überwiegend gegen etwaige Vortheile und geeignet, durch 
den Ausſchluß der Privatvermittelung auf den Export Deutſchlands lähmend 
einzuwirken. 
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Wir erſuchen daher die Handelskammer für Kreis Thorn, bei den 

zuſtändigen Behörden geſälligſt dahin wirken zu wollen, daß 
von der Erſtellung eines direkten deutſch-polniſchen Verbandtariſes 
abgeſehen wird, ſolange nicht gleichzeitig für den Umkartirungs— 
Verkehr die Anwendung völlig gleich hoher Frachtziffern und Nebeit— 
gebühren in beiden Ländern erreicht werden kann.“ 

Am 10. Oktober fand in Breslau die oben erwähnte Konferenz ſtatt, 
wobei wir durch unſer Mitglied, Herrn Roſenfeld, vertreten waren. Auf 
dieſer Konferenz führte der Herr Vertreter der Königlichen Eiſenbahndirektion 
Bromberg Folgendes aus: 

„Bei der Neuregelung der deutſch-ruſſiſchen Tarife nach der Reform 
des ruſſiſchen Gruppentarifs iſt ſowohl ſeitens der deutſchen als der ruſſiſchen 
Verwaltungen die Erſtellung direkter Tarife auch nach Polen als ſelbſt— 
verſtändlich angeſehen worden. 

Die grundſätzliche Ablehnung der Erſtellung direkter Tarife nach Polen 
würde bei dem regen Verkehre zwiſchen Polen und Deutſchland umſoweniger 
haltbar ſein, als nach dem Schlußprotokoll zu Artikel 19 des deutſch— 
ruſſiſchen Handelsvertrages ſich die vertragſchließenden Theile verpflichtet 
haben, einander im Eiſenbahntarifweſen durch Herſtellung direkter Frachtbrieſe 
thunlichſt zu unterſtützen. Iſt ſo die Erſtellung eines direkten Tarifs nach 
Polen an ſich begründet, ſo werden andererſeits die Vortheile deſſelben nach 
dem vereinbarten Entwurf in keiner Weiſe durch beſondere Zugeſtändniſſe an 
die ruſſiſchen Verwaltungen für ihren Export erkauft. Für den Verkehr 
aus Rußland nämlich werden deutſcherſeits in die direkten Tarife dieſelben 
Streckenfrachtſätze wie nach und von den Grenzſtationen loco und an Stelle 
der halben Abfertigungsgebühr von 6 Mark 3,81 Rubel und bei Ausnahme— 
tarifen der volle Umkartirungsſatz eingerechnet. Der direkte Tarif bietet 
ſomit den Ruſſen für ihren Export auf der deutſchen Strecke keine weiteren 
Vortheile als ſolche ihnen bereits in den Grenztarifen zur Verfügung ſtehen. 

Die ruſſiſcherſeits gewährten Ermäßigungen können ſie ihrem Export 
auch ohne direkte Tarife mit Benutzung der Grenztarife (loco) gewähren. 

Jun der Richtung nach Rußland dagegen werden nicht nur deutſcherſeits 
ermäßigte Sätze, wie ſolche bereits vorweg in die Tranſittarife übernommen 
ſind, in die direkten Tarife eingeſtellt, ſondern auch ruſſiſcherſeits ermäßigte 
Antheile eingerechnet, indem ein Theil der Nebengebühren zu Gunſten des 
Verkehrs aufgelaſſen iſt. 

Der ſo gebildete direkte Tarif wird allerdings in vielen Fällen eine 
geringere Geſammtfracht ergeben als bei Benutzung der Grenztranfittarife zu 
erzielen iſt. 

Eine Benachtheiligung des deutſchen Handels wird aber dadurch nicht 
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herbeigeführt, weil die Benutzung der Tranſittarife unter den gleichen 
Bedingungen nach wie vor freiſteht und ihnen nur daneben eine noch 
günſtigere Transportgelegenheit geboten wird für den Fall, daß nach Maß— 
gabe des zu befördernden Artikels und der ſonſtigen Verhältniſſe die Ver— 
mittelung eines Privatſpediteurs bei der Zollbehandlung nicht nothwendig 
iſt. Letzteres wird in erſter Linie in Frage kommen, wenn der Beſtimmungs— 
ort ſelbſt ein Zollamt beſitzt. Die beiden wichtigſten Plätze für den Verkehr 
mit Polen ſind Warſchau und Lodz. Warſchau hat bereits ein Zollamt 
und für Lodz iſt in ſolches ruſſiſcherſeits in Ausſicht genommen. 

Die Errichtung des Zollamts in Lodz wird allerdings nach Privat— 
mittheilungen ſich noch einige Zeit hinziehen, da auf dem Lodzer Bahnhofe für 
ein Zollamt kein Platz iſt und deshalb die Frage der Errichtung eines 
Zollamtes mit der z. Zt. in der Miniſterialinſtanz ſchwebenden Frage der 
Erbauung einer Lodzer Ringbahn verknüpft iſt. 

Wird durch die Erſtellung der direkten Tarife nach Polen an den 
beſtehenden Grenztranfittarifen nichts geändert, wird vielmehr durch dieſelben 
ein zweiter billigerer Weg den Intereſſenten zur Verfügung geſtellt, ſo muß 
endlich noch auf den Werth hingewieſen werden, den direkte Tarife der 
Induſtrie gerade im Verkehr mit Polen bei der Verſchiedenheit der Sprache 
und bei der Verſchiedenheit des ganzen Tarifſyſtems zwecks ſicherer Berechnung 
der Frachtkoſten haben.“ 

Nach dieſer Darſtellung und nach näherer Erörterung erklärten die 
anweſenden Vertreter der Induſtrie und des Handels, daß ſie gegen die Ein— 
führung eines direkten deutſch-polniſchen Tarifs in der Vorausſetzung nichts 
einzuwenden hätten, daß auch in Zukunft die Grenztranſittarife in der gegen— 
wärtigen Höhe erhalten blieben. 


17. Ausfuhrtarif für Getreide. 


Anfang September theilte uns die Königliche Eiſenbahndirektion 
Bromberg mit, daß man in Erwägung gezogen habe, ob nicht dem Ausfuhr— 
tarif für Getreide und Mühlenfabrikate behufs wirkſamer Unterſtützung des 
deutſchen Exports auch für ſolche Sendungen Geltung zu geben ſein möchte, 
welche im Umſchlagsverkehr über Flußhäfen in das Ausland befördert werden. 
Die Handelskammer möge deshalb mittheilen, ob ein Bedürfniß vorliege, 
dieſe Tarifmaßnahme für den Waſſerumſchlagsverkehr auf der Weichſel oder 
deren Nebenflüſſen einzuführen. 

Wir erwiderten darauf, daß die Anwendung des genannten Tarifs 
auf den Umſchlagsverkehr jedenfalls wünſchenswerth ſei, und daß man 
hoffen dürfe, daß hierdurch wenigſtens zeitweiſe das Getreide unſerer Gegend 
exportfähig gemacht werde. 


18, Staffeltarife für Getreide und Mühlenfabrikate. 


Auch im vergangenen Jahre haben wir wiederum bei dem Abge— 
ordnetenhauſe um Wiedereinführung der Staffeltarife für Getreide und 
Mühlenfabrikate petitionirt, indem wir Ende September folgende Eingahe 
überſandten: 


„Seit Aufhebung der Staffeltarife am 1. Auguſt 1894 ſind die 
Klagen darüber aus den Kreiſen der Landwirthe, Getreidehändler und Müller 
unſerer Gegend nicht verſtummt; alle die üblen Folgen, die die oſtdeutſche 
Landwirthſchaft befürchtet hatte, ſind eingetreten: die mit vieler Mühe 
errungenen Abſatzgebiete ſind wieder verloren gegangen und das Getreide, 
welches auf dem lokalen Markt nicht die nöthige Nachfrage findet, muß zu 
ganz unlohnenden Preiſen verkauft werden, da die hohen Getreidefrachtſätze 
eine Verſendung nur bis zu der Entfernung von 200—300 km geſtatten. 
Dieſer Uebelſtand wird bei der allgemeinen ſchlechten Lage der Landwirthſchaft 
doppelt ſchwer empfunden, denn auch die Aufhebung des Identitätsnachweiſes 
kann, da ſich ihre Wirkung faſt nur auf die Seeplätze und die in der Nähe 
derſelben gelegenen landwirthſchaftlichen Betriebe erſtreckt, als Aequivalent 
für die aufgehobenen Staffeltarife nicht angeſehen werden. 


Daß die von Weſt- und Süddeutſchland ausgehendem Beſchwerden, 
welche zur Beſeitigung der Staffeltarife geführt haben, jeglicher Berechtigung 
entbehren, ergiebt ſich ſchon daraus, daß nicht einmal der Nachweis von 
einem Preisdruck als Folge der Staffeltarife geführt werden konnte, und 
ebenſo haltlos iſt die Behauptung, daß durch die Ausnahmetarife die Einfuhr 
ausländiſchen Getreides begünſtigt worden ſei. Letztere Meinung wird am 
beſten durch folgende Thatſache widerlegt: Auch während des Beſtehens der 
Staffeltarife wurde höchſtens ein Zehntel des ausländiſchen Getreides auf 
dem Eiſenbahnwege eingeführt, 75 Prozent davon ſind in den Grenzbezirken 
abgeſetzt worden, ſodaß nur ein ganz minimaler Theil des Getreideimports 
von den Staffeltarifen einen Vortheil haben konnte. Zweck und Ziel der 
Staffeltarife iſt es ja gerade, den Bezug ausländiſchen Getreides durch ein 
genügendes Angebot heimiſcher Produkte ſo viel wie möglich überflüſſig zu 
machen. Das oſtdeutſche Getreide ſoll gegenüber dem nach dem Weſten 
über Holland x. eingeführten fremden Getreide konkurrenzfähig werden, und 
dies iſt auch zur Zeit des Beſtehens dieſer Tarife gelungen. Erwieſener— 
maßen kann die heimiſche Produktion in Süd- und Weſtdeutſchland den 
Bedarf an Getreide nicht decken, es iſt deshalb ein wirthſchaftlich durchaus 
geſunder Gedanke, dem Oſten, der über ſeinen Bedarf produzirt, in jenen 
Gegenden den Abſatz zu ermöglichen. 

Einen ganz falſchen Standpunkt nehmen aber diejenigen ein, welche 
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behaupten, daß die Staffeltarife eine ungeſunde Verſchiebung natürlicher 
Konkurrenzverhältniſſe und eine ungerechtfertigte Bevorzugung einzelner Landes— 
theile zur Folge haben, denn die Staffeltarife zählen durchaus nicht zu den 
künſtlichen Tarifmaßnahmen, fie beruhen im Gegentheil auf einem wirth 
ſchaftlich richtigen Grundgedanken und ſind theoretiſch überhaupt unanfechtbar. 
Mit größerem Recht kann man behaupten, daß durch Nichteinführung der 
wirthſchaftlich gebotenen Staffeltarife das Getreide in Weſt- und Süddeutſch— 
land zum Nachtheil des im Oſten produzirten geſchützt wird und daß ein 
ſolcher Schutz dem Gedanken einer nationalen Wirthſchaftspolitik durchaus 
widerſtreitet. 

Dabei würde die Wiedereinführung der Staffeltarife lediglich den Verſand 
von Getreide und Mühlenfabrikaten wieder überall dahin ermöglichen, wo 
Bedarf herrſcht, und es könnte in dieſen Gegenden dem ausländiſchen Getreide der 
Abſatz mit Erfolg ſtreitig gemacht werden. Hierbei kommt nun nicht nur 
das Intereſſe der öſtlichen Provinzen, ſondern aller derjenigen Gebiete in Frage, 
die Abſatz für ihren zeitweiligen Ueberſchuß ſuchen; ſo haben ja auch im 
Jahre 1892 Schleswig-Holſtein und andere nördliche Gebiete Weizen, Gerſte 
und Malz nach der Provinz Sachſen verſchicken können. Daß der Eiſenbahn— 
Fiskus durch die Staffeltarife beträchtliche Mehreinnahmen erzielt hat, iſt 
allbekannt. Sämmtliche Gründe ſprechen für eine Wiedereinführung der 
Staffeltarife, und die Furcht von Süd- und Weſtdeutſchland vor einer Ueber— 
ſchwemmung mit Getreide iſt vollſtändig unbegründet, denn es handelt ſich 
nicht um eine Vermehrung der zugeführten Mengen, ſondern um eine theil— 
weiſe Veränderung der Zufuhrwege zu Gunſten der nationalen Landwirthſchaft. 
Das Vorherrſchen der Landwirthſchaft in den öſtlichen und nördlichen 
Provinzen unſeres Staates gegenüber dem Ueberwiegen der Induſtrie im 
Weſten macht die Einführung der Staffeltarife zu einer gebieteriſchen Noth— 
wendigkeit, wenn die wirthſchaftliche Kraft des Landes voll und vernunftgemäß 
ausgenutzt werden ſoll. 

Die Lage unſerer Mühleninduſtrie iſt ſeit Aufhebung der Staffeltarife 
eine höchſt traurige, welcher Umſtand bei einem an und für ſich induſtrie— 
armen Lande um ſo ſchwerer ins Gewicht fällt; auch unſer früher blühender 
Getreidehandel ſieht ſich jetzt faſt lediglich auf den lokalen Umſatz angewieſen, 
und ſelbſt dieſer wird ihm erheblich beſchränkt, ſeitdem der Handel von der 
Lieferung an die Proviantämter nahezu ausgeſchloſſen iſt. Eine Wendung 
zum Beſſeren kann nur durch Einführung billigerer Frachttarife für Getreide 
und Mühlenfabrikate erreicht werden. 

Sollten ſich deshalb einer Wiedereinführung der Staffelterife zu große 
Hinderniſſe in den Weg legen, jo müßten jedenfalls die Frachttarife für 
Getreide und Mühlenſabrikate allgemein erheblich ermäßigt werden. Es 
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wäre dringend zu wünſchen, daß noch in dieſem Jahre etwas in der von 
uns angedeuteten Richtung geſchieht, da der Oſten eine relativ gute Ernte 
gehabt hat, während im Weſten ſich in Folge ſchlechter Ernteverhältniſſe 
ſchon jetzt eine größere Nachfrage nach Getreide geltend gemacht hat. 

Wir richten deshalb an das Hohe Haus das ergebene und dringende 
Erſuchen 

das Hohe Haus der Abgeordneten möge den Beſchluß faſſen, die 
Regierung um baldige Wiedereinführung der Staffeltarife eventuell 
um Ermäßigung der Tarife für Getreide und Mühlenfabrikate zu 
erſuchen.“ 

Das Haus der Abgeordneten hat in der Sitzung vom 11. März d. Is. 
den mündlichen Bericht der Budgetkommiſſion über die eingegangenen Petitionen 
für und wider den Staffeltarif für Getreide und Mühlenfabrikate entgegen— 
genommen und in der Sitzung vom 12. März beſchloſſen, die Petitionen 
der Königlichen Staatsregierung als Material zu überweiſen. 

Gelegentlich eines Schriftwechſels mit der Landwirthſchaftskammer in 
Danzig theilte dieſe mit, daß ſie mehr Segen für unſere Provinz von der 
Einführung der Staffeltarife erwarte, als die Aufhebung des Identitäts⸗ 
nachweiſes gebracht habe; ſie wünſche unſere Stellung zu dieſer Auffaſſung 
kennen zu lernen. In unſerer Antwort führten wir ungefähr folgendes an: 

„Wir meinen, daß die Aufhebung des Identitätsnachweiſes jedenfalls 
dem Getreidehandel eine größere Bewegungsfreiheit gegeben hat; fie hat es 
ermöglicht, daß deutſches Getreide wieder in erheblichem Maaße ausgeführt 
werden konnte und hat bewirkt, daß der volle Zoll in den Getreidepreiſen 
zum Ausdruck gekommen iſt. Wir halten deshalb die Aufhebung des 
Identitätsnachweiſes für eine für Landwirthſchaft und Getreidehandel ſegens— 
reiche Maßregel, die der Natur der Sache nach freilich nicht auf alle Gegenden 
in gleicher Weiſe wirken konnte. Direkt günſtig beeinflußt wurden die in der 
Nähe der Seeplätze liegenden Getreideproduzenten, während das Binnenland 
nur indirekt gefördert wurde. Für den binnenländiſchen Oſten iſt Mittel- 
und Weſtdeutſchland der natürliche Abſatzmarkt für Getreide; leider iſt derſelbe 
durch die hohen Eijenbahnfrachten fait gänzlich geſperrt. Es iſt deshalb 
unſer eifriges Bemühen geweſen, die Regierung zu bewegen, dieſen Markt der 
Landwirthſchaft und dem Getreidehandel wieder zugänglich zu machen.“ 


19. Staffeltarife für Stückgüter. 


Im Dezember richtete die Handelskammer zu Schweidnitz an das König— 
liche Staatsminiſterium den Antrag auf Erſtellung von Staffeltarifen für 
Stückgüter. Das Verlangen nach Verbilligung der Stückgutfracht iſt ſeit 
langem ſchon ein allgemeines; auch wir haben in Eingaben ſowohl als auch 
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in früheren Jahresberichten auf die Nothwendigkeit günſtigerer Frachtſätze 
hingewieſen; wir ſchloſſen uns deshalb dem Antrage der Schweidnitzer 
Kammer an. 


20. Tariſirung von Kartoffelſtärkefabrikaten. 

Zu Gunſten unſerer Kartoffelſtärkefabrikation richteten wir unter dem 
27. Februar d. Is. die nachſtehende Eingabe an den Herrn Miniſter der 
öffentlichen Arbeiten: 

Ew. Excellenz iſt unter dem 4. Februar d. Is. eine die Tarifirung 
von Kartoffelſtärkefabrikaten betreffende Eingabe der Handelskammer zu Frank— 
furt a. O. zugegangen, worin um Beibehaltung des bisherigen Seehafen— 
ausnahmetarifs D, der allgemein zur Ausfuhr über See gilt, und um 
Beförderung ſämmtlicher Kartoffelfabrikate nach den Sätzen des Specialtarifs 11 
gebeten wird. Wir ſchließen uns dieſem Erſuchen vollſtändig an, da wir es 
für durchaus nothwendig halten, jeden in dem induſtriearmen Oſten beſtehenden 
Induſtriezweig nach Möglichkeit zu unterſtützen, und da zweifellos die Auf 
hebung des bisherigen Ausnahmetarifs die Abſatzfähigkeit unſerer Stärkefabrikate 
nach dem weſtlichen Deutſchland erheblich vermindern würde. 


Aus einer Bekanntmachung der Königlichen Eiſenbahndirektion Brom— 
berg, wonach die bisherigen Sätze des Seehafenausnahmetarifs D neben dem 
neuen Ausnahmetarif noch bis zum 1. September 1897 für die Beförderung 
derjenigen Kartoffelſtärkefabrikate, welche nicht nach außerdeutſchen Ländern 
ausgeführt werden, in Geltung bleibt, erſehen wir, daß auch die Eiſenbahn 
verwaltung die Nothwendigkeit des Weiterbeſtehens niedriger Frachtſätze 
anerkennt. Wir ſchöpfen daraus die Hoffnung, daß der bisherige Ausnahme 
tarif überhaupt nicht außer Kraft geſetzt werden wird, oder, was natürlich 
noch vortheilhafter für die Stärkefabriken wäre und gleichzeitig auch eine 
Vereinfachung der Frachtenberechnung bedeuten würde, daß der neue Aus 
nahmetarif nicht auf die nach außerdeutſchen Ländern beſtimmten Fabrikate 
beſchränkt bleibt. 

Gleich vortheilhaft aber für den Eiſenbahnſiskus und die Stärkefabriken 
wäre eine Beförderung der Stärkefabrikate nach den Sätzen des Specialtarifs II 
ſtatt wie bisher nach denen des Specialtarifs J. Der immerhin umſtändliche 
und gefährlichere Weg über See könnte dann vermieden werden, und die 
ſämmtlichen jetzt zu Schiff nach dem Weſten gehenden Stärkefabrikate würden 
künftig den Eiſenbahnweg benutzen. Eine Benachtheiligung der Stärkefabriken 
des Weſtens könnte hierdurch kaum eintreten, da es ſich ja nicht um Aus— 
nahmetarife, ſondern um eine allgemeine Frachtermäßigung handelt. 

Wir richten daher an Ew. Excellenz die gehorſame Bitte, den in der 
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Petition der Handelskammer zu Frankfurt a. O. vorgebrachten Wünſchen 
eine hochgeneigte Berückſichtigung ſchenken zu wollen. 


21. Herabſetzung der Frachtſätze für rohe Häute 
und Felle. > 

An gleicher Stelle find wir um Herabſetzung der Frachtſätze für rohe 
Häute und Felle durch folgende Eingabe vorſtellig geworden: 

„Von der Sachverſtändigen-Kommiſſion der Berliner Leder-Induſtriellen 
und dem Verein Deutſcher Gerber iſt kürzlich Ew. Excellenz eine Petition 
eingereicht worden, in welcher um Herabſetzung der Frachtſätze für rohe Häute 
und Felle gebeten wird. Wir können uns dieſem Wunſche nur anſchließen 
und halten auch die in der genannten Petition gegebene Begründung für 
vollſtändig zutreffend. 

Wie uns Intereſſenten des hieſigen Rohhautgeſchäftes mittheilen, iſt 
die jetzige Fracht für geſalzene Häute in Anbetracht des hohen ſpeziſiſchen 
Gewichtes und des geringen Werthes derſelben ganz unverhältnißmäßig hoch, 
weshalb auch eine Verſendung per Bahn auf weite Strecken bei dem jetzigen 
Frachtſatze ſaſt unmöglich iſt. Aus dieſem Grunde iſt das hieſige Rohhaut— 
geſchäft darauf angewieſen, ſolche Abnehmer zu ſuchen, die auf dem Waſſer— 
wege verſorgt werden können. Dieſer Weg iſt nun im Winter, wo des 
ungünſtigen Trockenwetters wegen gerade die meiſten Häute eingeſalzen 
werden müſſen, wenig benutzbar und die Händler ſind dann zum Nachtheile 
des Geſchäftes gezwungen, die Häute bis zur Wiedereröffnung der Schifffahrt 
liegen zu laſſen. 

Rohe und getrocknete Häute und Felle ſind nun Rohſtoffe von ſo 
geringem Werthe und jo guter Beladungsfähigkeit, daß ſich gegen eine 
Verweiſung derſelben in den Specialtarif prinzipiell ſicherlich nichts ein— 
wenden läßt; ſie beſtehen ja zu einem beträchtlichen Procentſatze aus ſolchen 
Stoffen, welche ſchon heute nach dem Specialtarif befördert werden. Ganz 
beſonders iſt das der Fall für geſalzene Häute und Felle. 

Die günſtigen Folgen einer ſolchen Detariſirung müßten ſich bald 
bemerkbar machen. Die Landwirthſchaft würde dadurch eine Beſſerung ihrer 
Viehpreiſe erzielen und unſere Lederinduſtrie würde ihre Konkurrenzfähigkeit 
gegenüber dem Auslande gehoben ſehen. 

Auch für die Eiſenbahn ſelbſt würde ſich eher ein Vortheil als eine 
Schädigung ergeben, da alsdann entſchieden ein Mehrverſandt und eine 
Beförderung auf weitere Strecken eintreten würde. So würde es z. B. dem 
Rohhautgeſchäft unſerer Gegend dann erſt möglich werden, neben dem 
Waſſerweg den Transport per Bahn in ausgedehnterem Maaße benutzen 
zu können. 


Wir richten deshalb an Ew. Excellenz die ergebene Bitte, veranlaſſen 
zu wollen, daß 
J. rohe, geſalzene und grüne Häute und Felle bei Aufgabe von 
mindeſtens 10000 kg oder Zahlung für ſolches Gewicht aus der 
allgemeinen Wagenladungsklaſſe in den Specialtarif II und 
2. rohe, trockene und trockengeſalzene Häute und Felle bei gleichen 
Bedingungen in den Specialtarif I verwieſen werden.“ 


22. Tariſirung von Magerkäfe und Quark. 


Nachdem der Bezirkseiſenbahnrath in Breslau den Antrag angenommen 
hatte, die Artikel Magerkäſe und Quark in den Specialtarif für beſtimmte 
Stückgüter aufzunehmen, fragte die Königliche Eiſenbahndirektion Bromberg 
an, ob von den Intereſſenten unſeres Kreiſes Bedenken gegen die Durchführung 
dieſes Antrages geltend zu machen ſeien, oder ob ein gleiches Bedürfniß von 
den dortigen Molkereien anerkannt werde. 

Nach Befragung der Intereſſenten konnten wir erwidern, daß ein ſolches 
Bedürfniß vorhanden ſei. Bei den jetzigen Frachtverhältniſſen ſei eine Ver— 
ſendung per Bahn auf weitere Strecken nicht möglich; ſo betrage z. B. der 
Preis für Magerkäſe franko Berlin pro 100 kg ca. 14 Mk., die Frachtkoſten 
für dieſes Quantum aber 5 Mk. 28 Pfg., alſo 37 % vom Erlös, eine 
Ermäßigung ſei daher dringend zu wünſchen. 


23. Tariſirung von Alkoholeſſig. 


Aus den Kreiſen der Alkoholeſſig-Fabrikanten unſeres Bezirks ging uns im 
Februar eine Eingabe zu, worin über die Tarifbegünſtigung des Holzeſſigs, 
welcher dem Konkurrenzfabrikat, der Eſſigeſſenz, als Rohmaterial diene, geklagt 
wurde. Schon jetzt ſei Holzeſſig dadurch bevorzugt, daß er nach Special— 
tarif I befördert werde, während dem Alkoholeſſig nur die Ermäßigungen der 
allgemeinen Wagenklaſſe zur Verfügung ſtehe. Der Eiſenbahntarifkommiſſion 
liege aber ein von den Holzeſſigfabrikanten neuerdings eingebrachter Antrag 
auf Verſetzung des Holzeſſigs aus dem Specialtarif 1 in den Specialtarif III 
vor: eine ſolche Verbilligung müſſe aber vernichtend auf die Alkoholeſſig— 
Induſtrie wirken; es ſei deshalb zu wünſchen, daß dieſe Detarifirung nicht 
zur Durchführung komme. 

Wir hielten dieſe Wünſche und Befürchtungen nicht für durchweg 
berechtigt, denn nach den von uns eingezogenen Informationen bildet die 
aus dem Holzeſſig gewonnene Eſſigeſſenz kein Konkurrenzprodukt des zu 
Genußzwecken verwendeten Alkoholeſſigs. Der Verſuch iſt allerdings gemacht 
worden, den Alkoholeſſig durch die Eſſigeſſenz zu verdrängen, doch hat die 
Erfahrung allgemein gelehrt, daß das Publikum Eſſigeſſenz zu Speiſezwecken 
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nicht verwendet. Berechtigt ſchienen uns die Wünſche jedoch inſoweit, als 
ſie ſich auf den zu Genußzwecken nicht beſtimmten Eſſigſprit bezogen, welcher 
u. A. in der Bleiweiß- und Bleizuckerfabrikation zu techniſchen Zwecken 
benutzt wird. Eine Gleichſtellung dieſes Produktes mit dem Holzeſſig hielten 
wir für eine Forderung der Gerechtigkeit. Wir richteten daher an den Herrn 
Miniſter der öffentlichen Arbeiten das Erſuchen, den zu Genußzwecken nicht 
beſtimmten Eſſigſprit tarifariſch mit dem Holzeſſig ſtets gleichzuſtellen, alſo 
in den Specialtarif I, bei Annahme des oben erwähnten Antrages der 
Holzeſſigfabrikanten in Specialtarif III zu verſetzen. 


24. Packetbeſtellung an Sonn- und Feiertagen. 


Bei der diesjährigen zweiten Leſung des Etats der Reichs-Poſt- und 
Telegraphen-Verwaltung iſt von der Budgetkommiſſion die Annahme folgender 
Reſolution beantragt worden: „Der Reichstag wolle beſchließen, den Herrn 
Reichskanzler zu erſuchen, veranlaſſen zu wollen, daß die Annahme und 
Beſtellung gewöhnlicher Packete von der Reichspoſt an Sonn- und Feiertagen, 
mit Ausnahme der Weihnachtszeit vom 18. bis 30. Dezember, auf Eil- 
ſendungen beſchränkt werde.“ Daraufhin hat der Herr Staatsſekretär des 
Reichs⸗Poſtamts ein Rundſchreiben an die Handelskammern und kauf— 
männiſchen Korporationen erlaſſen und ſie zur gutachtlichen Aeußerung auf— 
gefordert. Nach eingehender Umfrage ſind wir zu dem Reſultat gekommen, 
daß die vorgeſchlagene Beſchränkung als eine die Handelswelt entſchieden 
ſchädigende Maßregel zu betrachten ſei, da es auch in Zukunft nie zu 
vermeiden ſein wird, daß Packete am Sonntag verſchickt werden müſſen. 
Wenn dieſe ſämmtlich als Eilſendungen verſchickt werden ſollen, ſo bedeutet 
dies eine unerträgliche Belaſtung des Verkehrs. Wir haben deshalb den 
Herrn Staatsſekretär erſucht, eine derartige Beſchränkung nicht zu befürworten. 


25. Binnenſchifffahrtsdispache. 


Unter dem 26. Mai gelangte nachſtehendes Rundſchreiben des Herrn 
Miniſters für Handel und Gewerbe in unſere Hände: 

„In den bei der Binnenſchifffahrt betheiligten Kreiſen iſt nach mir 
zugegangenen Mittheilungen vielfach die Meinung verbreitet, daß die preußiſche 
Staatsregierung behufs Regelung des Verfahrens bei Aufſtellung der Binnen— 
Dispache ein Landesgeſetz zur Ausführung des $ 87 des Geſetzes über die 
privatrechtlichen Verhältniſſe der Binnenſchifffahrt vom 15. Juni v. Is. 
(R.⸗G.-Bl. S. 301) vorbereite. Einer landesgeſetzlichen Ordnung des 
erwähnten Gegenſtandes ſtehen jedoch zur Zeit nicht unweſentliche Bedenken 
entgegen. Es iſt zu erwarten, daß zur Ausführung des bürgerlichen Geſetz— 
buchs ein Geſetz über die Rechtspflege in Sachen der nicht ſtreitigen 


Gerichtsbarkeit wird erlaſſen werden. Da in dieſem Geſetze auch Beſtimmungen 
über die Zuſtändigkeit und das Verfahren in den zur ſtreitigen Gerichtsbarkeit 
nicht gehörenden Handelsſachen zu treffen ſein werden, und da zu letzteren 
die gerichtliche Vertheilung der in großer Havarie bei der See- wie bei der 
Binnenſchifffahrt erlittenen Schäden gehört, ſo könnte ein landesgeſetzliches 
Vorgehen auf dieſem Gebiete der reichsgeſetzlichen Regelung leicht in uner— 
wünſchter Weiſe vorgreifen. 

Um eine Grundlage dafür zu gewinnen, in welcher Richtung auf eine 
etwaige zukünftige reichsgeſetzliche Regelung des Gegenſtandes einzuwirken 
ſein möchte, wünſche ich mich zunächſt über die Anſchauungen der betheiligten 
Kreiſe näher zu unterrichten und erſuche die Handelskammer, ſich darüber zu 
äußern, ob und in welcher Art Ausführungsvorſchriften zu dem $ 87 des 
erwähnten Reichsgeſetzes als ein Bedürfniß erachtet werden. Dabei bemerke ich, 
um einem mehrfach hervorgetretenen Irrthum entgegenzutreten, daß die gegen— 
wärtig beſtehenden landesgeſetzlichen Beſtimmungen über die ſeerechtliche Dispache 

Art. 57 des Preußiſchen Einführungsgeſetzes zum Allgemeinen 
Deutſchen Handelsgeſetzbuche vom 24. Juni 1861 und § 29 des 
Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zur Deutſchen Zivil-Prozeßordnung 
vom 24. März 1879 
in Ermangelung anderer beſonderer Vorſchriften auf die nach dem Binnenſchifffahrts— 
Geſetze zu erledigenden Dispachen nicht etwa ohne Weiteres analog anzuwenden 
ſind. Wenn auch bei zukünftiger Ordnung des Gegenſtandes die Einführung 
eines gleichartigen Verfahrens für die Binnen- und für die See-Dispache 
vielleicht wünſchenswerth ſein mag, ſo darf doch nicht außer Acht gelaſſen 
werden, daß vom Handelsſtande die zur Zeit gültigen preußiſchen Aus- 
führungs-Vorſchriften über die ſeerechtliche Dispache mehrfach, beiſpielsweiſe 
ſchon in einer im April 1869 an das damalige Bundeskanzler-Amt gerichteten 
Eingabe des bleibenden Ausſchuſſes des Deutſchen Handelstags bemängelt 
worden ſind. Namentlich iſt das gerichtliche Verfahren wiederholt als zu 
weitläufig, zeitraubend und koſtſpielig bezeichnet und darauf hingewieſen 
worden, daß in anderen Seeuferſtaaten, wie in Hamburg und Bremen, früher 
auch in Schleswig-Holſtein und Hannover, ſowie in mehreren außerdeutſchen 
Ländern zur Zufriedenheit der Betheiligten von jeder Mitwirkung der Gerichte 
bei der Aufitellung der Dispache abgeſehen werde.“ 

Wir gaben hierauf folgendes Gutachten ab: 

„Auf den geehrten Erlaß vom 26. Mai d. Is. — C. 2626 — 
betreffend die Regelung des Verfahrens bei Aufſtellung der Binnen-Dispache, 
geſtatten wir uns im Nachſtehenden unſere Anſchauung über die zu § 87 
des Geſetzes über die privatrechtlichen Verhältniſſe der Binnenſchifffahrt feſt— 
zuſetzenden Ausführungsvorſchriften darzulegen. 
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Unumgänglich nothwendig als Vorausſetzung zu den unten angeführten 
Beſtimmungen iſt die Beſtellung vereidigter Dispacheure an allen für die 
Binnenſchifffahrt wichtigen Plätzen. 

Für die Aufmachung der Dispache wäre alsdann Folgendes zu 
beſtimmen: Die Dispache wird von einem vereidigten Dispacheur aufgemacht 
und den Ladungsintereſſenten zur Kenntnißnahme zugeſchickt. Etwaige Ein— 
reden ſind dem Dispacheur innerhalb einer angemeſſenen Friſt anzuzeigen; 
kann derſelbe feiner Anſicht nach ſolche Einreden nicht als maßgebend 
betrachten, um eine Aenderung vorzunehmen, ſo iſt die Ablehnung dem 
widerſprechenden Betheiligten ſchriftlich zuzuſenden. Will ſich derſelbe dabei 
nicht beruhigen, ſo hat er innerhalb einer geſetzlich zu beſtimmenden Friſt 
dem Dispacheur nachzuweiſen, daß er bei demjenigen Amtsgericht bezw. Land— 
gericht, in deſſen Bezirk der Wohnſitz des Dispacheurs liegt, Klage erhoben 
hat. Sind keine Einwendungen erfolgt, oder ſolche auf privatem oder 
Klagewege beigelegt, ſo hat der Dispacheur die Beiträge einzuziehen und zu 
vertheilen, falls nicht die Betheiligten gemeinſchaftlich einen Bevollmächtigten 
zu dieſem Zweck ernennen. 

Nach den vorliegenden Erfahrungen kommt es bei einer derartigen 
Erledigung, namentlich beim Vorhandenſein geeigneter, ſachkundiger Dispacheure 
nur äußerſt ſelten zur Anſpruchnahme gerichtlicher Hülfe. Da nun hierdurch 
eine ſchnelle Abwicklung bei geringem Koſtenaufwand verbürgt wäre, jo liegt 
das von uns vorgeſchlagene Verfahren entſchieden im Intereſſe des Verkehrs. 

Wir hegen deshalb den Wunſch, daß man bei Feſtſtellung der Aus 
führungs-Vorſchriften zu $ 87 des erwähnten Reichsgeſetzes von einer 
Mitwirkung der Gerichte bei Aufſtellung der Dispache abſehen möge.“ 


26. Eigenthums- und Pfandrecht an Fluß ſchiffer. 


Im Anſchluß an ein Geſuch der Handelskammer zu Bromberg haben 
wir im November an den Herrn Reichskanzler das Erſuchen gerichtet, dahin 
wirken zu wollen, daß die durch das Binnenſchifffahrtsgeſetz geſicherten 
Eigenthums- und Pfandrechte an Flußſchiffen durch eine Vereinbarung mit 
Rußland auch beim Uebergang über die ruſſiſche Grenze Geltung behalten. 
Unſerem Geſuch geben wir die nachſtehende Begründung: 

„Die Weichſelſchifffahrt iſt hauptſächlich auf den Verkehr mit Rußland 
angewieſen; es beſteht deshalb das dringende Bedürfniß, daß die Schifſe, 
die ja meiſt in Deutſchland heimathberechtigt ſind, auch in Rußland die bei 
uns durch das Binnenſchifffahrtsgeſetz gewährleiſteten Sicherheiten in Bezug 
auf Eigenthums- und Pfandrechte genießen, denn nur dann iſt eine ſegens 
reiche Folge des genannten Geſetzes und die gewünſchte Belebung der Binnen— 
ſchifffahrt zu erwarten. Gerade für die nach Rußland gehenden Schiffe iſt 
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ein Schutz doppelt nothwendig, da der dort herrſchenden Rechtsverhältniſſe 
halber den Pfandgläubigern auch nicht die geringſte Garantie geboten iſt. 
Als im Juli 1894 das ruſſiſche Zollamt in Nieszawa bekannt machte, daß 
die bisherigen Garantieſcheine der vom Auslande kommenden Schiffer fernerhin 
durch Depots oder genügende Bürgſchaft im Verhältniß zu dem eventuell 
für das Fahrzeug zu zahlenden Zoll dem Zollamte geſichert werden ſollten, 
antworteten die ruſſiſchen Behörden auf eine Anfrage, ob die Hinterlegung 
des Meßbrieſes zuſammen mit der Verſicherungspolice als genügende Garantie 
angeſehen werden könnte, daß dies nicht der Fall ſei, weil in Rußland der 
Verkauf von Schiffen ohne irgend welche Dokumente rechtlich zuläſſig ſei. 
Unter ſolchen Verhältniſſen ſind die in Deutſchland begründeten Pfandrechte 
in Rußland hinfällig, was natürlich eine Schädigung der Kreditfähigkeit 
unſerer Weichſelſchiffer, deren einziges Eigenthum in der Regel der Weichſel— 
kahn iſt, bedeutet. 

Eine auf gegenſeitige Anerkennung der Eigenthums- und Pfandrechte 
an Flußſchiffen hinzielende Vereinbarung mit Rußland würde in gleicher 
Weiſe den Intereſſen des Schiffbaues, des deutſchen Kapitals und unſerer 
ſchifffahrttreibenden Bevölkerung dienen. 

Der Verkehr mit Rußland hat ſich bisher leider trotz des beſtehenden 
Handelsvertrages wegen des unzureichenden Maaßes von Grenzerleichterungen 
nicht in der wünſchenswerthen Weiſe entwickeln können; um ſo freudiger 
würde es zu begrüßen ſein, wenn durch eine ſolche Vereinbarung dem Geiſte 
des Handelsvertrages entſprechend die gegenſeitigen Handelsbeziehungen 
gefördert und erleichtert werden würden.“ 


27. Tarif für Sicherheitshäfen an der Weichſel. 


Anfang Juli erhielten wir von dem Chef der Strombauverwaltung, 
Seiner Excellenz dem Herrn Ober-Präſidenten v. Goßler nachſtehendes 
Schreiben überſandt: 

„Auf Anregung des hieſigen Vorſteheramts der Kaufmannſchaft habe 
ich vor Kurzem bei den zuſtändigen Herren Miniſtern eine Abänderung der 
Tarife der Sicherheitshäfen an der Weichſel in der Weiſe beantragt, daß in 
die Tarifrubrik: „Befreiungen“ unter beſonderer Nummer die Beſtimmung 
aufgenommen werde: 

„Von der Entrichtung des Hafengeldes für Ueberwinterung 
ſind befreit Fahrzeuge, welche bei Froſtwetter oder Treibeis gezwungen 
werden, den Hafen aufzuſuchen, denſelben aber vor Ablauf von drei 
Tagen wieder verlaſſen.“ 

Das Fehlen einer derartigen Beſtimmung in den jetzt gültigen Tarifen 
der Weichſelhäfen, die nur eine Gebühr für Ueberwinterung, gleichviel ob 
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für einige Tage oder für den ganzen Winter, kennen, erſcheint im Vergleich 
zu anderen Stromgebieten als eine erhebliche Härte für die Weichſelſchifffahrt. 

Die Herren Miniſter haben nun kürzlich auf meinen Antrag dahin 
entſchieden, daß ſie zur Aufnahme des fraglichen Zuſatzes in die Tarife der 
Weichſelhäfen zwar nicht bereit ſeien, wohl aber in Anerkennung der Härken 
des bisherigen Zuſtandes einer Aenderung dahin zuſtimmen würden, daß 
neben dem Abgabenſatz für die ganze Winterzeit die Möglichkeit der 
Gebührenentrichtung für einzelne Liegetage und zwar mit Abſtufungen für 
den 15., 30. und 45. Liegetag vorgeſehen würde, wie es beiſpielsweiſe für 
den Glogauer Winterhafen geſchehen ſei. Hierbei ſtellen die Herren Miniſter 
zur Erwägung, ob gelegentlich dieſer Aenderung nicht gleichzeitig eine ein— 
heitliche Schutzgeldgebühr für ſämmtliche Schiffe, gleichviel ob beladen oder 
unbeladen, aber unter Abſtufung des Gebührenſatzes nach der Tragfähigkeit 
eingeführt werden könne, und ob dabei von der jetzigen Gebühr für beladene, 
oder von derjenigen für unbeladene auszugehen ſei oder aber eine, zwiſchen 
beiden Sätzen liegende Gebühr die Grundlage bilden müſſe. Des Weiteren 
wünſchen ſie eine Erörterung der Frage, ob nach den Fahrwaſſerverhältniſſen 
der Weichſel die gegenwärtig in den Tarifen beſtehenden Maximalgrenzen 
(90 To. Tragfähigkeit) beſeitigt oder wenigſtens erweitert und einige höhere 
Abgabenſtufen eingefügt werden könnten. 

Schließlich ſind die Herren Miniſter geneigt, auch darin nach dem 
Muſter von Tarifen weſtlicher Häfen die Tarifbeſtimmungen für die Weichſel 
häfen zu Gunſten der Schifffahrt zu ändern, daß fie geſtatten wollen, daß 
Schiffe, welche die Schutzgeldgebühr für die ganze Winterzeit einmal ent— 
richtet haben, dafür ohne erneute Abgaben in demſelben Winter auch andere 
ſiskaliſche Schutzhäfen oder auch denſelben Schutzhafen zu wiederholten Malen 
anlaufen dürfen. 

Bevor ich den Herren Miniſtern erneuten Bericht unter Vorlegung 
von Tarifentwürfen erſtatte, wäre es mir von Intereſſe, auch eine Aeußerung 
der Handelskammer über die einzelnen Geſichtspunkte der geplanten Aenderung 
zu erhalten.“ 

Das Gutachten der Handelskammer lautete: 

„Ew. Excellenz ſprechen wir für das geehrte Schreiben vom 4. Juli 
d. Is. — J. Nr. 6195 B — betreffend die Abänderung der Tarife für die 
Sicherheitshäfen an der Weichſel, unſern verbindlichſten Dank aus. 

Auch hier hat der bisherige Tarif wegen ſeiner unzweifelhaften Härten 
ſchon wiederholt zu Klagen Veranlaſſung gegeben, und es iſt entſchieden zu 
bedauern, daß der dankenswerthe Vorſchlag Ew. Excellenz, nach welchem 
Fahrzeuge, die vorübergehend gezwungen ſind, den Hafen anzulaufen, von 
dem Hafengelde befreit ſein ſollen, nicht in die Tarifbeſtimmungen auf— 
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genommen worden iſt. In Ermangelung einer ſolchen Beſtimmung wäre 
die Abſtufung nach Liegetagen immerhin als eine Erleichterung zu betrachten. 
Ebenſo wäre es entſchieden von Vortheil für die Schifffahrtsintereſſenten, 
wenn man einen Einheitsſatz für beladene und unbeladene Schiffe einführen 
würde, da es alsdann nicht mehr vorkommen könnte, daß ein Schiff, wenn 
es auch nur kurze Zeit beladen, die übrige Winterszeit jedoch unbeladen im 
Hafen liegt, die doppelte Gebühr zahlen muß. 

Die Einheitsſätze würden wohl am beſten nach der Tragfähigkeit in 
ähnlicher Weiſe, wie bisher, abzuſtufen ſein, wobei jedoch als Maximalgrenze 
eine Tragfähigkeit von 120 Tonnen feſtgeſetzt werden müßte, da eine große 
Anzahl von Fahrzeugen dieſe Tragfähigkeit erreicht. 

Wir ſchlagen vor, als Grundlage des Gebührenſatzes und zwar mit 
der Maßgabe, daß der Maximalſatz nicht höher normirt werde als jetzt, die 
jetzige Gebühr für unbeladene Schiffe anzunehmen, da einerſeits die beſtehende 
Gebühr für beladene Fahrzeuge gegenüber den Tarifen anderer fſiskaliſcher 
Häfen, ſo auch desjenigen zu Glogau, unverhältnißmäßig hoch iſt, und 
andererſeits der bei weitem größte Theil der Schiffe im hieſigen Hafen 
unbeladen überwintert, ſodaß bei Annahme einer zwiſchen den Sätzen für 
beladene und unbeladene Fahrzeuge liegenden Gebühr die meiſten Schiffer 
gegenüber dem jetzt geltenden Tarif benachtheiligt werden würden. 

Eine Beſtimmung, welche es den Schiffen, die die Schutzgeldgebühr 
für die ganze Winterszeit einmal entrichtet haben, geſtatten ſoll, dafür ohne 
erneute Abgaben in demſelben Winter auch andere fiskaliſche Schutzhäfen 
oder auch denſelben Schutzhafen zu wiederholten Malen anlaufen zu dürfen, 
wäre als eine der Billigkeit entſprechende Maßnahme nur freudig zu begrüßen.“ 


28. Rechtsweg in Zollſtreitſachen. 


Immer von Neuem wird in kaufmänniſchen und induſtriellen Kreiſen 
über Schädigungen durch falſche Auslegung des Zolltarifs ſeitens der Zoll— 
ämter Klage geführt. Von dem Wege der Beſchwerde oder Petition ſieht 
man meiſt ab, da es zu zeitraubend und auch wenig ausſichtsreich erſcheint; 
eine größere Sicherung der Intereſſenten iſt aber ein unabweisliches Bedürfniß. 
Eine genaue Kalkulation iſt für den Kaufmann heute unerläßlich, da er mit 
immer kleinerem Gewinn zu arbeiten genöthigt iſt und er deshalb durch eine 
falſche Zollinterpretation bei den beſtehenden hohen Zöllen namhafte Verluſte 
erleiden kann. Leider iſt ja eine einheitliche Anwendung des Zolltarifs bis 
heute noch nicht geſichert, da uns immer noch ein Reichszolltarifamt fehlt. 
Die Einrichtung eines ſolchen würde entſchieden vielen Uebelſtänden abhelfen; 
ſo würde es nicht mehr vorkommen können, daß längere Zeit hindurch in 
dem einen Bundesſtaate eine ganz andere Anwendung des Zolltarifs herrſcht 


74 


als in einem benachbarten. Aufgabe des zu ſchaffenden Zolltariſamtes, um 
deſſen Einrichtung wir ſchon im Vorjahre petitionirt haben, müßte es ſein, 
alle Zollfragen raſch und für den ganzen Zollverein verbindlich zu entſcheiden. 
Da jedoch auch beim Beſtehen eines Zolltarifamtes immer noch Fälle 
unrichtiger Auslegung ſeitens der Zollämter vorkommen werden, wobei nach 
wie vor die Betroffenen auf den Beſchwerdeweg angewieſen wären, ſo hielten 
wir es zur Erreichung des Zuſtandes einer wünſchenswerthen Rechtsſicherheit 
für nicht minder nothwendig, daß es dem Benachtheiligten ermöglicht wird, 
ſeinen Anſpruch auf Rückzahlung des Zollbetrages gerichtlich geltend zu 
machen. Wir richteten deshalb unter dem 26. November eine Eingabe an 
den Reichstag, worin wir ihn erſuchten, ſowohl für die Einrichtung eines 
Zolltarifamtes als auch für die Einräumung des Rechtsweges in Zollſtreit— 
ſachen einzutreten. 


29. Aufhebung der Tranſitläger für Getreide. 


In der Sitzung vom 13. Juni hat der Bundesrath beſchloſſen, daß in 
den Orten Tilſit, Thorn, Inowrazlaw, Berlin, Ruhrort, Duisburg, Elbing, 
Roſenheim, Leipzig, Freiburg, Elsfleth, Bremen, Vegeſack und Hamburg die 
gemiſchten Tranſitläger von den in Nr. 9 des Zolltarifs genannten Waaren 
(Getreide pp.) nicht mehr zu geſtatten und die daſelbſt vorhandenen derartigen 
Lager mit dem Ablauf des Monats September aufzuheben ſind. 


30. Beſchränkung des Zollkredits für Getreide. 


Gegen den von dem Grafen Schwerin-Löwitz und Genoſſen eingebrachten 
Geſetzentwurf betreffend Beſchränkung des Zollkredits für Getreide und Mühlen— 
fabrifate find wir unter dem 27. November in folgender an den Reichstag 
gerichteten Eingabe vorſtellig geworden: 

„Am 14. März d. Is. iſt von den Herren Abgeordneten Graf von 
Schwerin-Löwitz, Dr. Paaſche und Szmula ein Geſetzentwurf wegen Beſchrän— 
kung des Zollkredits bei der Einfuhr von Getreide und Mühlenfabrikaten in 
dem hohen Reichstag eingebracht worden. n 

Wir richten an den hohen Reichstag die ergebene Bitte, dieſem Geſetz— 
entwurf die Zuſtimmung nicht zu ertheilen und geſtatten uns, dies Geſuch 
in Nachſtehendem zu begründen: 

Die Beſchränkung des Zollkredits ſoll doch ohne Zweifel den Zweck 
haben, die Einfuhr von Getreide zu erſchweren und dadurch eine Preis— 
ſteigerung herbeizuführen. Dieſer Zweck würde ſicherlich nicht erreicht werden, 
da bei der Unentbehrlichkeit und Nothwendigkeit der Einfuhr fremden 
Getreides dieſelbe auch durch die Aufhebung des Zollkredits nicht verhindert 
oder gemindert werden würde; auch eine direkte Beeinfluſſung des Preiſes 
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würde nicht ſtattfinden, da die Beſeitigung der Kreditfriſt einen Zinsverluſt 
von höchſtens 0,04 Mk. für 100 kg bedeuten würde, was bei den fort— 
währenden erheblichen Preisſchwankungen garnicht ins Gewicht fallen könnte. 

Da ſich alſo eine preisſteigernde Wirkung nicht erzielen laſſen würde, 
ſo ſtellt ſich die ganze Maßregel als eine kleinliche Chikane gegenüber dem 
Getreideimporthandel dar. Es läge darin aber auch eine große Ungerechtig- 
keit; denn weshalb wollte man dem Getreidehandel das verſagen, was man 
dem Handel mit allen übrigen Importartikeln und zwar mit Recht gewährt? 

Es iſt ja doch zweifellos falſch, die Zollkreditirung als ein Geſchenk 
des Staates an die Importeure zu betrachten, während der Zweck dieſer 
Maßregel doch nur der iſt, die Erfüllung der Steuerpflicht dem Augenblicke 
ſo nahe als möglich zu rücken, in welchem der mit dem Zoll belegte Gegen— 
ſtand endgiltig in den Verbrauch ſelbſt übergeht. 

In welch ſchädigender Weiſe der Getreidetranſithandel von Königsberg, 
Danzig und Memel zu Gunſten der ruſſiſchen Oſtſeehäfen, denen gegenüber 
ſie leicht ihre Konkurrenzfähigkeit verlieren können, betroffen werden würde, 
falls der Entwurf Geſetz werden ſollte, hat das Vorſteheramt der Kaufmannſchaft 
zu Königsberg i. Pr. in überzeugender Weiſe in der dem hohen Reichstag 
gleichfalls vorliegenden Petition vom 11. April d. Is., der wir uns in allen 
Theilen anſchließen können, dargelegt. 

Weitere Schädigungen ſtänden aber unſerem Getreidehandel bevor, 
wenn der Entwurf Geſetz würde. Da alsdann der Zoll ſofort bezahlt 
werden müßte, würden die Getreideimporteure gezwungen ſein, ihr Kapital 
um ca. ein Drittel zu vermehren, wofür der kleinere Händler durchſchnittlich 
einen höheren Zins zu zahlen haben würde, als der kapitalkräftigere. Da der 
Getreidehandel ſchon jetzt mit immer kleineren Profiten arbeitet, jo würden 
bei einer weiteren Benachtheiligung des kleineren Händlers die großen Impor— 
teure den Verkehr mehr und mehr an ſich ziehen. Dies wäre eine Wirkung, 
welche der in unſerer heutigen Geſetzgebung beſtehenden Tendenz, die wirth— 
ſchaftlich Schwächeren gegenüber den Kapitalkräftigeren zu ſchützen, direkt 
widerſpricht. Eine ſtarke Konzentrationsbewegung beſteht ſchon jetzt im 
Getreidehandel, indem die kapitalkräftigen Importeure die kleineren Händler 
immer mehr verdrängen und zu Agenten und Maklern herabdrücken. Wenn 
dieſe Bewegung auch im Oſten noch nicht ſoweit vorgeſchritten iſt als in 
Mittel- und Weſtdeutſchland, ſo ſcheint jedoch der vorliegende Geſetzentwurf 
geeignet, dieſe entſchieden nicht wünſchenswerthe Verſchiebung zu beſchleunigen. 
Gerade die kleineren Getreidehändler ſind aber für unſere Landwirthe noch 
die willigſten Abnehmer; für die großen Händler iſt es bequemer, ausländiſches 
Getreide in möglichſt großen Quantitäten an den Markt zu bringen. 

Der Entwurf iſt nach alledem wohl geeignet, den Getreidehandel 
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unſerer Oſtſeehäſen zu ſchädigen und eine ungeſunde der Landwirthſchaft ſelbſt 
nachtheilige Verſchiebung hervorzurufen, ohne als Aequivalent die geringſte 
Preisſteigerung herbeiführen zu können. 

Da es nun entſchieden unbillig wäre, zur Linderung des Nothſtandes 
der Landwirthſchaft zu Mitteln zu greifen, die dieſen Zweck beſtimmt nicht 
erfüllen, ſo richten wir an den hohen Reichstag die ergebene Bitte 

dem von den Herren Abgeordneten von Schwerin-Löwitz und 
Genoſſen eingebrachten Geſetzentwurf wegen Beſchränkung des Zoll— 
kredits bei der Einfuhr von Getreide und Mühlenfabrikaten die 
Zuſtimmung zu verſagen.“ 


31. Nothlage der deutſchen Weizenmüllerei. 


Eine von dem Verbande deutſcher Müller uns zur Unterſtützung 
zugeſandte, an den deutſchen Reichskanzler gerichtete Petition veranlaßte uns, 
eine eingehende Umfrage bei unſeren Müllereiintereſſenten zu veranſtalten 
und daraufhin dem Herrn Reichskanzler folgende Eingabe zu überſenden: 

„Ew. Durchlaucht liegt eine Eingabe des Verbandes deutſcher Müller 
vor, worin über das Darniederliegen der deutſchen Weizenmüllerei geklagt 
und um Abhülfe nachgeſucht wird. 

Daß der deutſche Weizenmehlexport ſich in den letzten Jahren erheblich 
verringert hat, ergiebt ſich u. A. aus den monatlichen Nachweiſen über den 
auswärtigen Handel des deutſchen Zollgebiets. Darnach iſt von deutſchen 
Mühlen an Weizenmehl exportirt worden: 


im Jahre 1894 725 175 
im Jahre 1895 508 122 
von Januar bis November 1896 283 942. 


Die Ausfuhrverringerung iſt darnach eine ganz erhebliche geweſen, und 
dies hat natürlich auf den inneren Markt für Weizenmehl preisdrückend 
gewirkt, ſodaß den Müllern kein ausreichender Mahllohn mehr zugekommen 
iſt. Als Grund wird in der genannten Eingabe die Bevorzugung der 
franzöſiſchen Müllerei durch eine verſchleierte Exportprämie hervorgehoben; 
die Schuld liege aber theilweiſe auch daran, daß das Mühlen- und Mälzerei- 
Lager-Regulativ das Ausbeuteverhältniß für Mehl und Weizen mit 75 % 
zu hoch feſtſetze. 

Die unterzeichnete Handelskammer würde eine, verſchleierte oder unver— 
ſchleierte, Exportprämie niemals befürworten können; dagegen ſcheint die 
Forderung gerechtfertigt, das Ausbeuteverhältuiß derartig feitzufeßen, daß das 
exportirte Mehl mit deutſchem Zoll nicht mehr belaſtet wird. 

Die genaue Feſtſetzung des Ausbeuteverhältniſſes iſt nun eine rein 
techniſche Frage; wir befinden uns deshalb nicht in der Lage, hierzu poſitive 
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Vorſchläge zu machen. Eine Umfrage bei den hieſigen Müllern förderte 
jedoch die allgemeine Anſchauung zu Tag, daß ein Ausbeuteverhältniß von 
75 % zu hoch gegriffen ſei. Es wurde uns mitgetheilt, daß aus dem 
ruſſiſchen kleberreichen aber mehlarmen Weizen kaum 70 % gewonnen werden 
können, und ſelbſt durch geeignete Miſchung mit dem kleberarmen aber mehl— 
reicheren inländiſchen Weizen laſſe ſich höchſtens eine Ausbeute von 72 9% 
erzielen. Hiernach wäre jedenfalls die Herabſetzung des regulativmäßigen 
Ausbeuteverhältniſſes erforderlich. 


Da die Fortdauer der Nothlage in der Weizenmüllerei nicht ohne 
ſchädigenden Einfluß auf die Landwirthſchaft und den Getreidehandel bleiben 
könnte, da ferner eine große Anzahl binnenländiſcher kleiner Mühlen durch 
die erdrückende Konkurrenz der jetzt ebenfalls hauptſächlich auf den Abſatz im 
Inlande angewieſenen großen Exportmühlen dem ſicheren Untergang entgegen 
geht, ſo richten wir an Ew. Durchlaucht das dringende Erſuchen 

Ew. Durchlaucht wolle bei dem Hohen Bundesrathe den Erlaß 
eines neuen Mühlen-Regulativs, welches den thatſächlichen Ausbeute— 
verhältniſſen entſpricht, hochgeneigteſt befürworten.“ 


32. Wagenmangel der ruſſiſchen Bahnen, 


Im vergangenen Herbſt rief der Wagenmangel auf den ruſſiſchen 
Bahnen eine große Kalamität im hieſigen Getreide- und Kleiehandel hervor. 
Wochenlang ſtockte die Ablieferung vieler hundert Waggons Getreide, Kleie 
und Oelkuchen ruſſiſcher Herkunft. Die Kammer bat deshalb den ruſſiſchen 
Finanzminiſter, Herrn v. Witte, zunächſt telegraphiſch um Abhülfe und ließ 
der Depeſche nachſtehendes Schreiben folgen: 


„In unſerem vor einigen Tagen an Ew. Excellenz gerichteten Tele— 
gramme geſtatteten wir uns, auf einen Nothſtand hinzuweiſen, der ſchon ſeit 
Wochen hier herrſcht, hervorgerufen durch das Ausbleiben vieler Waggons 
mit Getreide, Kleie und Oelkuchen ruſſiſcher Herkunft. Die mit dieſen Artikeln 
handelnden hieſigen Kaufleute kommen durch die Nichtlieferung in die 
ſchwerſten Verlegenheiten, da ſie nicht im Stande ſind, die ihrerſeits mit den 
Konſumenten abgeſchloſſenen Verträge einzuhalten. Um ihre Verpflichtungen 
nur einigermaßen erfüllen zu können, haben ſie ſich ſchon theilweiſe gezwungen 
geſehen, ihre Ankäufe mit Verluſten und Opfern in Ungarn zu machen. 

Eine weitere Folge der herrſchenden Kalamität iſt, daß unſere Kauf— 
leute ihre Einkäufe in Rußland überhaupt mehr und mehr einſchränken, 
zumal ſie befürchten müſſen, daß Getreide und Kleie, wenn ſie bei den jetzigen 
Witterungsverhältniſſen wochenlang ungeſchützt auf den ruſſiſchen Bahnhöfen 
lagern, dadurch in ihrer Qualität ganz erheblich geſchädigt werden. 


Die Verzögerung in der Ablieferung von Getreide und Kleie erſtreckt 
ſich nicht auf einzelne Bahnen, ſondern auf faſt ſämmtliche Bezugsorte, ſodaß 
der Grund wohl in einem allgemeinen Wagenmangel zu beſtehen ſcheint. 
Ein weiterer Mißſtand liegt in der Art der Verladung in die verfügbaren 
Waggons, die ohne die mindeſte Rückſicht auf die Reihenfolge der Anlieferung 
vorgenommen wird. 

Daß unter dieſen Umſtänden der ruſſiſche Export leiden muß, ſteht 
außer Frage; es liegt deshalb in beiderſeitigem Intereſſe, daß die Ablieferungs— 
hinderniſſe möglichſt raſch beſeitigt werden. 

Wir richten daher an Ew. Excellenz die ergebene Bitte, hochgeneigteſt 
dahin wirken zu wollen, daß ſo ſchnell wie möglich die nöthigen Waggons 
zur Verfügung geſtellt werden und dadurch eine Abhilfe des herrſchenden 
Nothſtandes geſchaffen wird.“ 

Wir erhielten darauf von dem Direktor des Eiſenbahn- Departements, 
Gortſchakow, ein Telegramm des Inhalts, daß alle Maßregeln zur 
Beſeitigung der Transporthinderniſſe getroffen ſeien. Es dauerte jedoch noch 
monatelang, bis wieder eine normale Waarenablieferung hergeſtellt war. 


33. Tagerhaus am Hauptbahnhof. 

Wir ſchrieben ſchon in dem vorjährigen Bericht, daß ſich trotz des 
Anbaues an dem weſtlichen Giebel des Lokomotivſchuppens wieder das 
Bedürfniß nach einer Erweiterung herausgeſtellt habe. Dieſem Bedürfniſſe 
gab die Kammer nach und erweiterte den Anbau um ca. 400 qm. Die 
vermehrten Lagerräumlichkeiten kamen dem Getreide- und Kleiehandel gut zu 
ſtatten, als die Ende 1896 wegen Wagenmangel der ruſſiſchen Bahnen rück 
ſtändig gebliebenen Futterartikel in den erſten Wochen dieſes Jahres in 
großen Maſſen ankamen und längere Zeit hier lagern mußten. 


34. Holshafen. 


Unter dem 18. Juli theilte uns der Herrn Negierungs-Präfident mit, 
daß der Herr Ober-Präſident der Provinz Weſtpreußen von der Forderung, 
vor Anlage des Holzhafens bei Thorn einen vollſtändigen hochwaſſerfreien 
Abſchluß der gegenüberliegenden Neſſauer Niederung herbeizuführen, Abſtand 
genommen habe. Nach einer neueren Eutſcheidung des Herrn Chefs der 
Strombauverwaltung werde dem ſtrombauſiskaliſchen Intereſſe bei der Anlage 
des Holzhafens genügt, wenn die linksſeitige Bedeichung der Neſſauer 
Niederung ſoweit ſtromab verlängert werde, daß ſie gegenüber der neuen 
Hafenmündung ende. Die Fortſetzung der linksſeitigen hochwaſſerfreien 
Bedeichung bis zu dem angegebenen Punkte müſſe indeſſen vor oder gleich 
zeitig mit der Anlage des hochwaſſerfreien Schutzdeiches für den Holzhafen 


erfolgen. Hierdurch werde jedoch die Frage, ob bezw. in welcher Weiſe durch 
die geplante Hafenanlage die Intereſſen der Bewohner der gegenüberliegenden 
Neſſauer Niederung beeinflußt werden, nicht berührt. 

Im Anſchluß hieran theilte uns der Herr Regierungs-Präſident unter 
dem 5. Oktober mit, daß das Deichſtatut des Deichverbandes der Neſſauer 
Niederung inzwiſchen die Allerhöchſte Beſtätigung erhalten habe. Nach dem— 
ſelben werde der Flügeldeich ſeitens des Deichverbandes nur bis zu einer 
ſolchen Länge hergeſtellt, daß er noch um 4 Klm. verlängert werden müßte, 
um den Bedingungen der Strombauverwaltung zu genügen. Bevor daher 
der landespolizeilichen Prüfung des Holzhafenprojektes näher getreten werden 
könne, müſſe die Handelskammer zunächſt mit den betheiligten Intereſſenten 
darüber in Verhandlung treten, ob dieſelben mit der erforderlichen Ver— 
längerung des Neſſauer Flügeldeiches einverſtanden ſeien, und bejahenden 
Falls, in welcher Weiſe die Sicherſtellung der hierzu erforderlichen Bauſummen 
erfolgen ſolle. Der Deichverband werde die Koſten der Verlängerung des 
Flügeldeiches nicht tragen; es müßten ſomit die Koſten zu den für die Her— 
ſtellung des Holzhafens erforderlichen hinzutreten und von den Unternehmern 
des Projektes aufgebracht werden. 

Wir erwiderten darauf unter dem 23. Oktober Folgendes: 

„Ew. Hochwohlgeboren theilten uns in dem geehrten Schreiben vom 
5. d. Mts. — Nr. I 53982 — mit, daß, bevor der landespolizeilichen 
Prüfung des Holzhafenprojektes näher getreten werden könne, die Handels— 
kammer mit dem Deichverband der Neſſauer Niederung behufs der erforderlichen 
Verlängerung des Neſſauer Flügeldeiches in Verhandlung treten müſſe. Da 
jedoch das Deichamt für die Neſſauer Niederung noch nicht konſtituirt iſt, iſt 
eine erfolgreiche Verhandlung zur Zeit nicht möglich. Zu dem von Ew. Hoch— 
wohlgeboren gewünſchten Reſultate könnte dieſe Verhandlung jedoch überhaupt 
nicht führen, da eine Sicherſtellung der erforderlichen Bauſumme von der 
Handelskammer garnicht geleiſtet werden kann. Dies könnte nur durch eine 
zum Zweck des Hafenbaues gegründete Geſellſchaft geſchehen, deren Bildung 
jedoch ausſichtslos iſt, ſolange die landespolizeiliche Prüfung und Genehmigung 
des Projektes nicht erfolgt iſt. In die Konzeſſionsurkunde könnte ja 
gleichzeitig die Bedeichung der gegenüberliegenden Neſſauer Niederung als 
Bedingung eingefügt werden. Erſt eine hierauf gegründete Geſellſchaft würde 
im Stande ſein, die für die Bedeichung der Neſſauer Niederung erforderliche 
Bauſumme ſicher zu ſtellen. Daß die Intereſſenten der Neſſauer Niederung 
ſich mit der Verlängerung des Deiches einverſtanden erklären werden, iſt um 
ſo wahrſcheinlicher, als der Deich in der von dem Deichverbande geplanten 
Länge der Niederung nicht die genügende Sicherheit bietet, es wird im 
Gegentheil durch den Bau die Gefahr für einen Theil der Niederung noch vergrößert 
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werden, ſodaß man ſich, ganz abgeſehen von dem Bau eines Holzhafens, 
doch bald zu einer Verlängerung gezwungen ſehen würde; wir ſind deshalb 
auch der Ueberzeugung, daß die Intereſſenten gerne einen Theil der Koſten 
tragen werden. 

Wir richten daher an Ew. Hochwohlgeboren das ergebene Erſuchen, 
die landespolizeiliche Prüfung des Holzhafenprojektes vornehmen laſſen und 
daraufhin die Genehmigung unter der oben genannten Bedingung ertheilen 
zu wollen. 

Die Intereſſen der Schifffahrt, der Flößerei und des Holzhandels 
erheiſchen immer dringender die Anlage eines Holzhafens, der ja auch an 
maßgebender Stelle als erwünſcht bezeichnet worden iſt; in unſerem weiteren 
Vorgehen zu Gunſten dieſes Projektes ſind wir jedoch bis Ertheilung der 
Baugenehmigung vollſtändig gehemmt. 

Wir bitten deshalb Ew. Hochwohlgeboren dringend, uns durch eine 
möglichſte Beſchleunigung der Prüfung die geneigte Unterſtützung zu gewähren.“ 
Ende November erhielten wir darauf den nachſtehenden Beſcheid: 

„Die landespolizeiliche Prüfung des mir vorliegenden Projektes für 
den Bau eines Holzhafens bei Thorn iſt ſoweit vorgeſchritten, daß es nur 
der öffentlichen Auslegung des Entwurfes und der Prüfung der etwa von 
Betheiligten dagegen erhobenen Einwendungen bedarf. 

In dem Schreiben vom 23. v. Mts. — Nr. 571 — erklärt die 
Handelskammer, daß die Ausführung des Hafenbaues durch eine erſt zu 
dieſem Zwecke zu gründende Geſellſchaft erfolgen ſolle. 

Es fehlt ſonach für die demnächſt vorausſichtlich erforderlich werdenden 
Verhandlungen bislang an einem legitimirten Antragſteller. 

Der Handelskammer ſtelle ich daher anheim, mir eine oder mehrere 
phyſiſche oder eine juriſtiſche Perſon zu bezeichnen, welche als Unternehmer 
des Hafenbaues aufzutreten bereit find, bemerke aber gleichzeitig dabei, daß 
die etwa ertheilte landespolizeiliche Genehmigung keinen Zwang zur wirklichen 
Ausführung des Baues durch den Antragſteller in ſich ſchließt, es dieſem 
vielmehr freiſtehen wird, ſeine Rechte aus der Genehmigung anderen Perſonen 
oder einer Geſellſchaft zu übertragen. 

Das Projekt habe ich einſtweilen hier zurückbehalten.“ 

Wir baten darauf den Herrn Regierungs-Präſidenten, die öffentliche 
Auslegung des Entwurfs und die Prüfung der etwa von den Betheiligten 
dagegen erhobenen Einwendungen möglichſt bald bewirken zu wollen, da wir 
bis zur endgültigen landespolizeilichen Genehmigung in unſerem weiteren 
Vorgehen zur Verwirklichung des Projektes gehemmt ſeien. Gleichzeitig 
theilten wir mit, daß der Vorſitzende der Kammer, Herr Schwartz jun., ſich 
bereit erklärt habe, als Unternehmer des Hafenbaues aufzutreten. Herr 
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Schwartz werde die Rechte, die er aus der Genehmigung des Projektes 
erwerben werde, ſ. Zt. an ein zu gründendes Konſortium abtreten. 

Vom 9. bis 22. Januar hat ſodann das Projekt im hieſigen Land— 
raths-Amte öffentlich ausgelegen und es fand am 5. März hier eine Sitzung 
zur Erörterung der gegen das Projekt erhobenen Einſprüche ſtatt. Die Ein— 
ſprüche der Bewohner der Neſſauer Niederung, welche die Befürchtung aus- 
ſprachen, daß ihre Ländereien durch die Ausführung des Hafendeiches noch 
mehr geſchädigt werden könnten, wurden anerkannt, aber dadurch erledigt, 
daß die Kommiſſion erklärte, der Deichverband werde mit dem ſpäteren 
Bauunternehmer über die Fortführung des Niederungsdammes in Verhandlung 
treten müſſen. Bezüglich der Einwendungen der Beſitzer von Korzeniee kam 
man überein, daß der zukünftige Bauunternehmer die Beſitzer für ihre 
Anſprüche entſchädigen oder die Grundſtücke ganz abkaufen müſſe. 

Die landespolizeiliche Genehmigung wird wohl in nächſter Zeit 
unzweifelhaft erfolgen, und es wird nun die nächſte Aufgabe der Handels— 
kammer die Gründung eines Konſortiums zur Uebernahme des Hafen- 


baues ſein. 
35. Winterhafen. 

Von der Königlichen Waſſerbauinſpektion wurde uns im Juni mit— 
getheilt, daß ein Antrag auf Benutzung des Winterhafens als Handelshafen 
nur dann Ausſicht auf Erfolg haben würde, wenn die Koſten für eine 
angemeſſene Umgeſtaltung der Hafenanlage bezw. Befeſtigung der Zufuhr— 
wege von den intereſſirten Handelskreiſen aufgebracht und der Strombau— 
Verwaltung mit dem Antrage angeboten würden, unter ſolcher Vorausſetzung 
die Genehmigung zur anderweiten Benutzung der Hafenanlage zu ertheilen. 

Wir ſetzten uns darauf mit dem Magiſtrat in Verbindung und fragten 
an, welche Stellung er zu den von der Königlichen Waſſerbauinſpektion 
erwähnten Bedingungen einnehme und ob er eventuell geneigt ſei, in Gemeinſchaft 
mit der Handelskammer über die fragliche Angelegenheit mit der Strombau— 
Verwaltung in Unterhandlung zu treten. Der Magiſtrat erwiderte darauf, 
daß er gerne bereit ſei, dem Projekte näher zu treten, für die nächſte 
Entſchließung erſcheine ihm jedoch noch die nähere Feſtſtellung folgender 
Vorfragen wünſchenswerth: 

1. welche Anlagen (Straßenfeſtlegungen, Uferbefeſtigungen pp.) müßten 

zu dem angegebenen Zwecke ausgeführt werden? 

2. welchen Koſtenaufwand würden dieſe Anlagen erfordern? 

3. wie und zu welchen Jahreszeiten und aus welchen Veranlaſſungen 

im Einzelfalle iſt die Benutzung des Hafens zu denken? würde 
dafür ſeitens der einzelnen Intereſſenten eine Gebühr und in welcher 
Höhe gezahlt werden? 
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4. auf wie häufige Benutzung des Hafens iſt zu rechnen und wie 
würde ſich danach die Finanzirung des Unternehmens geſtalten? 

Wir erwiderten dem Magiſtrat darauf ungefähr Folgendes: 

„Als einzige Anlage würde ſich die Herſtellung eines geeigneten Zufuhr— 
weges nöthig machen; am wünſchenswertheſten wäre ja die Pflaſterung des 
am Hafen entlang führenden Weges und die Herſtellung einer ebenfalls 
gepflaſterten Verbindungsſtraße zwiſchen Hafen und der Weichſelchauſſee, und 
zwar müſſe dieſe Straße in der Gegend des Pilzes enden. Eine ſolche 
Anlage würde jedoch zu koſtſpielig werden, da eine Verzinſung und Amorti— 
ſation durch Belaſtung der im Hafen verkehrenden Schiffe ſich nicht ohne 
Schädigung des Verkehrs erreichen laſſen würde. Wir würden es deshalb 
für hinreichend halten, wenn die angeführten Wege durch Bauſchutt derart 
jeſtgelegt werden, daß fie bei ungünſtigem Wetter wenigſtens für leichte 
Fuhrwerke benutzbar bleiben. Würde gleichzeitig die Benderſtraße bis zum 
Hafen fortgeführt werden, jo wäre die Zugänglichkeit desſelben in ausreichender 
Weiſe geſichert. Die Verlängerung der Benderſtraße würde auch für die an 
der Brombergerſtraße liegenden Schneidemühlen den Vortheil haben, daß für 
fie neue Holzauswaſchplätze erſchloſſen würden, an denen bisher immer ein 
empfindlicher Mangel herrſchte. 


Wie hoch ſich die Koften dieſer Anlage belaufen werden, können wir 
nicht beurtheilen; wir glauben jedoch, daß dem Magiſtrat zu ſolcher Schätzung 
eher die geeigneten Kräfte zur Verfügung ſtehen. Die Benutzung des Hafens 
würde ſich wohl derart geſtalten, daß einestheils bei Beendigung der Schiff⸗ 
ſahrt ein Theil der Schiffe ungefährdet im Hafen löſchen könnte, anderntheils 
würden die hier lagernden Kähne während des Winters laden und ſo gleich 
zeitig als Lagerräume dienen können, um dann ſofort bei Wiedereröffnung 
der Schifffahrt ihre Fahrt anzutreten. Was die Häuſigkeit der Benutzung 
anbetrifft, ſo läßt ſich im Voraus ſelbſtverſtändlich nichts Genaues angeben; 
da die Raumverhältniſſe des Hafens jedoch ziemlich beengt ſind, ſo kann 
man mit einiger Wahrſcheinlichkeit wohl nur auf 40-50 Kähne rechnen, 
die im Hafen löſchen oder laden. Von dieſen Kähnen könnte ja eine Gebühr 
erhoben werden, deren Höhe bei den doch ſicherlich nur geringen Koſten für 
die Aufſchüttung des Weges wohl nicht erheblich zu ſein brauchte, um 
dennoch Verzinſung und Amortiſation der Anlage zu decken. 


Wir erſuchen daher den Magiſtrat ganz ergebenſt, uns gefälligſt mit- 
theilen zu wollen, ob Wohlderſelbe geneigt iſt, den Winterhafen in der von 
uns vorgeſchlagenen Weiſe zugänglich und dadurch als Handelshafen benutzbar 
zu machen.“ 

Eine Antwort hierauf iſt bis jetzt nicht eingegangen. 


36. Bahnhof Morker. 

Im November richteten wir folgendes Schreiben an die Königliche 
Eiſenbahndirektion in Bromberg: 

„Ueber die unzulänglichen Einrichtungen auf Bahnhof Mocker ſind 
ſchon wiederholt aus dem Kreiſe der Verkehrsintereſſenten Klagen zu uns 
gedrungen, die ſich in letzter Zeit in ſo verſtärktem Maaße kundgaben, daß 
wir uns veranlaßt ſahen, durch eine Umfrage feſtzuſtellen, worauf dieſelben 
baſirt würden. Wir geſtatten uns nun ganz ergebenſt das Reſultat dieſer 
Umfrage der Königlichen Eiſenbahndirektion mitzutheilen mit dem dringenden 
Erſuchen um Abhilfe, ſofern die Berechtigung der Klagen durch dortſeitige 
Unterſuchung beſtätigt wird. 

Wir möchten noch vorausſchicken, daß die ſtatiſtiſchen Nachweiſungen 
über den Güterverkehr auf Bahnhof Mocker zeigen, daß ſich derſelbe im Jahre 
1895 gegen das Vorjahr um 10703 To. gehoben hat; wir find der feſten 
Ueberzeugung, daß auch in dieſem Jahre eine weitere Steigerung des Güter— 
verkehrs dort ſtattgefunden hat. 

Was nun die Wünſche der Intereſſenten anbetrifft, ſo gehen dieſe vor 
allem auf die Anlage eines neuen Ladegleiſes oder wenigſtens auf Erweiterung 
des alten, da das jetzt beſtehende nicht ausreichend für den Entladeverkehr 
erſcheine, zumal das Entladen in der Zeit von 3—6 Uhr Nachmittag 
unmöglich ſei, da um dieſe Zeit die Eiſenbahnverwaltung das Rangieren 
vornehmen laſſe, zu welchem Zweck die Entlader gezwungen würden, das 
Gleis zu räumen, ohne daß ihnen dieſe Unterbrechung für die Entladefriſt 
gut gerechnet werde. Auch bei Benutzung des Entladegleiſes hinter dem 
Stationsgebäude, des ſogenannten todten Gleiſes, hätten ſich Unzuträglichkeiten 
ergeben, da die Fahrſtraße zu demſelben zu ſchmal ſei. 

Ferner wird die Pflaſterung der Zufuhrſtraße zur Rampe als erwünſcht 
bezeichnet, da ſie häufig von ſchweren Laſtfuhrwerken benutzt werde und 
dadurch in einen faſt unbrauchbaren Zuſtand gerathen ſei. Eine vollſtändige 
Einzäunung des Bahnhofes wird zum Schutze gegen die Kohlendiebſtähle für 
erforderlich gehalten. Als Mängel werden empfunden das Fehlen eines 
großen Entladekrahns, der beſchränkte Raum des Güterbodens, ſowie das 
Fehlen eines geſchulten, vor allen Dingen in erforderlicher Stärke vorhandenen 
Perſonals. 

Wir find der feſten Ueberzeugung, daß die Königliche Eiſenbahndirektion 
auch in dieſem Falle das uns bisher immer erwieſene dankenswerthe Ent— 
gegenkommen zeigen wird und bitten nur, die ſich nöthig machenden Ver— 
beſſerungen und Veränderungen möglichſt raſch vornehmen laſſen zu wollen, 
damit der Verkehr bald die ſo dringend gewünſchten Erleichterungen ſindet.“ 

Mitte Januar erhielten wir darauf den nachſtehenden Beſcheid: 
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Or 


„Auf das gefällige Schreiben vom 26. November v. Is. — J.-Nr. 636 
— betreffend die unzulänglichen Einrichtungen auf Bahnhof Mocker erwidern 
wir Folgendes ergebenſt: Im Etat 1897/98 iſt eine beträchtliche Vermehrung 
der Ladegleiſe und Erweiterung des Güterſchuppens vorgeſehen, ſo daß 
vorausſichtlich im laufenden Jahre den dortſeits in dieſer Hinſicht hervor— 
gehobenen Uebelſtänden wird endgiltig Abhilfe gethan werden. Im ver— 
gangenen Spätherbſte ſind aber auch ſchon die vorhandenen Ladegleiſe mehr 
als bisher nutzbar gemacht worden, ſodaß 9 Wagen mehr als bisher gleich— 
zeitig laderecht geitellt werden können. 

Daß auf den Ladegleiſen während der Ladezeit rangiert wird, wird ſich im 
eigenen Intereſſe der Ver- und Entlader nicht vermeiden laſſen. Als unzu— 
treffend müſſen wir aber die dortige Ausführung bezeichnen, daß das Ent— 
laden in der Zeit von 3—6 Uhr Nachmittags durch das Rangieren unmöglich 
gemacht ſei. Wie die an Ort und Stelle angeſtellten Erhebungen ergeben 
haben, iſt das Ent- und Beladegeſchäft immer nur ganz kurze Zeit geſtört 
worden. 

Wenn ferner das Fehlen eines geſchulten vor allen Dingen in erforder— 
licher Stärke vorhandenen Perſonals dortſeits bemängelt wird, ſo iſt das 
Annahme ⸗Perſonal auf dem Güterboden, welches dortſeits doch nur gemeint 
ſein kann, inzwiſchen für die Abendſtunden inſoweit vermehrt worden, als es 
die beſchränkten Raumverhältniſſe des Güterbodens zulaſſen. Bei dieſem 
Punkte können wir nicht umhin, das Anſuchen zu ſtellen, die Handelskammer 
möge darauf hinwirken, daß die Auflieferung der Stückgüter ſeitens der Ver— 
ſender, wenn irgend möglich bereits am Vormittage, bezw. in den Nachmittags— 
ſtunden ſo zeitig bewirkt werde, daß dieſelbe bis 6 Uhr Abends beendet iſt. 
Gewöhnlich geſchehen die Auflieferungen jetzt erſt in der Zeit von 5—7 Uhr 
Nachmittags. 

Das Bedürfniß zur Aufſtellung eines großen Entladekrahns hat ſich 
unſeres Erachtens zur Zeit noch nicht geltend gemacht, zumal der auf Thorn 
Hauptbahnhof vorhandene fahrbare Ladekrahn noch nie für Mocker angefordert 
worden iſt. Ebenſo müſſen wir mit Rückſicht auf den geringen Verkehr auf 
der Zufuhrſtraße zur Rampe von der Pflaſterung dieſer Straße abſehen. 
Endlich iſt die Ladeſtraße an dem ſogenannten todten Gleiſe nicht ſchmäler 
wie derartige Straßen ſonſt angelegt zu werden pflegen. 

Der Frage wegen Einzäunung des Bahnhofs Mocker auf der Seite 
nach der Ortſchaft Mocker hin werden wir noch näher treten.“ 

Wir erwiderten darauf unter dem 26. April: 

„Der Königlichen Eiſenbahndirektion ſagen wir für die freundliche 
Bereitwilligkeit, mit welcher Wohldieſelbe in dem geehrten Schreiben vom 
18. Januar — V 12153 f — unſeren bezüglich der Vermehrung der Lade— 
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gleife und Erweiterung des Güterſchuppens auf Bahnhof Mocker geäußerten 
Wünſchen entgegenkommt, unſeren verbindlichſten Dank. Wir möchten nur 
nochmals die dringende Bitte ausſprechen, daß die geplanten Verbeſſerungen 
mit möglichſter Beſchleunigung ausgeführt werden, da die jetzt beſtehenden 
Zuſtände thatſächlich unhaltbar ſind. Wir geben uns ferner der Hoffnung 
hin, daß mit der Vergrößerung des Güterſchuppens auch eine Vermehrung 
des Perſonals eintreten wird. 

Dem dortſeits geäußerten Wunſche, darauf hinzuwirken, daß die Auf- 
lieferung der Stückgüter ſeitens der Verſender bereits am Vormittage bezw. 
in den Nachmittagsſtunden ſo zeitig bewirkt werde, daß dieſelbe bis 6 Uhr 
beendet iſt, ſind wir zwar nachgekommen; es wurde uns aber allſeitig 
erwidert, daß dies nur in ſeltenen Fällen angängig ſei. Jeder ſuche ſein 
Geſpann möglichſt auszunutzen und warte deshalb mit der Abfahrt, bis das 
letzte an dem betreffenden Tage noch zu expedierende Gut fertig geſtellt ſei. 

Daß der auf dem Thorner Hauptbahnhofe vorhandene Ladekrahn noch 
nie für Mocker angefordert worden iſt, erklärt ſich daraus, daß die Intereſſenten 
von der Möglichkeit dieſer Anforderung bisher keine Kenntniß gehabt haben. 
Die Auſſtellung eines feſten Ladekrahns ſcheint aber dennoch erwünſcht, da 
der transportable Krahn unpraktiſch und ſchwerfällig iſt und die Benutzung 
auch wohl nur mit großem Zeitverluſt möglich ſein wird. Wir bitten 
deshalb, dieſen Punkt nochmals in wohlwollende Erwägung zu ziehen.“ 


37. Kleinbahn Thorn Leibitſch. 


Mitte September wurde uns von dem hieſigen Landrathsamte mit— 
getheilt, daß unſer an den Kreisausſchuß gerichteter Antrag, der Kreis— 
kommunalverband möge eine Zinsgarantie von 3 % der für die Kleinbahn 
Thorn —Leibitſch veranſchlagten Bauſumme von 300000 Mk. übernehmen, 
nur ſehr geringe Chancen auf Annahme habe. Von dem nördlich von 
Leibitſch gelegenen Orte Seyde aus ſei neuerdings ein normalſpuriges 
Anſchlußgleis an die Staatsbahn Thorn —Inſterburg ausgebaut; in einem 
Anſchluſſe nach Seyde liege nun die naturgemäße Löſung der Frage des 
Anſchluſſes von Leibitſch mit ſeinen induſtriellen Etabliſſements an das 
Bahnnetz. Unter dieſen Umſtänden werde ſich die Kreisverwaltung kaum 
dazu entſchließen, für ein Bahnprojekt Leibitſch— Thorn, für deſſen Anlage— 
kapital eine Verzinſung ſchwer nachzuweiſen ſein dürfte, eine Zinsgarantie zu 
übernehmen. 

Unter dem 22. Oktober erwiderten wir darauf: 

„Ew. Hochwohlgeboren überſandten uns unter dem 15. September d. Js. 
die Abſchrift eines an die Oſtdeutſche Kleinbahn-Geſellſchaft in Bromberg 
gerichteten Schreibens, aus welchem wir mit Bedauern erſahen, daß unſer dem 
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Kreisausſchuſſe vorgelegtes Erſuchen um Uebernahme der Zinsgarantie für die 
projektirte Kleinbahn Thorn —Leibitſch z. Zt. wenig Ausſicht auf Annahme 
hat. Ew. Hochwohlgeboren gehen dabei von der Anſicht aus, daß im 
Hinblick auf das beſtehende Anſchlußgleiſe von Papau nach Seyde die 
Erſchließung des Leibitſcher Bezirks am einfachſten und beſten durch ein 
Verbindungsgleis von Seyde nach Leibitſch erreicht werden würde und daß 
in dieſem Falle die Rentabilität einer Kleinbahn zwiſchen Leibitſch und Thorn 
ziemlich fraglich ſein würde. Nun hat ja allerdings die Eiſenbahn-Direktion 
Bromberg den Leibitſcher Intereſſenten anheimgeſtellt, ein Anſchlußgleis von 
Seyde nach Leibitſch auf eigene Koſten zu bauen; dagegen haben ſich dieſe 
jedoch bisher aus verſchiedenen ſehr triftigen Gründen gänzlich ablehnend 
verhalten. Die von den Intereſſenten aufzubringenden Koſten würden ſich 
auf etwa 50—60 000 Mk. belaufen, welche Summe in keinem Verhältniß 
zu den zu erwartenden Vortheilen ſteht, denn es ſteht nach den ſeitens der 
Königlichen Eiſenbahn-Direktion gemachten Ausſagen außer Zweifel, daß ein 
Normalbetrieb auf der nur als Kiesbahn gebauten Strecke Papau —Seyde 
nie eingerichtet werden wird; ein unregelmäßiger Betrieb mindert jedoch den 
Werth eines Bahnanſchluſſes ganz bedeutend. Sodann würde der Bahn— 
verſandt über Seyde —Papau nach Thorn für einen großen Theil der 
Leibitſcher Produkte wegen des größeren Transportweges und der in Folge 
deſſen erheblicheren Transportkoſten nicht benutzbar fein, und ſchließlich würde 
ſich auf dieſe Weiſe ein reger Perſonen- und Güterverkehr zwiſchen Thorn 
und Leibitſch nicht entwickeln können. Es hat aus den angeführten Gründen 
die Erbauung eines Anſchlußgleiſes von Leibitſch nach Seyde, wie auch aus 
den uns übermittelten Ausführungen Leibitſcher Intereſſenten hervorgeht, gar 
keine Ausſicht auf Verwirklichung; wir halten deshalb das Projekt der Klein— 
bahn Thorn — Leibitſch nach wie vor für ein erſtrebenswerthes und den 
wirthſchaſtlichen Intereſſen des Kreiſes Thorn in höchſtem Grade förderliches 
Unternehmen. Da nun eine Verzinſung des darauf zu verwendenden Anlage— 
kapitals unbedingt ſicher iſt, wenn keine konkurrirende Verbindung über Seyde 
hergeſtellt wird, ſo wird der Kreiskommunalverband mit der Uebernahme der 
Zinsgarantie ein ganz geringfügiges Riſiko übernehmen. 

Wir erſuchen deshalb Ew. Hochwohlgeboren ganz ergebenſt, dieſe 
Angelegenheit mit der von uns gegebenen Begründung im Kreisausſchuß 
nochmals zur Sprache und zur definitiven Entſcheidung bringen zu wollen.“ 

Der Herr Landrath v. Schwerin hat dann ſpäter Vertreter des Kreiſes, 
der Stadt, der Handelskammer ꝛc. eingeladen, um über das Projekt der 
Kleinbahn zu berathen. In Folge dieſer Berathung iſt ein Zweckverband 
der betheiligten Kommunen gebildet worden, wodurch hoffentlich der Bau 
der Kleinbahn der Ausführung näher gerückt ſein wird. 


BE 
38. Bahnhof Schönſee. 

Auf eine von dem Magiſtrat zu Schönſee ausgehende Anregung ſprachen 
wir uns in dem nachſtehenden an die Königliche Eiſenbahn-Direktion in 
Bromberg gerichteten Schreiben dafür aus, daß die projektirte Bahnlinie 
Strasburg —Gollub —Neu-Schönſee dicht an Schönſee vorübergeführt und dort 
ein Bahnhof errichtet werden möge: 

„Der Magiſtrat der Stadt Schönſee hat uns erſucht, eine von ihm an 
die Königliche Eiſenbahn-Direktion gerichtete Petition, betreffend den projektirten 
Bahnbau Schönſee —Gollub — Strasburg, zu unterſtützen. Nach den Aus- 
führungen des Magiſtrats iſt neben einer über Schönſee führenden Linie auch 
eine Linie über Szychowo in Erwägung gezogen worden, und von der Aus— 
führung des letzteren Projekts fürchtet man eine erhebliche wirthſchaftliche 
Schädigung der Stadt Schönſee. 

Der Bahnbau Schönſee —Gollub iſt von uns ſchon im Jahre 1890 
unterſtützt worden, und wir halten auch heute die Ausführung dieſer Linie, 
zumal mit der Weiterführung bis Strasburg, für ein dem dortigen Bezirke 
höchſt ſegensreiches Unternehmen, wir müſſen uns aber den Ausführungen 
des Magiſtrats zu Schönſee anſchließen, wonach eine Führung der Trace 
über Szychowo, ohne irgend welchen Theilen hervorragenden Nutzen zu 
bringen, für die Stadt Schönſee eine Verſchlechterung der Verkehrsverhältniſſe 
bedeuten würde. 

Da durch die bereits bewilligte Chauſſee Wielkalonka —Richnau für die 
Güter Pr. Lanke und Wielkalonka Richnau der naturgemäße Bahnhof werden 
wird, ſo könnte ein Bahnhof Szychowo nur noch für Elſanowo und Szychowo 
ſelbſt in Betracht kommen. Bei der Anlage eines Bahnhofs in Schönſee 
dagegen werden die Güter Elſanowo und Szychowo einen guten und bequemen 
Weg haben, es werden aber auch Friederikenhof, Pluskowenz, Zapluskowenz, 
Piontkowo, Kelpien und vor Allem die Stadt Schönſee wirthſchaftlich 
erſchloſſen werden. Es liegt alſo ſchon im Intereſſe der Rentabilität der 
projektirten Bahn, die Stadt Schönſee nicht zu umgehen, zumal dieſelbe ſich 
in einem wirthſchaftlichen Aufſchwunge befindet. Dieſer Aufſchwung wird 
aber gehemmt werden, wenn die Bahnlinie über Szychowo geführt werden 
wird. Da der ganze Verkehr einer Gegend nach der nächſten Bahnſtation 
gravitirt, jo würden die Grundbedingungen der wirthſchaftlichen Thätigkeits⸗ 
äußerung Schönſees verſchoben werden, der Verkehrswerth ſeiner Grundſtücke 
würde ſinken, Handel und Verkehr ſich von dort immer mehr wegziehen. 
Dagegen wird bei Anlage eines Bahnhofs in Schönſee die an ſich günſtige 
Lage dieſer Stadt als Knotenpunkt verſchiedener Chauſſeen erſt voll zur 
Geltung kommen können, auch wird die wirthſchaftliche Fortentwickelung 
gleichzeitig für die Eiſenbahn eine Garantie dauernder Rentabilität bilden. 
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Dabei iſt noch in Betracht zu ziehen, daß die Führung der Linie über die 
Stadt Schönſee keinen Nachtheil für die ſüdlich gelegenen Güter zur Folge haben 
würde, da einmal den Verkehrsbedürfniſſen der Güter Pr. Lanke und 
Wielkalonka durch den Bahnhof Richnau, denen der Güter Elſanowo und 
Szychowo durch den Bahnhof Schönſee völlig Genüge geleiſtet werden würde. 

Unſeres Dafürhaltens ſprechen ſämmtliche Gründe für die Durchführung 
der Linie Gollub —Grunaberg — Schönſee —Neu-Schönſee, und wir richten 
deshalb an die Königliche Eiſenbahn-Direktion das ergebene Erſuchen, dieſer 
Linie vor der über Szychowo projektirten den Vorzug zu geben.“ 


39. Korporationsrechte der Handelskammer. 


Zwecks Erlangung der Rechte einer juriſtiſchen Perſon richteten wir 
Mitte Juli nachſtehendes Geſuch an den Herrn Miniſter für Handel und 
Gewerbe: 

„Der Geſetzentwurf, betreffend die Neuordnung der Handelskammern, 
der von der überwältigenden Majorität der preußiſchen Handelskammern 
als ein weſentlicher Fortſchritt gegenüber dem bisherigen Zuſtande freudig 
begrüßt wurde, iſt gerade in ſeinem Hauptpunkte, dem § 1, welcher eine 
korporative Ausgeſtaltung von Handel und Gewerbe in obligatorische 
Handelskammern bezweckte, von dem Abgeordnetenhauſe abgelehnt worden, 
und leider hat in Folge deſſen die Regierung den ganzen Entwurf zurück— 
gezogen. 

Wenn nun auch zu hoffen iſt, daß die Zurückziehung des Entwurfs 
keinen definitiven Verzicht auf eine Neuordnung der Handelskammern bedeutet, 
ſo läßt ſich doch nicht verkennen, daß erſt wieder eine geraume Zeit vergehen 
muß, ehe ein neuer Verſuch in dieſer Richtung mit Ausſicht auf größeren 
Erfolg unternommen werden kann. Vorläufig werden ſich deshalb die 
preußiſchen Handelskammern mit den beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften jo 
gut wie möglich abzufinden haben; ſie werden verſuchen müſſen, diejenigen 
Ziele, die der Geſetzentwurf den obligatoriſchen Handelskammern geſteckt hatte, 
auch unter den jetzigen Verhältniſſen zu erreichen. 

Damit aber die Handelskammern ihren Wirkungskreis dementſprechend 
erweitern können, muß ihnen durch Verleihung der Rechte einer juriſtiſchen 
Perſon eine größere Bewegungsfreiheit zum rechtlichen Abſchluß von Ver— 
trägen u. ſ. w. gegeben werden. Dann erſt werden ſie im Stande ſein, 
wichtigen Intereſſen des Handels, jo z. B. dem kaufmänniſchen Fortbildungs- 
ſchulweſen, welches für den geſammten Kaufmannsſtand von hervorragender 
Bedeutung iſt, eine wirkſamere Unterſtützung angedeihen zu laſſen. Speciell 
für unſere Kammer iſt das Bedürfniß nach Verleihung der Rechte einer 
juriſtiſchen Perſon beſonders dringend, da wir nicht unbeträchtliche Vermögens— 
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ſtücke beſitzen, welche durch Mitglieder, die als Privateigenthümer figuriren, 
verwaltet werden müſſen. Schon im Jahre 1879 haben wir deshalb um 
Verleihung der Korporationsrechte petitionirt, find aber abſchlägig beichieden . 
worden. Von einer vor Jahren beabſichtigten Wiederholung des Geſuchs 
ſahen wir im Hinblick auf den Geſetzentwurf, betreffend die Neuordnung der 
Handelskammern, ab, da ja nach ihm jeder Handelskammer die Rechte 
einer juriſtiſchen Perſon zukommen ſollten. Durch Zurückziehung des Ent— 
wurfes iſt nun die Hoffnung, unſeren Wunſch auf dieſem Wege erfüllt zu 
ſehen, wieder in weite Ferne gerückt worden. Wir ſind deshalb genöthigt, 
im Intereſſe der Verwaltung unſeres Vermögens und zur Ermöglichung einer 
förderlicheren Thätigkeit der Kammer, unſer Geſuch um Verleihung der 
Korporationsrechte zu wiederholen, wobei wir wohl annehmen dürſen, daß 
prinzipielle Bedenken unſerem Antrage nicht mehr entgegenſtehen. 

Wir richten daher an Ew. Excellenz die ergebene Bitte 

Ew. Excellenz wolle der Handelskammer für Kreis Thorn die Rechte 
einer juriſtiſchen Perſon verleihen, bezw. die Verleihung an höchſter 
Stelle befürworten.“ 

Wir erhielten darauf den Beſcheid, daß es in der Abſicht des Herrn 
Miniſters liege, dem Landtage eine Novelle zum Handelskammergeſetz vom 
24. Februar 1870 vorzulegen, durch deren Artikel V den Handelskammern 
die Rechte juriſtiſcher Perſönlichkeit gewährt werden ſollten. Bei dieſer 
Sachlage könne dem Antrage der Kammer auf Verleihung der Rechte einer 
juriſtiſchen Perſon zur Zeit nicht näher getreten werden. 


40. Einrichtung einer Kammer für Handels ſachen am 
Landgericht Thorn. 

Vielfach geäußerten Wünſchen aus hieſigen kaufmänniſchen Kreiſen 
nachgebend richteten wir an den Herrn Juſtizminiſter das Geſuch um Ein— 
richtung einer Kammer für Handelsſachen am Landgericht Thorn und führten 
ungefähr Folgendes dus: 

„Die nach § 100 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes vom 27. Januar 1877 
an verſchiedenen Landgerichten beſtehenden Kammern für Handelsſachen haben 
ſich als eine ſegensreiche Einrichtung für den Handelsſtand erwieſen. Es 
hat ſich herausgeſtellt, daß die hierbei beſtehende Vereinigung von juriſtiſchen 
und kommerziellen Kenntniſſen und Anſchauungen die größtmögliche Gewähr 
bietet für eine vollkommene Rechtſprechung auf dem Gebiete des Handels 
und des Verkehrsweſens; auch haben ſie das Verdienſt, durch Anbahnung 
und Beförderung von Vergleichen darauf hingewirkt zu haben, daß lang— 
wierige Prozeſſe vermieden wurden. Es iſt daher begreiflich, daß auch hier 
ſchon des öfteren der Wunſch laut geworden iſt, daß an dem hieſigen Land— 
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gericht eine ſolche Kammer gebildet werden möge. Die Handelskammer theilt 
dieſen Wunſch vollſtändig und würde es höchſt dankbar empfinden, wenn 
Ew. Excellenz durch Erfüllung deſſelben einem tiefgefühlten Bedürfniſſe ent— 
gegenkommen wollten. Wir glauben umſomehr auf eine Gewährung unſerer 
Bitte rechnen zu dürfen, als doch der leitende Gedanke bei Einrichtung ſolcher 
Kammern der iſt, daß dieſelben überall da zu bilden ſind, wo ſich ein 
Bedürfniß herausgeſtellt hat und genügende Beſchäftigung nachzuweiſen iſt. 
Daß dies aber für Thorn der Fall iſt, glauben wir durch eine Darlegung 
der hieſigen Handels- und Verkehrsverhältniſſe erweiſen zu können. Die 
Stadt Thorn zählt zur Zeit ohne Militär 22642 Einwohner; dazu kommt 
noch die in nächſter Nähe liegende Vorſtadt Mocker mit ca. 10000 Ein- 
wohnern. Als Kreuzungspunkt verſchiedener Hauptbahnen an der ſchiffbaren 
Weichſel in nächſter Nähe der ruſſiſchen Grenze gelegen bietet Thorn einen 
äußerſt günſtigen Handelsplatz, der vorzugsweiſe dazu berufen iſt, dem Aus— 
tauſch der Produkte der beiden Verkehrsgebiete — Rußland und Deutſchland 
— zu dienen. Zoll- und Tarifmaßregeln haben freilich erſchwert, daß dieſe 
vortheilhafte Lage in vollem Maaße ausgenutzt werden konnte, doch iſt durch 
die Energie des hieſigen Handelsſtandes auch in ſchwierigen Zeiten ein reger 
Verkehr aufrecht erhalten worden. Nachdem durch den ruſſiſchen Handels— 
vertrag die Zollverhältniſſe wenigſtens für ein Jahrzehnt feſtgelegt worden 
ſind, bietet ſich dem Handel wieder eine feſte Baſis zu neuem Auſſchwung. 

Neben umfangreichen Speditions- und Kommiſſionsgeſchäften bilden 
die Hauptgegenſtände des Thorner Handels: Getreide und Futtermittel, Holz, 
Wein, Wolle; Hauptzweige der Induſtrie find: Maſchinenſabriken, Bier— 
brauereien, Spritfabriken, Dampfſchneidemühlen, Seifenfabriken und Fabriken 
für Honigkuchen. 

Der Verkehr der Holztraften auf der Weichſel iſt ein derartiger, daß 
ſich die Nothwendigkeit des Baues eines Holzhafens herausgeſtellt hat, der 
wohl auch in nicht allzuferner Zeit in Angriff genommen werden kann. 

Um den Umſchlagsverkehr vom Schiff nach der Bahn und umgekehrt 
zu erleichtern, hat vor mehreren Jahren die Stadt Thorn die Uferbahn 
gebaut, auf welcher täglich ca. 60—80 Wagen be- und entladen werden. 
Ferner ſind von Thorn nach Leibitſch und auch von Thorn nach Scharnau 
Kleinbahnen projektirt, deren Ausführung mit Ausſicht auf Erfolg angeſtrebt 
wird. Seit dem Jahre 1853 beſteht hier eine Handelskammer, welche die 
verſchiedenſten Hilfsmittel und Einrichtungen für den Verkehr ins Leben 
gerufen hat. So ſind die folgenden Sachverſtändigen-Kommiſſionen von ihr 
eingerichtet worden: 

1. für Getreide, Hülſenfrüchte, Sämereien und Saaten; 
2. für Manufaktur- und Kurzwaaren; 
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. für Porzellan- und Glaswaaren; 
. für Kolonialwaaren, Oele, Chemikalien, Spiritus, Weine; 
für Leder, Wolle und Rohprodukte; 
. für Eiſen- und Stahlwaaren, Cement, Kohlen und Kalk; 
7. für Holz, 
ſerner eine Kommiſſion zur Feſtſtellung der allwöchentlich drei Mal durch 
die Tagesblätter zu veröffentlichenden Getreideberichte. 


S 21 


Außerdem ſind durch die Handelskammer die nachſtehenden Uſancen 
ſeſtgeſtellt worden: 


1. Allgemeine Bedingungen für Thorn bei dem An- und Verkauf von 
Getreide ꝛc. 

2. Lade-, Löſch- und Liege -Zeit-Ordnung für die Kahnſchiffer bei 
Thorn. 

3. Uſancen für den Rohſpiritus- und Sprithandel. 

4. Handelsgebräuche für den Holzhandel bei Thorn. 


Auch den Bau von Lagerhäuſern hat die Handelskammer, da ein 
dringendes Bedürfniß vorlag, ſelbſt in die Hand genommen. 


In dem hieſigen Handelsregiſter find 323 Einzelfirmen und 49 Geſell— 
ſchaften und Genoſſenſchaften eingetragen, von welchen im letzten Jahre eine 
Gewerbeſteuer von 37000 Mark gezahlt wurde. 


Eine ausreichende Anzahl geeigneter Perſönlichkeiten für die kauf— 
männiſche Mitgliedſchaft des zu bildenden Kollegiums iſt hier vorhanden, 
und wir ſind der Ueberzeugung, daß dieſe ehrenamtliche Thätigkeit auch 
gerne übernommen werden würde. 


Wir können nicht umhin, darauf hinzuweiſen, daß ſchon lange hier 
das Bedürfniß nach einem Handelsgericht herrſcht. So ſchreibt die Handels- 
kammer in ihrem Bericht vom Jahre 1855: „Die Errichtung eines Handels— 
gerichts iſt hier ſchon ſeit langer Zeit ein vielſeitig ausgeſprochener Wunſch 
geweſen, und wenn wir unſere Anträge dieſerhalb bei Einer Hohen Staats- 
Regierung nicht formirten, lag der Grund in der Abwartung der in Ausſicht 
geſtellten Herausgabe eines neuredigirten Handelsrechts.“ Auch im Jahre 
1877 petitionirte die Handelskammer um Errichtung einer Kammer für 
Handelsſachen in Thorn, indem ſie u. A. ausführte, daß Thorn nächſt 
Danzig die bedeutendſte Handelsſtadt in Weſtpreußen ſei und die hier abge— 
ſchloſſenen Geſchäfte — vorwiegend in Getreide, Holz und Wolle — ihrer 
Natur nach fait immer große Beträge, repräſentiren, für welche die Kammern 
für Handelsſachen zuſtändig ſind. 
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Wir hoffen nach alledem Ew. Excellenz überzeugt zu haben, daß ein 
Bedürfniß hier beſteht und auch eine genügende Beſchäftigung vorhanden 
ſein würde. Wir richten deshalb an Ew. Excellenz das ganz ergebene Erſuchen 

Ew. Excellenz wolle beſtimmen, daß bei dem Landgericht Thorn 
eine Kammer für Handelsſachen gebildet werde.“ 

Leider ſind wir darauf abſchlägig beſchieden worden. 


41. Das Färben von Wurf, 


Unter dem 13. März 1897 theilte uns der Herr Miniſter für Handel 
und Gewerbe mit, daß man beabſichtige, das Färben von Wurſt ganz zu 
verbieten, oder einen Deklarationszwang für gefärbte Wurſtwaaren einzuführen, 
da die Beſtimmungen des Reichsgeſetzes über den Verkehr mit Nahrungs— 
mitteln pp. vom 14. Mai 1879 in Anwendung auf gefärbte Wurſtwaaren 
vielſach zu widerſprechenden gerichtlichen Erkenntniſſen geführt haben, und das 
Bedürfniß empfunden werde, dieſer Rechtsunſicherheit ein Ende zu machen. 
Er fordere deshalb die Handelskammer auf, ſich darüber gutachtlich zu äußern. 


Wir ſetzten uns mit verſchiedenen Sachverſtändigen in Verbindung und 
gaben darauf unſer Gutachten dahin ab, daß das Färben der Wurſt am 
beſten ganz zu verbieten ſei. Als Begründung führten wir Folgendes aus: 
„Zunächſt würden durch das abſolute Färbeverbot jedenfalls widerſprechende 
gerichtliche Erkenntniſſe unmöglich werden. Wir ſind aber ferner der Anſicht, 
daß bei der nöthigen Sorgfalt und der Verwendung von gutem Fleiſch das 
Färben ſehr wohl entbehrt werden kann, denn hierbei iſt zwar das Grau— 
werden der Würſte auch nicht gänzlich ausgeſchloſſen, doch find ſolche Fälle 
äußerſt ſelten. Wird dagegen ungeeignetes Fleiſch benutzt und die Waare 
nur ſchlecht geräuchert, ſo erhält die Wurſt leicht ein unſcheinbares Ausſehen, 
was durch die Anwendung von Farbſtoffen alsdann verdeckt wird. Es 
erſcheint ſonach das Färben der Wurſt in der Hauptſache als eine Qualitäts- 
verſchleierung, und es würde das Färbeverbot ſowohl im Intereſſe der 
Konſumenten, als auch des reellen Fleiſchergewerbes liegen. Es iſt allerdings 
Thatſache, daß die ungeeignete Beſchaffenheit des Fleiſches vielfach auf eine 
unrationelle Fütterung zurückzuführen iſt; hier könnte das Färbeverbot nur 
günſtig wirken, da die Wurſtfabrikanten dann darauf ſehen müßten, nur 
ſolches Vieh einzukaufen, an welches gute Nahrungsmittel verfüttert ſind, 
wodurch indirekt eine Hebung der Viehqualität herbeigeführt werden würde. 


Der Deklarationszwang ſcheint uns nicht geeignet, ausreichende Abhilſe 
zu ſchaffen, da er einmal ein unlauteres Geſchäftsgebahren doch nicht beſeitigen 
könnte und andererſeits leicht vielfache polizeiliche Beläſtigungen zur Folge 
haben würde.“ 
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42. Uferbahn und Zollabfertigung an der Weichſel. 


Im Herbſte 1895 hatte der Magiſtrat auf unſere Anfrage erklärt, daß 
er wegen Beſeitigung der Zollwinde mit der Zollbehörde und wegen 
Ermäßigung der Ueberführungsgebühr nach der Uferbahn und Uebernahme 
der Koſten des Oberbaues bei einer Erweiterung der Uferbahnanlagen mit 
der Königlichen Eiſenbahnverwaltung in Unterhandlung treten wolle. Da 
bis zum Herbſte 1896 uns keinerlei weitere Mittheilung zugegangen war 
und auch die Verhältniſſe auf der Uferbahn dieſelben blieben, ſo erſuchten 
wir unter dem 28. November den Magiſtrat um nähere Mittheilung über 
den Stand der Verhandlungen. Wir erhielten darauf unter dem 5. Dezember 
nachſtehendes Schreiben: 

„Der Handelskammer theilen wir in Erwiderung des gefälligen 
Schreibens vom 28. November d. Is. ergebenſt mit, daß die Verhandlungen 
mit der Staatsbahnverwaltung über Erweiterung der Uferbahn von uns 
fortgeſetzt find und zu dem Reſultat geführt haben, daß die Eiſenbahn— 
verwaltung ſich bereit erklärt hat, die Koſten für den Oberbau der in Ausſicht 
genommenen Erweiterungsanlagen zu tragen und auch nach Ausführung der 
Erweiterungsanlagen die Ueberführungsgebühr um 25 Pf., alſo auf 2,75 Mk. 
pro Waggon zu ermäßigen. 

Wir haben in Folge deſſen von dem Kreisbaumeiſter Herrn Rathmann 
ein genaues Projekt für die Erweiterungsanlagen ausführen laſſen, welches 
in dieſen Tagen fertig geworden iſt und gegenwärtig in unſerem Bauamte 
der Prüfung unterzogen, demnächſt der Eiſenbahnverwaltung zur Genehmigung 
eingereicht werden wird. 

Dieſes Projekt ſetzt die Verlegung der Zollwinde auf eine höher gelegene 
Stelle an dem Weichſelufer voraus, und haben wir daher auch die 
entſprechenden Verhandlungen mit der Steuerbehörde gepflogen, bei der wir 
allerdings nach längerem Hinziehen weniger Entgegenkommen gefunden haben. 

Von dem Herrn Provinzial-Steuer-Direktor iſt uns in dieſen Tagen 
ein Schreiben zugegangen, in welchem nicht nur die Bedingungen für die 
Einwilligung der Steuerbehörde in die Verlegung der Zollwinde für die 
Stadt weit ungünſtiger geſtellt werden, als dies in den bisherigen Ver— 
handlungen der Fall geweſen war, ſondern auch die eventuelle Ertheilung 
dieſer Genehmigung auf mindeſtens 2 Jahre hinausgeſchoben wird. Wir 
beabſichtigen, gegen dieſe Entſchließung Einſpruch bei dem Herrn Finanz— 
miniſter zu erheben und hoffen, daß wir dort eine andere Entſcheidung werden 
herbeiführen können; es enthält das angezogene Schreiben des Herrn 
Provinzial-Steuer-Direktors aber auch noch die fernere Mittheilung, daß der— 
ſelbe auf Anregung des hieſigen Hauptzollamts beabſichtigt, dem Herrn 


94 


Finanzminiſter die Verlegung der geſammten Zollabfertigung, betreffend den 
Waaren Ein- und Ausgang auf der Weichſel, von Thorn nach Schillno 
zu verlegen. Es wäre uns nun erwünſcht, ein Gutachten der betheiligten 
Kreiſe darüber zu hören, welchen Einfluß dieſe Verlegung auf die hieſigen 
Handelsverkehrsverhältniſſe ausüben würde und ob es nicht angebracht wäre, 
gegen dieſe Maßregel entſprechende Schritte zu thun. Wenn es mit der dortigen 
Geſchäftsordnung vereinbarlich iſt, ſo würden der Handelskammer wir daher 
ergebenſt vorſchlagen, zur Erörterung dieſer Frage eine Handelskammerſitzung 
abzuhalten und zu dieſer den unterzeichneten Magiſtrats-Dirigenten, ſowie den 
Decernenten der Uferbahn, Bürgermeiſter Stachowitz, einzuladen, damit dann 
eventuell ein gemeinſames Vorgehen der Handelskammer mit uns vereinbart 
werden könnte. 

Da der Herr Steuer-Direktor uns mittheilt, daß er in Kurzem dem 
Herrn Finanzminiſter über dieſe Angelegenheit Vortrag halten werde, ſo wäre 
wohl auch diesſeits Beſchleunigung erwünſcht. 

Einer gefälligen baldigen Mittheilung ſehen wir demgemäß entgegen.“ 

Da die Kammer in der beabſichtigten Verlegung der Zollabfertigung 
eine entſchiedene Gefahr für den Handel und das ganze Gemeinweſen Thorns 
erblickte, ſo wurde für den 12. Dezember eine Sitzung anberaumt, zu welcher 
auch die Herren Oberbürgermeiſter Dr. Kohli und Bürgermeiſter Stachowitz 
eingeladen wurden. Nach eingehender Diskuſſion beſchloß die Kammer, bei 
dem Herrn Finanzminiſter und dem Herrn Handelsminiſter um eine Audienz 
nachzuſuchen und wählte den Vorſitzenden, Herrn Schwartz jun., zum Depu- 
tirten; gleichzeitig erſuchte die Kammer Herrn Oberbürgermeiſter Dr. Kohli, 
gemeinſchaftlich mit Herrn Schwartz vorſtellig zu werden. 

Im Januar überſandten wir dem Herrn Finanzminiſter die nachſtehende 
Petition und baten auch den Herrn Miniſter für Handel und Gewerbe um 
Unterſtützung unſeres Geſuchs: 

„Anfang Dezember v. Is. wurde uns durch ein Schreiben des Magiſtrats 
zu Thorn zur Kenntniß gebracht, daß der Herr Provinzial-Steuer-Direktor 
in Danzig auf Anregung des hieſigen Hauptzollamtes beabſichtige, Ew. Excellenz 
über die Verlegung der Zollabfertigung an der Weichſel von Thorn nach 
Schillno Vortrag zu halten. Die in einer ſolchen Maßregel liegende Gefahr 
für unſeren Handel und Verkehr veranlaßt uns, Ew. Excellenz dringend zu 
bitten, einem derartigen Erſuchen keine Folge geben zu wollen. 

Ein Grund, welcher die beabſichtigte Verlegung der Zollabfertigung 
rechtfertigen könnte, iſt uns nicht bekannt, da unſeres Wiſſens bisher auf der 
Strecke Schillno Thorn weder Zolldefraudationen, noch Beraubungen oder 
ähnliche Unzuträglichkeiten vorgekommen ſind. Die Gründe, welche das 
Königliche Hauptzollamt zu dem in Frage ſtehenden Vorſchlag geführt hat, 
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kennen wir allerdings nicht, da daſſelbe die Handelskammer, welche doch ganz 
weſentlich dabei intereffirt iſt, weder um ihre Meinung befragt hat, noch ihr 
irgend welche direkte Mittheilung davon zugehen ließ. 

Nach dem Bekanntwerden der geplanten Verlegung hat ſich nun 
unſerer Thorner Bevölkerung eine allgemeine Beunruhigung bemächtigt, da 
man nicht ohne Grund fürchtet, daß in Folge einer ſolchen Verlegung Thorn 
von der Abwicklung des Holzhandels ausgeſchloſſen werden könnte und daß 
auch andere Handelszweige Thorns erheblich geſchädigt werden. 

Zur Zeit wird in Schillno nur eine generelle Reviſion der eingehenden 
Güter vorgenommen, während die Vermeſſung der Hölzer, die ſpezielle 
Reviſion und die definitive Verzollung erſt in Thorn ſtattfindet. 

Bei der Zollabfertigung der Traften werden die eiligen Transporte 
zunächſt erledigt, während diejenigen, über welche noch keine Dispoſitionen 
getroffen ſind, und dies iſt bei Weitem die Mehrzahl, erſt ſpäter abgefertigt 
werden. In Folge deſſen liegt bei Thorn ſtets eine größere Anzahl Traften, 
und die auf denſelben beſchäftigten Flößer können während der Liegezeit ihre 
Einkäufe in Thorn vornehmen. 

Die Zwiſchenzeit von der Ankunft der Traften bis zu ihrer Abfertigung 
iſt aber für den Thorner Holzhandel von der größten Wichtigkeit, denn 
während dieſer Zeit ſpielen ſich die auf den Verkauf der Hölzer bezüglichen 
Verhandlungen ab, zu welchem Zwecke aus allen Theilen Deutſchlands und 
Rußlands die Holzhändler hier zuſammentreffen, um ihre Abſchlüſſe zu machen. 

Es hat ſich in Folge deſſen am Ort, begünſtigt durch die hier beſtehende 
Reichsbankſtelle und durch die Lage Thorns am Knotenpunkt mehrerer 
Hauptbahnen, ein ganz erheblicher Holzhandel entwickelt, deſſen Bedeutung 
ſich ſchon daraus erſehen läßt, daß z. B. im vergangenen Jahre 1660 Traften, die 
einen Werth von 30—35 Millionen Mark repräſentiren, in Thorn abgefertigt 
worden ſind. Der Fortbeſtand dieſes wichtigen und für unſere Stadt 
bedeutenden Handelszweiges iſt aber durch die geplante Aenderung der Zoll— 
abfertigung in Frage geſtellt. 

Wird die Zollabfertigung nach Schillno verlegt, ſo müſſen dann auch 
die Dispoſitionen über die Hölzer daſelbſt getroffen werden, wonach die 
Traften, abgeſehen von den hierher beſtimmten, keine Veranlaſſung haben 
werden, in Thorn anzulegen. Die Hölzer werden alſo Thorn ohne Aufenthalt 
paſſiren, wodurch der Flößerverkehr abgeſchnitten werden wird. Dies würde 
aber, hauptſächlich für den Thorner Kleinhandel, einen ganz enormen Schaden 
bedeuten, denn es verkehren jetzt jährlich 16—20 000 Flößer in Thorn, von 
denen jeder, gering gerechnet, durchſchnittlich 15 Mark hier verzehrt. Es 
würde demnach dem Kleinhandel ein Einnahmeausfall von 200 — 250000 
Mark entſtehen. 


Thorn wird dann auch nicht länger der Hauptſitz unſeres Holzhandels 
bleiben, zumal es mit Schillno nur durch einen größeren Verkehrsanſprüchen 
nicht genügenden Sandweg verbunden iſt, und eine Eiſenbahnverbindung 
überhaupt fehlt. 

Auch das Getreidegeſchäft wird unter der Verlegung zu leiden haben. 
Daſſelbe wickelt ſich zur Zeit ſo ab, daß die aus Polen mit Getreide 
kommenden Schiffer beauftragt werden, in Thorn 48 Stunden auf Ordre zu 
warten. Hier unterſuchen Beauftragte das Getreide und gleichzeitig vollzieht 
ſich die zollamtliche Abfertigung, ſodaß dem Schiffer kein unnützer Aufenthalt 
entſteht. Bei Verlegung der Zollabfertigung nach Schillno wird jedoch der 
Schiffer ſowohl in Schillno als auch in Thorn bleiben müſſen, wodurch ihm 
ein nicht unerheblicher Zeitverluſt erwachſen wird. 

Diejenigen Schiffe aber, welche weder auf Ordre warten, noch nach 
Thorn beſtimmt ſind, werden alsdann, ebenſo wie die Traften, Thorn 
paſſiren, ohne daſelbſt anzulegen. Es erhellt aus alledem, daß die Ver— 
legung der Zollabfertigung von Thorn nach Schillno für unſere Handels- 
und Verkehrsverhältniſſe von einſchneidendſter Wirkung und geeignet ſein 
würde, einen bedeutenden Theil unſeres Handels lahm zu legen. 


Wir können nicht umhin, auch gleichzeitig auf die großen Unkoſten 
hinzuweiſen, die der Zollbehörde durch die beabſichtigte Verlegung erwachſen 
würden. Es müßten für die Zollbeamten Neubauten errichtet werden, auch 
wäre den Beamten, welche ſchulpflichtige Kinder beſitzen, entſprechende Ent— 
ſchädigung zu gewähren, da in Schillno weder Schule noch Kirche beſteht 
und die Kinder nach Thorn zur Schule geſchickt werden müßten. Auch 
müßten koſtſpielige Uferbefeſtigungen vorgenommen werden, da zur Zeit bei 
Schillno keine Ufer vorhanden ſind, an denen die Kähne zum Zweck der 
Zollabfertigung anlegen könnten. 

Auch nach der Verlegung müßte aber für die auf Tranſittarife per 
Bahn hier zum Umſchlagsverkehr eingehenden Güter, welche dann auf der 
Weichſel entweder nach Polen oder zur Ausfuhr nach Danzig weitergehen, 
ſowie für diejenigen Güter, welche auf der Weichſel ankommen, um hier auf 
eine zollfreie Niederlage verbracht zu werden, eine Zollabfſertigungsſtelle an 
der Weichſel beſtehen bleiben. 

Mehr jedoch als die Unkoſten ſprechen die techniſchen Schwierigkeiten 
gegen eine Zollabfertigung in Schillno. Die Waſſerverhältniſſe ſind für die 
Abwickelung der Zollmanipulationen im höchſten Grade ungünſtig, denn die 
Fahrrinne von der Grenze bis weit unterhalb Schillno, welche ſchon bisher 
ſehr ſchmal war, iſt neuerdings durch dort angebrachte Buhnen noch mehr 
eingeengt worden. Hierzu kommt, daß au der Schillno'er Seite wegen des 
dort vorhandenen ſelſigen Grundes, der ein Verankern unmöglich macht und 
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wegen der auf derſelben Seite herrſchenden ſtarken Strömung ein Feſtlegen 
in jeder Weiſe erſchwert wird. Die Traften würden auf eine ganz ſchmale 
Straße angewieſen ſein, was um ſo bedenklicher iſt, als in der Flößerei⸗ 
periode täglich ca. 30 Traften eingehen, die wohl kaum innerhalb eines 
Tages abgefertigt werden könnten. Es würde ſich daher die Strecke zwiſchen 
Schillno und der Grenze bald mit auf die Abfertigung wartenden Traften 
füllen. Oberhalb der nur 1 km von Schillno entfernten ruſſiſchen Grenze 
würden aber die daſelbſt ankommenden Traften auch nicht warten können, 
da die Flößer bei einem länger als 24 Stunden dauernden Aufenthalt an 
der Grenze ihre Päſſe an die ruſſiſchen Behörden abgeben und die Papiere 
dann vor der Weiterfahrt aus Nieszawa zurück holen müſſen. 


Um dieſen Weiterungen zu entgehen, werden die Traftenführer und 
Schiffer möglichſt raſch über die Grenze zu kommen ſuchen. Bei dem 
Beſtreben, die Flöße auf der Schillno'er Reviſionsſtelle feſtzuhalten und bei 
dem heftigen Andrängen der hinterherkommenden immer vorwärts ſtrebenden 
Traften werden große Schäden unausbleiblich ſein. Zerreißung und Zer— 
ſchmetterung der ſchwer beweglichen Hölzer werden häuſig genug vorkommen, 
und ohne Zweifel würde die Folge davon ein Rückgang des geſammten 
Holzhandels auf der Weichſel ſein, da ein Theil der Intereſſenten ſich wohl 
ſcheuen würde, das vermehrte Riſiko zu tragen. Für Dampfer und Kähne 
würde die Reviſionsſtelle kaum mehr oder doch nur unter höchſter Gefahr 
paſſirbar ſein, wodurch natürlich die Schifffahrttreibenden bei der Ausübung 
ihres Gewerbes erhebliche Einbuße erleiden würden. 


Ew. Excellenz wollen aus dem von uns Angeführten, welchem ſich 
noch Vieles hinzufügen ließe, erſehen, welche Schädigung für Handel und 
Verkehr die Verlegung der Zollabfertigung zur Folge haben würde, ohne als 
Aequivalent irgend welchen Vortheil für den Staat zu ergeben. Wir bitten 
deshalb wiederholentlich dringend 

Ew. Excellenz wolle einem eventuellen Antrag auf Verlegung der 
Zollabfertigung von Thorn nach Schillno nicht ſtattgeben. 


Im Anſchluß hieran geſtatten wir uns, Ew. Excellenz ein weiteres 
Anliegen zur hochgeneigten Berückſichtigung zu unterbreiten, betreffend die 
Verlegung des Zollgebäudes an der Weichſel auf eine höher gelegene Stelle. 
Die jetzige Lage der ſogenannten Zollwinde verhindert die nothwendige 
Erweiterung der Uferbahn, eines für Thorn ſehr wichtigen Verkehrsinſtitutes, 
welches den Umſchlagsverkehr an der Weichſel vermittelt. Die Uferbahn hat 
ſich für den Thorner Handel im höchſten Grade förderlich erwieſen, doch 
verhinderten bisher noch die ungenügenden Rangir- und Ladegleiſe, das 
beſchränkte Ladeufer und die hohe Ueberführungsgebühr die wünſchenswerthe 
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Ausdehnung des Verkehrs. Nun iſt es nach längeren Verhandlungen dem 
Magiſtrat und der Handelskammer gelungen, die Königliche Eiſenbahn— 
Direktion zur Uebernahme der Koſten für den Oberbau der in Ausſicht 
genommenen Erweiterungsanlagen und zur Herabſetzung der Ueberführungs— 
gebühr zu bewegen, durch welche Zugeſtändniſſe ein bedeutender Verkehrs— 
auſſchwung zu erwarten ſteht. Die Verlegung der Zollwinde iſt aber die 
unumgängliche Vorbedingung für die Vornahme der Erweiterungsbauten. 
Wir haben uns deshalb ſchon früher an den Herrn Provinzial-Steuer-Direktor 
gewandt und fanden hier zunächſt auch ein dankenswerthes Entgegenkommen. 
Der Herr Steuer-Direktor ſtellte die Genehmigung zur Verlegung in nahe 
Ausſicht und erklärte, daß die Zollbehörde wohl einen Zuſchuß zu den auf 
ca. 5000 Mk. taxirten Translocirungskoſten geben würde, da durch die 
Verlegung des Zollgebäudes auf eine höhere Stelle die häufigen Reparaturen, 
welche Eisgang und Hochwaſſer veranlaſſen, wegfallen würden. 


Durch den Magiſtrat erfuhren wir jedoch neuerdings, daß der Herr 
Provinzial-Steuer-Direktor erklärt habe, die Zollbehörde würde nicht nur 
keinen Zuſchuß zur Verlegung der Zollwinde geben, ſondern ſie verlange noch 
eine Entſchädigung, da das Grundſtück am Ufer, welches übrigens ſ. Zt. der 
Zollbehörde von der Stadt unentgeltlich überlaſſen worden iſt, werthvoller ſei, 
als der Platz, auf welchem das neue Zollgebäude errichtet werden ſolle. 
Ferner müſſe die eventuelle Ertheilung der Genehmigung zur Translocirung 
der Winde auf mindeſtens 2 Jahre hinausgeſchoben werden. 


Wir haben mit dem größten Bedauern von dieſem Beſcheide, der, wenn 
er definitiv ſein ſollte, unſere Hoffnungen auf einen baldigen Ausbau der 
Uferbahn vernichtet, Kenntniß genommen. Wir können uns aber bei dieſem 
Beſcheide unmöglich beruhigen, denn die Erweiterung der Uferbahn iſt eine 
Lebensfrage für unſeren Handel und ein weiteres Hinausſchieben würde bei 
dem ſich ſtetig ſteigernden Verkehr die größten Unzuträglichkeiten zur Folge 
haben. Um dieſen Uebelſtänden vorzubeugen, müßte die Verlegung der Zoll— 
winde möglichſt raſch und zwar am beſten noch im Laufe dieſes Winters 
vorgenommen werden, da ſich die nöthigen Arbeiten vor Eröffnung der Schiff— 
fahrt bequem ohne jegliche Beläſtigung des Verkehrs vornehmen laſſen. 


Wir richten deshalb an Ew. Excellenz die gehorſame und dringende Bitte 
Ew. Excellenz wollen verfügen, daß die Verlegung der Zollwinde 
auf eine höher gelegene Stelle an dem Weichſelufer noch in dieſem 
Winter vorgenommen werde.“ 
In der bald darauf folgenden Audienz erklärte der Herr Finanzminiſter, 
daß er das Geſuch in wohlwollende Erwägung ziehen wolle; auch der Herr 
Handelsminiſter ſagte ſeine Unterſtützung zu. Eine endgiltige Antwort haben 
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wir zwar bis jetzt nicht erhalten, doch ſcheint man von einer Verlegung der 
Zollabfertigung Abſtand nehmen zu wollen; auch iſt die Zollbehörde wegen 
Verlegung der Zollwinde ſchon mit dem Magiſtrat in Verhandlung getreten 
und es ſteht zu erwarten, daß die Verlegung der Winde und die Erweiterung 
der Ladegleiſe der Uferbahn noch in dieſem Jahre vorgenommen werden wird. 
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Opecialberichle. 


1. Getreide und Futtermittel. 


Getreide. 


Im Großen und Ganzen kann der Getreidehandel auf ein finanziell 
günſtigeres Jahr zurückblicken als dies bei mehreren Vorjahren der Fall 
geweſen iſt. Die Preiſe ſtagnirten nicht vollſtändig, ſondern bewegten ſich 
nach oben und unten, immer aber doch ſo, daß ſie einen gegen die Vorjahre 
weſentlich beſſeren Standpunkt behaupten konnten. Schon bei Beginn des 
Berichtsjahres begann eine Aufwärtsbewegung, die unter mehrfachen Schwan— 
kungen den Höhepunkt im Monat Mai erreichte, von welcher Zeit ab auf 
Grund recht guter Ernteausſichten ein Rückgang eintrat, der die Preiſe bis 
nach der Ernte langſam, aber ſtetig abbröckeln ließ, ſo daß ſie gegen Ende 
Auguſt nur wenig höher waren als während der Tiefjtandszeit in den 
Jahren vorher. 

Die gute Ernte ließ einen Preisrückſchlag natürlich erſcheinen, dem 
aber auf die Nachricht hin, daß die Ernte in Indien ſo ſchlecht ſei, daß 
dieſes große Reich nicht nur keine Ueberſchüſſe werde abgeben können, ſondern 
als Käufer auf dem Weltmarkt werde auftreten müſſen, eine Periode ſteigender 
Preiſe folgte, worauf im November eine abermalige Reaktion, allerdings 
nicht in dem Maaße wie während der Sommermonate, folgte. Die Preis- 
lage war durchſchnittlich eine ſolche, namentlich bezüglich Weizen, mit der 
auch die Produzenten nicht unzufrieden ſein ſollten. 

Immer von Neuem muß aber darauf hingewieſen werden, daß dem 
induſtriearmen, dagegen auf die Landwirthſchaft in hohem Maaße angewieſenen 
Oſten nur durch Wiedereinführung der Staffeltarife aufgeholfen werden kann. 
Die Aufhebung des Identitätsnachweiſes hat wohl manchen Nachtheil 
gehoben, aber iſt bei Weitem kein Erſatz für die Staffeltarife. Ohne dieſe 
iſt die Erweiterung unſerer Abzugswege, die ſich im verfloſſenen Jahre ebenſo 
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wie in mehreren früheren nur auf die Provinzen Poſen, Schleſien und nur 
zum geringen Theil auf die Mark, Provinz und Königreich Sachſen beſchränken 
mußten, ein Ding der Unmöglichkeit. Es iſt unerfindlich, weshalb die Land— 
wirthſchaftskreiſe im Weſten ſich mit aller Macht gegen die Wiedereinführung 
der Staffeltarife ſträuben, da das, was auf dem Landwege zu erreichen nicht 
möglich iſt, auf dem Waſſerwege erreicht wird. Noch unerfindlicher aber 
erſcheint die Abneigung gegen den börſenmäßigen Terminhandel, die ſchließlich zu 
deſſen geſetzlicher Aufhebung geführt hat. Es iſt über dieſe Angelegenheit ſo 
Vieles geſprochen und geſchrieben worden, daß hier nur der die Produzenten 
am meiſten intereſſirende Punkt geſtreift werden möge. Um einzelne von 
allen Seiten anerkannte Auswüchſe an der Börſe zu beſeitigen, durfte man 
nicht das Kind mit dem Bade ausſchütten. Wenn ſchon das Lokogeſchäft 
unter dem Mangel der gewohnten Richtſchnur ſchwer leidet, ſo iſt das bei 
dem legitimen Termingeſchäft in weit größerem Maaße der Fall: Für größere 
Schlüſſe mit den Produzenten müſſen Händler und Müller, ſoll das Geſchäft 
auf ſolider Baſis beruhen, unbedingt Deckung ſuchen und das kann nur an 
der Börſe geſchehen. 

Wenn dieſe Deckung fehlt, ſo werden die Getreidehändler, ſoweit ſie 
es nicht vorziehen, ihr Geſchäft wegen der unſicheren Baſis überhaupt aufzu⸗ 
geben, ihr Riſiko dadurch zu verkleinern ſuchen müſſen, daß ſie niedrigere 
Preiſe bieten, als ſolche durch die Lage des Weltmarktes gerechtfertigt ſind. 
Den Hauptnachtheil wird jedenfalls der Landwirth haben, dem ja auch 
jegliche Kontrolle, die ihm früher die Terminpreiſe boten, fehlt. Verhängniß⸗ 
voll wird die Lage für die Produzenten bei einer allgemein guten Ernte 
werden; denn woher ſoll alsdann bei eintretender Abſatzſtockung der Muth 
zu größeren Einkäufen, namentlich bei kleineren Abnehmern — und dieſe ſind 
nicht die ſchlechteſten — kommen? Es wäre zu wünſchen, daß der baldige 
Eintritt ruhiger, nüchterner Erwägung den ſonſt unausbleiblichen Schaden 


verhüte. 
Futtermittel. 

Je mehr das Geſchäft in Futtermitteln an hieſigem Platze zum Groß- 
betriebe ſich auswächſt und an Ausdehnung gewinnt, um ſo fühlbarer machen 
ſich die von Zeit zu Zeit in die Erſcheinung tretenden Unregelmäßigkeiten im 
Transport auf den ruſſiſchen Bahnen. 

Die an ſich ſchon bedeutenden Umſätze in Kraftfuttermitteln ruſſiſcher 
Herkunft in den letzten Jahren ſind von denen im verfloſſenen Jahre bei 
Weitem überflügelt worden; die dadurch bedingten andauernd großen 
Engagements hieſiger Importeure erleiden daher um ſo unliebſamere Störungen 
bei Stockungen des Transports der erwarteten Zufuhren. Solcher ſchwerer 
Stockungen gab es im verfloſſenen Jahre zwei: die Eine während der Monate 


Mai-Juni, wo neben Wagenmangel die ruſſiſchen Mühlen theilweiſe wegen 
Stauwaſſer, theilweiſe wegen ſchwierigen Mehlabſatzes nur ſchwach arbeiteten; 
die Zweite am Schluß des Jahres, bis über den Monat Januar hinaus 
anhaltend. In letzterem Falle war ein Theil der ruſſiſchen Bahnen, die 
rollendes Material an im Bau begriffene Strecken abgegeben haben, außer 
Stande, die an fie herantretenden Anforderungen zu befriedigen, ſodaß viele 
hunderte für den hieſigen Platz allein beſtimmte Waggons 2—3 Monate 
auf verſchiedenen Stationen ihrer Beförderung harren mußten. 

Dies galt in der Hauptſache von Kleie und Getreideſendungen, während 
Oelkuchen von ſolchen Gegenden bezogen wurden, welche meiſt den an ſie 
geſtellten Anſprüchen genügen konnten. Alle unſererſeits an das ruſſiſche 
Eiſenbahn-Departement gerichteten Beſchwerden blieben trotz Verſprechungen 
auf Abſtellung der Mißſtände erfolglos. Die Knappheit der Zuführen während 
der genannten Perioden wirkte naturgemäß auf den Preisſtand, namentlich 
für Kleie, die zeitweiſe ſelbſt zu hohen Preiſen kaum erhältlich war. 
Während des übrigen Theils des Jahres hatte das Geſchäft einen ziemlich 
regelmäßigen Verlauf, die Preiſe konnten ſich mit Rückſicht auf die anhaltende 
Nachfrage in ziemlicher Höhe erhalten; ſie waren nur während der Sommer— 
monate, wie dies in der Regel der Fall iſt, auf ein tieferes Niveau geſunken. 
Oelkuchen hingegen hielten ſich in der erſten Jahreshälfte ſehr niedrig, 
beſonders war der Preis für Leinkuchen faſt beiſpiellos gedrückt. Erſt nach: 
dem die Erkenntniß von der ſchlechten Rübſenernte ſich Bahn gebrochen 
hatte, ſodaß Rübkuchen ſich knapp machten, wodurch deren Preisſtand ſich 
ganz weſentlich hob, war man genöthigt, als theilweiſen Erſatz auf Lein— 
kuchen zurückzugreifen, wofür die Preiſe während des letzten Viertels des 
Berichtsjahres ſich etwa in gleicher Höhe mit denen für Rapskuchen hielten. 
Eine bedeutende Steigerung erfuhren Sonnenblumenkuchen, die ſeit einigen 
Jahren hier in größeren Mengen gehandelt werden und wovon ein beträchtlicher 
Theil hier gemahlen wird, da das Kuchenmehl wegen der Schwierigkeit des 
Brechens der äußerſt harten Kuchen von ſehr vielen Landwirthen dieſen 
vorgezogen wird. 

Seit langer Zeit iſt in dem Berichtsjahre wieder einmal ruſſiſches 
Getreide in größeren Mengen bezogen worden, allerdings nur zu Brennerei— 
und Futterzwecken geeignetes Sommergetreide. Bedauerlicher Weiſe iſt aber 
auch ein großer Theil dieſer Transporte auf ruſſiſchen Stationen zurück— 
geblieben und erſt bei Beginn des neuen Jahres in ſolch großen Mengen 
herangekommen, daß die verhältnißmäßig geringe Nachfrage mit dem Angebote 
bei Weitem nicht gleichen Schritt hielt. Es mußten deshalb größere Mengen 
eingelagert werden, was Dank den in den jüngſten Jahren von der Handels— 
kammer an dem Hauptbahnhof aufgeführten Lagerhäuſern mit geringem 
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Koſtenauſwand geſchehen konnte. Allerdings war die Nachfrage nach Lager: 
raum ſo bedeutend, daß ſie nicht ganz befriedigt werden konnte und ein 
Theil der eingetroffenen Zufuhr unter erheblichen Opfern Zuflucht an der 
Uferbahn und auf den Stadtſpeichern ſuchen mußte. Die Flaue in Getreide 
wirkte naturgemäß nachtheilig auf den Verkehr und den Preisſtand in Futter- 
mitteln, wodurch Händler gezwungen ſind, größere Mengen auf Lager zu 
behalten, die ſelbſt zu herabgeſetzten Forderungen ſchwer Unterkommen fanden. 


2. Miühlenfabrikate, 


Die Lage des deutſchen Mehlmarktes war im vergangenen Jahre eine 
allgemein ſchlechte dadurch, daß die großen Mühlenwerke in Berlin, Hameln, 
Runingen, Hamburg u. ſ. w. den heimiſchen Markt mit Mehl überſchwemmten. 
Bisher hatten dieſe Mühlen, welche zumeiſt ausländiſches Getreide vermahlen, 
ihr Produkt exportirt, was ihnen unſere Zollgeſetze, die bei Roggenmehl 
ein Ausbeuteverhältniß von 65 9 und bei Weizenmehl 75 % annehmen 
und dementſprechend Einfuhrſcheine ertheilen, um jo eher geſtatteten, 
als alle übrigen in Frage kommenden Mehl exportirenden Staaten ihre 
Mühleninduſtrie in dieſer Beziehung nicht günſtiger ſtellten. Neuerdings hat 
jedoch Frankreich inſofern eine Aenderung getroffen, als es dieſe Procentſätze 
ſoweit ermäßigte, daß thatſächlich eine Exportprämie gewährt wird. In 
Folge deſſen nimmt die franzöſiſche Mühleninduſtrie, die bisher nur geringe 
Quantitäten exportirte, nunmehr überall erfolgreich den Kampf mit der 
deutſchen auf, und Plätze im Auslande, die bisher nur deutſches Mehl bezogen, 
— namentlich Schweden und Norwegen — konſumiren jetzt franzöſiſches 
Mehl. Eine weitere Folge iſt die, daß ſämmtliche großen Exportmühlen 
heute ihr Produkt auf den inländiſchen Markt werfen und ihn vollſtändig 
überſchwemmen. Es wäre daher dringend geboten, daß recht bald eine 
Aenderung hinſichtlich der Bonififation eintrete, da das Ausbeuteverhältniß 
mit 65 bezw. 75 % viel zu hoch gegriffen iſt; auch die beſteingerichtete 
Mühle kann heute nicht mehr als 70% konſumfähiges Weizenmehl produziren. 

Das Geſchäft ſpeziell in unſerem Bezirke war im Jahre 1896 im 
Ganzen beſſer wie im Vorjahre. Wenn auch in der erſten Jahreshälfte die 
Getreide- und damit auch die Mehlpreiſe nach einem kurzen Aufſſchwunge 
fortwährend fielen und dadurch Verluſte brachten, ſo ſtiegen dagegen im 
zweiten Halbjahr die Preiſe ſtetig und wetzten die empfangenen Scharten 
aus. Der Abſatz an Mehl war gut; auch in Futtermitteln bildeten ſich 
keine Lager. Die Aufhebung des Identitätsnachweiſes hat inſofern günſtig 
gewirkt, als jetzt auch die kleinſten Mühlen, welche kein Tranſitkonto haben, 
im Stande ſind, Mehl zu exportiren; feinere Mehle können allerdings aus 
den oben angeführten Gründen nicht ausgeführt werden, dagegen kann der 
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inländiſche Markt wenigſtens von den Hintermehlen entlaſtet werden, welche 
ſonſt die Preiſe herunterdrückten, da bei uns für derartige Mehle wenig Ver— 
wendung vorhanden iſt. 

Nachſtehender uns ebenfalls von einem größeren Mühlenetabliſſement 
unſeres Kreiſes zugegangener Bericht ſpricht ſich weniger günſtig über' die 
Lage im letzten Geſchäftsjahr (gerechnet vom 1. Juli 1896 ab) aus. 

Der Monat Juli war verluſtbringend, da die Preiſe in Erwartung 
einer großen Ernte ſchnell fielen, während theuer eingekauftes Getreide vermahlen 
werden mußte. Gegen Ende Auguſt änderten ſich dieſe Verhältniſſe, indem 
in Folge einer anderen Auffaſſung der Ernteausſichten und auf die Nachrichten 
von einer in Indien bevorſtehenden Hungersnoth die Getreide-, beſonders die 
Weizenpreiſe langſam ſtiegen. 

Dieſe veränderte Situation kam der Mühleninduſtrie um Thorn zu 
Gute; das Geſchäft beſſerte ſich und wurde ein recht gutes. Gegen Neujahr 
hatten die Preiſe ihren höchſten Stand erreicht, dann fingen fie an zu 
ſchwanken, beſonders da Indiens Bedarf geringer war, als man erwartet 
hatte. Seit der Zeit iſt das Geſchäft ein ruhiges geweſen, das mäßigen 
Nutzen abwarf, bis ungefähr Mitte Mai 97, von welchem Zeitpunkt an die 
Preiſe wieder, in Erwartung einer großen Ernte zurückgehen, täglich fallen, 
ſodaß ein gewinnbringendes Arbeiten ausgeſchloſſen iſt. 

Die Mühleninduſtrie in Thorn und Umgegend hat ſich viel ſchneller 
entwickelt, als der Mehlverbrauch; die Folge davon iſt eine übergroße Kon— 
kurrenz beim Verkauf der Produkte, der natürlich eine erhöhte Kreditgewährung 
nachhinkt. Die hierdurch hervorgerufene Preisſteigerung bewirkt, daß die 
Getreidepreiſe in Thorn und Umgegend mindeſtens ſo hoch ſind, wie in 
Danzig, Berlin und Stettin; ſie haben hier häufig den höchſten Stand im 
Oſten der Monarchie erreicht. Daß bei derartigen Verhältniſſen ein Verkauf 
des Mehles nach auswärts ausgeſchloſſen iſt, liegt auf der Hand; ebenſo 
klar iſt es, daß unter dieſen Umſtänden die Mühleninduſtrie, die zum größten 
Nutzen der Landwirtſchaft hier in dieſer Weiſe betrieben wird, trotz höchſter 
Anſpannung der Technik und der Intelligenz der Beſitzer doch einen ent— 
ſprechenden Nutzen nicht bringen kann. 


3. Viehhandel. 

Nindvieh. 
Maſtvieh allerbeſter Qualität, d. h. Stiere von über 1200 Pfd. lebend 
Gewicht find das ganze Jahr hindurch zu guten Preiſen leicht zu verkaufen 
geweſen. Leichtere und geringere Waare dagegen hat ſchwer Abſatz gefunden. 
An Thorner Schlächter iſt ſehr ſchwer zu verkaufen geweſen, wahrſcheinlich 
wegen ſehr ſcharfer Kontrolle am Schlachthaus. Milchkühe und Kälber 
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ſtanden gut im Preiſe und waren leicht zu verkaufen. Magervieh zur Maſt 
hat ebenfalls guten Abſatz gehabt, ſofern es edlerer Raſſe war. Ordinäres 
Jungvieh hieſiger Landraſſe wird ungern gekauft. 


Schweine. 


In der erſten Hälfte des Jahres waren ſette beſte Schweine kaum los 
zu werden, die Preiſe ſanken bis auf 28 Mk. für 100 Pfd. lebend Gewicht. 
Im Sommer beſſerten ſich die Preiſe und der Abſatz und ſteht jetzt mittel— 
gut. Die Nachfrage nach guten Maſtſchweinen iſt nicht beſonders groß. 


Schafvieh. 
Der Abſatz war das ganze Jahr hindurch mäßig, die Preiſe zeitweiſe 
ſogar recht niedrig. Die Nachfrage nach Schlacht⸗Schaſvieh iſt gering, 
dagegen werden gute Mutterſchafe zur Zucht ſehr bezahlt. 


4. Zuckerfabriken. 
Zuckerfabrik Culmſee. 


Wir begannen die letzte (15.) Kampagne am 22. September 1896 
und beendeten ſie am 4. Januar 1897. 

Die Rübenverarbeitung betrug 2926800 Ctr. gegen 3 098 840 Ctr. 
im Vorjahre; die durchſchnittliche Tagesleiſtung betrug demnach 30970 Ctr. 
gegen 29940 Ctr. im vergangenen Jahre. 

Der Zuckergehalt ergab im Durchſchnitt der ganzen Kampagne 
13,43 % Zucker in der Rübe gegen 14,09 % im vorigen Jahre; diesmal 
alſo über ½ % G weniger. 

An Zucker I. Produkt wurden 327000 Ctr. gewonnen — 11,172 9% 
vom Gewicht der Rüben gegen 11,759 % im Jahre vorher. 

Nachprodukte hoffen wir 45000 Ctr. zu gewinnen und ca. 50000 Ctr. 
Melaſſe. 

Das ſinanzielle Ergebniß der Kampagne läßt ſich heute noch nicht 
ſicher überſehen, da ein großer Theil unſerer Produkte noch nicht verkauft iſt. 

Der Rübenpreis iſt vorläufig auf 75 Pf. pro Centner feſtgeſetzt, doch 
hoffen wir noch eine Nachzahlung leiſten zu können. 

Zuckerfabrik Neu⸗Scönſee. 

Unſere letzte Kampagne begann am 22. September 1896 und wurde 
am 28. Dezember 1896 beendet. Es ſind in 175 Schichten a 12 Stunden 
659 700 Ctr. Rüben verarbeitet; im Durchſchnitt per Doppelſchicht 7540 Ctr. 
An Melaſſe wurden 19395 Ctr. verarbeitet. Die Durchſchnittspolariſation 
der Rüben betrug 14,2 %. 
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5. Der Wollmarkt vom 13, Zuni 1896, 


Die Anfuhr auf dem Markte betrug 
a. an gewaſchenen Wollen. .. — Ctr. 
b. an Schmutzw ollen. — 
Ju der Stadt lagerten 


a. an gewaſchenen Wollen 40 „ 
b. an ungewaſchenen Wollen .. 800 „ 


Im Ganzen 840 Ctr. 
Im Nachſtehenden geben wir ein Bild über die Zufuhren auf den 
hieſigen Wollmärkten in den letztvergangenen 10 Jahren: 
1886 gewaſchene Wollen 1410 Ctr., ungewaſchene Wollen 465 Ctr. 


W „ 1692 „ 5 n e 
1888 „ „ 1888 „ f „ 1381 „ 
1889 „ 9 . 3 
1890 „ „ rn a 3 
1891 5 n #7 \ 1 
„ i x „ 
1893 „ 4 288006 N u 
1894 „ e 4 Bin 
1895 „ E ie“, j nne, 


Unſer diesjähriger Wollmarkt war ohne jede Zufuhr und iſt der Grund, 
wie bereits in früheren Berichten hervorgehoben wurde, darin zu ſuchen, daß 
die Produzenten bereits im März die Schafe ungewaſchen ſcheeren laſſen, und 
mit dem Verkauf nicht bis zum Wollmarkt warten, ſondern ſofort verkaufen. 
Auch geht die Wollproduktion alljqährlich mehr zurück. Die Preiſe haben ſich, 
da die Vormärkte ebenfalls, namentlich in beſſeren und feinen gewaſchenen 
Wollen, ſchwächer beſchickt waren, weſentlich gehoben, jo daß Mk. 15—20 
per Ctr. dafür mehr als im vorigen Jahre bezahlt wurden. 


6. Wollhandel. 


In den erſten Monaten des Jahres 1896 hielten ſich die Preiſe 
ungefähr auf der Höhe, die ſie gegen Ende des Vorjahres erreicht hatten; 
fie waren ſogar vorübergehend noch um 10 % höher. Von Ende März bis 
zum Schluß des Jahres ſenkten ſich die Preiſe ſtetig, ſodaß ſie ſchließlich 
8 bis 10 % é niedriger ſtanden, als zur gleichen Zeit im vergangenen Jahre. 

Die geſammte Wollproduktion iſt gegen das Vorjahr ziemlich unver- 
ändert geblieben; zwar hat Auſtralien etwas weniger produzirt, dafür hat 
ſich aber Argentiniens Produkt gehoben. Der Druck, der noch jetzt auf dem 
Geſchäft laſtet, rührt alſo nicht, wie in vielen früheren Jahren, von der 
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Ueberproduktion her, ſondern findet ſeinen Grund darin, daß die Wollinduſtrie 
ſich in der Zeit des Tiefſtandes der Wollpreiſe ſtärker mit dem Rohmaterial 
verſorgt hatte, und daher, als beſonders in Amerika ſich die Verhältniſſe 
verſchlechterten, keine Kaufluſt entwickeln konnte. 

Das Geſchäft in deutſcher Wolle war für den Handel ganz beſonders 
ſchlecht. Während der Schmutzwollkampagne zeigte ſich überall ſtarke Kauf- 
luſt, die noch durch Hoffnungen auf eine weitere Beſſerung genährt wurden. 
Die geſteigerte Nachfrage für die immer knapper werdenden Tuchwollen trieb 
während der Schurzeit ganz unberechtigter Weiſe auch die Preiſe aller anderen 
Wollgattungen auf ein Niveau, das weit über die Parität mit überſeeiſchen 
Wollen hinausging. Enttäuſchungen, vergrößert noch durch geringere 
Ergiebigkeit der Wollen, konnten nicht ausbleiben; der Preisausgleich erfolgte 
im Laufe des Jahres auf Koſten des Handels, der durch beſtändiges Nach— 
geben im Preiſe ſich den Abſatz erzwingen mußte. 

Es verdient hervorgehoben zu werden, daß edle, feine, gleichmäßig 
gezüchtete Tuchwollen, die überall knapp geworden ſind, wieder zu Ehren 
kommen und unter dem allgemeinen Druck nicht litten. Es iſt wahrſcheinlich, 
daß dies auch in der nächſten Zukunft ſo bleiben wird, während im Allge— 
meinen die Situation als eine unbefriedigende bezeichnet werden muß. 


7. Molkerei Culmſee. 
Eingetragene Genoſſenſchaft mit unbeſchränkter Haftpflicht. 
Vom 1. September 1895 bis 31. Auguſt 1896 


find eingeliefert worden . 1662316 kg Milch. 
Die Genoſſen haben geliefert... 692746 „ „ 
Die Nichtgenoſſen haben geliefert... 969570 „ „ 


Dieſe 1662316 kg Milch gaben 5396 965 Kilofettprocente, alſo im 
Durchſchnitt 3,24 %. 

Es find ausgezahlt worden 136983 Mk. 75 Pf. oder pro kg 8,24 Pf. 
dazu Reingewinn . 11206 „ 96 „ 

Insgeſammt 148 190 Mk. 71 Pf. oder pro kg 9,00 Pf. 

Die Unkoſten haben betragen 13520 Mk. 40 Pf. oder für 1 kg 
0,81 Bi. 

Im Laden der Molkerei und von den Verkaufswagen wurden ins— 
geſammt verkauft 426406 ½ Liter Milch (Voll-, Mager- und Buttermilch). 

An die Milchlieferanten wurden zurückgegeben 842 233 Liter abgeſahnte 
und Buttermilch. 

Der Durchſchnittspreis für 50 kg Butter war.. 99,93 Mk. 
Sternen gon. J i oe ira Be i ee 5 
Niedrigſter Preis . 80,00 „ 
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Zur Herſtellung von Butter wurden verwendet 1425317½ kg Voll— 
milch. 

An Butter wurden gewonnen 103 793 Pfund. 

Es wurden alſo 13 ¼ Liter Vollmilch zu einem Pfund Butter gebraucht. 


8. Weinhandel. 


Der Handel in Weinen hat ſich im Ganzen in dem Rahmen des Vor— 
jahres bewegt, ohne hinſichtlich des Abſatzes an Ausdehnung gewonnen zu 
haben. In Anbetracht des hohen ruſſiſchen Zolltarifs für ausländiſche Weine 
blieb auch im Berichtsjahre das ruſſiſche Abſatzgebiet in der Hauptſache ver— 
ſchloſſen und hat ein nennenswerther Export in Weinen dahin nicht ſtatt— 
gefunden. 

Kleine Moſel- und rothe Bordeaux-Weine, ſowie deutſche Schaumweine, 
blieben begehrt, weniger die rheiniſchen Weine, welche zur Zeit bei den Kon— 
ſumenten unſeres Oſtens eine Zurückſetzung erfahren. Der Abſatz in feinen 
Weinen hat ſich nicht gehoben. 

Der Verſandt in Weinen während der Wintermonate iſt wegen der 
ſchädigenden Einflüſſe ungünſtiger Witterungsverhältniſſe, denen ſie auf dem 
Transport ausgeſetzt ſind, ſehr erſchwert und es bleibt zu wünſchen, daß 
ſeitens des Königlichen Eiſenbahn-Verwaltung Einrichtungen getroffen werden, 
welche geeignet ſind, dieſem Uebelſtande im Intereſſe des Verkehrs mit 
Weinen abzuhelfen. Es iſt verſucht worden, froſtempfindliche Waaren in 
geheizten Güterwagen zu befördern, jedoch hat ſich dieſe Einrichtung der zu 
hohen Betriebskoſten wegen nicht bewährt; nach wie vor ſind daher die 
Weinhändler den Gefahren des Verderbens der Weine bei auf dem Transport 
plötzlich eintretenden Froſtwetters ausgeſetzt. Die Handelskammer zu Düſſel— 
dorf hat daher in einer Eingabe den Herrn Miniſter der öffentlichen Arbeiten 
erſucht, einen beſchleunigten Transport der Weinſendungen während der 
Wintermonate in der Weiſe eintreten zu laſſen, daß für dieſe Sendungen 
dieſelben Vergünſtigungen gewährt werden mögen, welche der Beförderung 
von friſchen Fiſchen ꝛc. zugeſtanden werden, welche Waaren als Eilgut unter 
Berechnung des gewöhnlichen Frachtſatzes zur Beförderung gelangen. Wir 
können den in dieſer Richtung gemachten Ausführungen der gedachten Handels— 
kammer nur beiſtimmen. 

Die 1896er Leſe in Frankreich hat ſowohl qualitativ als auch quan— 
titativ kein günſtiges Reſultat ergeben, und obgleich die Forderungen für 
dieſe Kreszenz niedrig bemeſſen waren, hat ſich der deutſche Handel an dem 
Einkauf der 1896er Weine nur ſehr wenig betheiligt. 

Auch am Rhein und an der Moſel hat die Leſe von 1896 ein unbe— 
friedigendes Reſultat ergeben; ungünſtige Witterungsverhältniſſe haben die 
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berechtigten Hoffnungen, die man auf den Ausfall der Leſe geſetzt hat, nicht 
in Erfüllung gehen laſſen. — Die 1893er und 1895er Moſelweine aus den 
beſſeren Lagen zeigen eine vorzügliche Entwicklung und werden zu hohen 
Preiſen gehandelt. 

Der Zollkrieg mit Spanien iſt zwar beendet, jedoch Buße die Ver⸗ 
handlungen leider nicht zu dem Abſchluß eines Handelsvertrages geführt: 
der Zoll auf ſpaniſche Weine, ebenſo wie auf portugieſiſche Weine beträgt 
24 Mk. pro 100 kg, wogegen bei Weinen aus den Vertragsländern nur 
20 Mk. pro 100 kg zur Erhebung gelangen. Somit bleibt der Abſchluß 
von Handelsverträgen ſowohl mit Spanien als auch mit Portugal erwünſcht. 


9. Brauereien. 


Das Geſchäftsjahr 1896 war für das Brauereigewerbe ziemlich günſtig. 
Die Preiſe für Hopfen und Gerſte waren zwar etwas höher als im Jahre 
1895, doch fand die Produktion, begünſtigt durch den warmen Sommer, 
ſchlanken Abſatz. 

Von anderer Seite wird das Geſchäft im verfloſſenen Jahre als nicht 
befriedigend bezeichnet, da durch die ſich immer mehrende Konkurrenz das 
hieſige Bier verdrängt werde; auch die Preiſe ſeien erheblich gedrückt geweſen. 
Das von einer hieſigen Brauerei ſeit einigen Jahren hergeſtellte Weißbier 
hat auch weiterhin guten Abſatz gefunden. 


10. Kolonialwaaren. 


Caſſee. 

In dieſem Artikel hat ſich das Geſchäft im Großen und Ganzen in 
den Grenzen des Vorjahres bewegt, der Konſum hat keine Zunahme erfahren, 
obgleich die Preiſe allmählich immer weiter herunter gingen. Die Ausſichten 
für eine gute Braſilernte haben ſich erfüllt und wenn die neuen Caffee's in 
Qualität des Geſchmacks und des Ausſehens auch viel zu wünſchen übrig 
laſſen, jo drückten die großen Zufuhren doch bedeutend auf den Preis und 
mußte er für alle Sorten dem Drucke allmählich folgen, ſodaß wir am 
Schluſſe des Jahres weſentlich billigere Preiſe hierfür hatten, als in den letzten 
fünf Jahren. Vorausſichtlich werden die Preiſe für das kommende Jahr 
weiter zurückgehen und man erwartet daher wieder eine größere Zunahme 
des Konſums. 

Neis. 


Eine Zunahme des Conſums in dieſem Artikel hat ſich im verfloſſenen 
Jahre nicht bemerken laſſen, obgleich die Preiſe dreiviertel des Jahres ſehr 
niedrige waren. Am Schluſſe des Jahres geſtalteten ſich die Preiſe 
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hauptſächlich für geringere, dem großen Conſum dienende Sorten ſehr feſt 
und ſteigend. Die Berichte aus den Reis produzirenden Ländern 
ſtimmten alle darin überein, daß die Ernten weſentlich kleiner ausfallen 
würden, wie in den früheren Jahren, was ſich auch beſtätigte. Die Hungers— 
noth in Indien veranlaßte große Ankäufe in dieſem Artikel von Seiten der 
engliſchen Regierung zur Ernährung der dortigen Bevölkerung und in Folge 
dieſer Umſtände gingen die Preiſe am Schluſſe des Jahres ſehr bedeutend 
in die Höhe. Die großen Reismühlen des Inlandes waren zur Abgabe 
größerer Poſten ſelbſt zu weſentlich höheren Preiſen wenig geneigt, da ſie 
auf noch höhere Preiſe für das kommende Jahr rechnen. 724 
Die ſchlechte Kartoffelernte in dieſem Jahre berechtigt auch zur Annahme 
daß der Konſum in dieſem Artikel im kommenden Jahre bei uns weſentlich 
zunehmen und wir daher auch noch höhere Preiſe bekommen werden. 


Schmalz. 


Von dieſem Artikel können wir im Weſentlichen nur daſſelbe berichten 
wie im Vorjahre. Die Preiſe waren während des ganzen Berichtsjahres 
außergewöhnlich niedrige, wie man ſie eigentlich für dieſen Artikel bisher nicht 
gekannt hat; trotzdem war der Konſum im Großen und Ganzen ein ſehr 
geringer und ließ ſich ein Aufſchwung zum Beſſeren nicht bemerken. Die 
Preiſe in Amerika waren am Schluſſe des Jahres eben ſo niedrige, wie das 
ganze Jahr hindurch und wird im kommenden Jahr vorausſichtlich kaum 
eine Aenderung in dieſer Beziehung eintreten, da die Läger darin an allen 
Stapelplätzen ſehr bedeutende ſind. 


Vetroleum. 


Das Geſchäft in amerikaniſchem Petroleum war im verfloſſenen Jahre 
ein gleichmäßigeres wie im Vorjahre; die Preiſe waren keinen weſentlichen 
Schwankungen unterworfen und waren dieſelben gleichmäßig niedrige zu 
nennen. Auch in dieſem Jahre kam das ruſſiſche Petroleum hier in unſerm 
Bezirk wenig in Betracht, da die Preiſe hierfür in keinem Verhältniß zu dem 
weſentlich beſſeren amerikaniſchen Petroleum ſtanden. Der Verbrauch bewegte 
ſich in den vorjährigen Grenzen. f 


Nübenſireude. 


Die traurige Lage, welche für dieſen Artikel bereits im Vorjahre 
beſtand, hat ſich im verfloſſenen Berichtsjahre leider nicht gebeſſert, im Gegen— 
theil noch mehr verſchlechtert. Die Preiſe haben einen derartig niedrigen 
Stand erreicht, wie er überhaupt noch nicht dageweſen iſt. Obgleich der 
außergewöhnlich niedrige Preis in keiner Weiſe verlockend zu Neuanlagen 
war, jo find im Laufe des Jahres doch noch wieder neue Fabriken gebaut 


und in Betrieb geſetzt worden. Die alten Fabriken haben ihre Produktion 
weſentlich eingeſchränkt und doch konnten die Preiſe, dem Werth der Waare 
entſprechend, nicht höher gebracht werden, da der Konſum in keinem Ver— 
hältniß zum Angebot ſtand, und faſt alle Fabriken haben demnach wohl mit 
Verluſt gearbeitet! 


11. Spritfabrikation. 


Die große Kartoffelernte des Sommers 1895 hat die Spiritusproduktion 
der Kampagne 1895/96 einen großen Umfang gewinnen laſſen. In Folge 
deſſen waren auch die Zuführen an unſerem Platze erheblich größer. 


Der an die Königliche Eiſenbahn-Direktion gerichtete Antrag, Thorn 
und Mocker in den Ausnahmetarif für Spritexport nach der Schweiz auf— 
zunehmen, iſt genehmigt worden. Bisher konnte allerdings von hier aus ein 
Geſchäftsverkehr mit der ſchweizeriſchen Alkohol-Monopolverwaltung nicht 
ermöglicht werden, weil öſterreichiſche Fabriken billiger offeriren konnten. 
Immerhin iſt es erfreulich, daß für ſolche Zeiten, in denen das hieſige 
Fabrikat rentabel iſt, durch den Ausnahmetarif die Konkurrenzmöglichkeit 
geſchaffen iſt. 

Der Verkehr mit den Konſumplätzen des weſtlichen. Deutſchlands war 
in den Sommermonaten ein recht lebhafter. Dieſer Verkehr kann nur dann 
eine größere Bedeutung für die hieſige Spritfabrikation erlangen, wenn der 
Waſſertransport möglich iſt. Die Bahnfracht macht bei der weiten Ent— 
fernung die hieſigen Fabrikate zu theuer. Im letzten Sommer hat ſich nun 
wiederum der abſolute Mangel an Einrichtungen für die Aufnahme von 
Gütern, die für die hier ladenden Dampfer beſtimmt ſind, ſtark fühlbar 
gemacht. Die angelieferten Güter müſſen hier an die Uferſtelle gebracht 
werden, wo die Dampfer laden, und dort auf freier Straße lagern; ſie ſind 
allen Einflüſſen der Witterung ausgeſetzt und auch gegen Diebſtahl gänzlich 
ungeſchützt. Es fehlt für die Abladung ſchwerer Güter, wie Stückfäſſer 
Sprit, jegliche Vorrichtung, und es iſt ein dringendes und nicht aufſchieb— 
bares Bedürfniß, daß an der Weichſel für die Aufnahme ſolcher Güter eine 
Rampe und ein Ladekrahn aufgeſtellt werde. Das Abladen von Sprit und 
ähnlichen Laſten vom Rollwagen iſt ſelbſt bei Beobachtung der größten 
Vorſicht und bei Verwendung von reichlichen Menſchenkräften nicht nur für 
die hierbei beſchäftigten Leute, ſondern auch für Paſſanten gefahrbringend. 


Wünſchenswerth iſt ferner die Einrichtung einer Annahmeſtelle für 
Güter an der Weichſel, die die Annahme beſcheinigen kann. 


Die Bewegung der Spirituspreiſe veranſchaulicht die umſtehende 
Tabelle: 


Bewegung der Spiritus-Preife im Jahre 1896 in Thorn 


abgerundet auf 50 Pfennige. 


Preiſe 8 i a 5 R R — = Preiſe 
für Januar | Februar | März April Mai Juni Juli Auguſt Septbr. | Oktober Novbr. Dezbr. für 
100 Liter. 100 Liter. 


30,50 
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12. Chemiſche Düngemittel, 


Das verfloſſene Jahr brachte im Vergleich zu dem vorangegangenen 
keine nennenswerthe Aenderungen; die durchweg niedrigen Preiſe hielten den 
Verbrauch auf der bisherigen Höhe, doch blieb der Nutzen infolge verſchärften 
Wettbewerbes nur gering. Bei den durch die Zuckerkonjunktur gedrückten 
Rübenpreiſen vollzogen ſich die Regulirungen zum Theil noch ſchleppender 
als ſonſt. — Die Ausfuhr von Superphosphat nach Polen iſt durch die 
Errichtung einer großen Fabrik in Lowicz, die den Eingangszoll des hieſigen 
Fabrikates nicht zu überwinden hat, ſo gut wie abgeſchnitten. 


13. Speditionsgeſchäft. 


Die in der zweiten Hälfte des Jahres 1895 eingetretene ungünſtige 
Geſchäftslage in Rußland dauerte unverändert und noch verſtärkt während 
des ganzen Vorjahres an, ſodaß eine Steigerung des Verkehrs nicht erfolgte, 
dagegen blieb derſelbe auf der ungefähren Höhe des Jahres 1895. Hemmend 
für die Ausfuhr nach Rußland waren häufige Beanſtandungen ſeitens der 
ruſſiſchen Zollämter, wodurch einzelne Artikel ganz entfielen. 

Die Tarifbildung nach Thorn tranſito ſeitens der deutſchen Eiſenbahnen 
hat im Vorjahre günſtige Fortſchritte gemacht. Dagegen iſt die Vergünſtigung 
des Tranſitlagers, wodurch die Sammlung verſchiedener Sendungen und die 
vereinte Weiterbeförderung nach Rußland hier ermöglicht wurde, aufgehoben 
worden, während ſie an anderen Grenzplätzen unverändert beſtehen blieb. 
Die Vereinigung mehrerer Sendungen in Thorn erfordert jetzt die Ueber— 
führung der Güter vom Hauptbahnhof nach den Lagerräumen in der Stadt 
und deren Rückführung, wodurch ſo hohe Platzſpeſen erwachſen, daß ſie die 
Vortheile der Tranſittarife weit überſteigen. Die Wiedereinführung des 
bahnſeitigen Tranſitlagers erſcheint deshalb dringend geboten. 

Am 1. September 1896 ſchied Alexandrowo als deutſche Station aus, 
was für den Verkehr manche erſchwerenden Folgen mit ſich brachte. 

Von anderer Seite erhielten wir noch den nachſtehenden Bericht: 

Das Geſchäftsjahr 1896 verlief für das Speditionsgeſchäft ziemlich 
günſtig. Der mit dem ruſſiſchen Reiche geſchloſſene Handelsvertrag wirkt für 
den Verkehr belebend, außerdem vergrößert ſich das Geſchäft dadurch, daß im 
Donetzgebiete bedeutende Geſellſchaften ſich gebildet haben, welche große 
induſtrielle Etabliſſements und Hüttenbetriebe errichteten. 

Der ſonſtige Verkehr nach Südrußland iſt im Allgemeinen ein lebhafter. 
Maſchinen und Eifenwaaren finden dorthin guten Abſatz und kommen ſelbſt— 
verſtändlich auch dem Speditionsgeſchäfte zu Gute. 

Der Hauptinduſtrieort Lodz in Polen, welcher wohl der größte 
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Importeur außerruſſiſcher Waaren iſt, hatte im vergangenen Jahre allerdings 
unter der Ungunſt der Kreditverhältniſſe zu leiden. Große Zahlungsein- 
ſtellungen erſchwerten dem Spediteur das Geſchäft und wurden diejenigen 
Firmen, welche hauptſächlich mit Lodz arbeiteten, wenn ſie auch keine 
nennenswerthen großen Verluſte hatten, doch durch die Ungunſt der Geſchäfts— 
lage geſchädigt. 

Der Export aus Rußland war ein recht bedeutender. Die Rückſichts⸗ 
loſigkeit der ruſſiſchen Bahnen, welche Monate lang zum Export beſtimmte 
Waaren eingelagert haben, verurſachten den deutſchen Empfängern erhebliche 
Verluſte. Hierdurch hatte natürlich der Spediteur indirekt zu leiden. Würden 
die Waaren wie zur Auflieferung gelangt, zur Verladung kommen, jo würde 
ſich ein gleichmäßiges Geſchäft entwickeln, das ſich in Ruhe erledigen ließ; 
jo aber litt das Geſchäft, nach längerer Stockung an Ueberſtürzung. Es 
wäre dringend zu wünſchen, daß die ruſſiſchen Bahnen genügendes rollendes 
Material anſchaffen, damit durch ſo unliebſame Vorkommniſſe, wie in den 
letzten Monaten, der deutſche Importeur nicht geſchädigt werden kann. 

Das innerdeutſche Geſchäft war wie im Vorjahre. Die Bahn Bromberg — 
Schönſee hat Thorn einen Theil ſeines Verkehrs entzogen und es bedarf 
großer Anſtrengungen, um mit Bromberg konkurrenzfähig zu bleiben. Nur 
Verbilligung der Uferbahn, Aufnahme derſelben in den Stationstarif kann 
uns Thornern die Verluſte wieder einbringen, die wir durch die neue Bahn— 
verbindung erlitten haben. 

Der Waſſerverkehr nach Rußland will ſich für Thorn noch immer nicht 
recht entwickeln, da ſelbſt die ſeit dem 1. September 96 gültigen Tranſit⸗ 
tarife für Thorn bei den ungenügenden Umſchlagsverhältniſſen hierſelbſt nicht 
fördernd wirken. Zum Theil liegt dieſes auch wohl daran, daß die für 
Warſchau beſtimmten Waaren, welche per Waſſer eingehen, in Nieszawa 
verzollt werden müſſen, während bei Bahnſendungen die Verzollung durch 
den Empfänger ſelbſt in Warſchau vorgenommen werden kann. Eine 
Aenderung dieſer Beſtimmung wäre ſehr wünſchenswerth. 

Der Waſſerverkehr ab Dauzig und vice versa war unverändert. 
Waſſerſtand der Weichſel war im Allgemeinen kein ſchlechter; das Geſchäft 
erledigte ſich in den alten Bahnen. 


14. Manufakturwaaren- und Leinenbranche, 
Nurzwaaren. 


Im vergangenen Jahre haben ſich verſchiedene Geſchäfte in größere 
Kaufhäuſer umgewandelt, woraus erſichtlich iſt, daß ſicher kein Rückgang des 
Geſchäftes ſtattgefunden hat. Auch aus den uns zugegangenen Berichten 


geht hervor, daß die Lage des Geſchäftes gegenüber dem Vorjahre mindeſtens 
auf gleicher Höhe geblieben iſt. Es wird allerdings heftige Klage über die 
Konkurrenz der großen Verſandtgeſchäfte geführt, welche einen nachtheiligen 
Einfluß auf den ſeßhaften Handel ausüben, indem ſie gerade das kaufkräftigſte 
Publikum für ſich zu gewinnen wiſſen. Durch die Paßſchwierigkeiten, die den 
Reiſenden aus Rußland immer noch bereitet werden, hat ſich leider auch der 
Verkehr mit Rußland nicht in dem erwarteten Maaße heben können. Ganz 
erheblich find die Thorner Geſchäftsleute durch die Bahn Schönſee —Culmſee.— 
Bromberg geſchädigt worden, da das Publikum von Culmſee und Umgegend, 
ſowie aus dem Culmer Kreiſe ſich in Folge der günſtigen Bahnverbindung 
mit Bromberg daran gewöhnt hat, ſeine Einkäufe dort zu machen. Dieſer 
Uebelſtand ließe ſich beſeitigen, und das verlorene Abſatzgebiet könnte wieder 
erobert werden, wenn der Abendzug nach Culmſee gegen 11 Uhr von Thorn 
abgehen würde. Hierdurch würde es den Käufern ermöglicht werden, in 
Ruhe ihre Einkäufe in Thorn zu machen. 

In Getreideſäcken iſt das Geſchäft ziemlich gering geweſen, dagegen hat 
ſich zur Verſendung von Kleie ein reges Geſchäft in alten Säcken entwickelt, 
deren Beſchaffung aber, da ſie ſehr billig ſein ſollen, große Schwierigkeiten 
bietet. Nach Rußland hat das Geſchäft in Säcken vollſtändig aufgehört, 
weil Säcke aus Drillich (Leinen mit Jute gemiſcht) einen Zoll bezahlen 
müſſen, der dem zweifachen Werth des Sackes gleichkommt. 


15. Seifenfabrikation. 


Wenngleich der Abſatz an hieſigen Seifenfabrikaten eher zu- als abge 
nommen hat, ſo hat ſich die Lage dieſes Induſtriezweiges nicht gehoben. 
Die Preiſe ſind in Folge des großen Angebots immer weiter zurückgegangen, 
ſo daß von einem Nutzen kaum noch die Rede iſt. Die Preiſe für Roh— 
material find allerdings auch zurückgegangen, ſtehen jedoch in keinem Ver— 
hältniß zu denen des fertigen Fabrikats. 

Die hieſige Fabrikation hat ſich faſt nur auf den Abſatz in der Stadt 
und die näheren Bezirke von Oſt- und Weſtpreußen und Poſen beſchränkt. 

Von weſentlichem Vortheil für den Abſatz nach außerhalb wäre es, 
wenn auch auf dem rechtsſeitigen Weichſelufer eine Annahme für Stückgüter 
vorhanden wäre und wenn die Uferverhältniſſe für den Dampferverkehr 
geordnet würden. Die Güter müſſen jetzt unter freiem Himmel lagern und 
ſind ſomit den Einflüſſen der Witterung vollſtändig ausgeſetzt. Eine ordnungs⸗ 
mäßige Ausgabe oder Annahme von Gütern iſt bei den jetzigen Zuſtänden 
ganz unmöglich. Hier iſt unbedingt Abhilfe nöthig, damit der auswärtigen 
Konkurrenz erfolgreich begegnet werden kann. 
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16. Honigkuchen. 


Der Abſatz von Honigkuchen war im Jahre 1896 wieder ein nicht 
unbedeutend größerer als in den Vorjahren, und es läßt ſich überhaupt 
konſtatiren, daß die Thorner Honigkuchen -Induſtrie von Jahr zu Jahr im 
Steigen begriffen iſt. Trotzdem aber der Umſatz ein immer bedeutenderer iſt, 
ſo wird der Reingewinn doch verhältnißmäßig kleiner, was wohl hauptſächlich 
auf die fortwährenden Zollerhöhungen für Honig und die hierdurch hervor— 
gerufenen Preisſteigerungen für Honig zuruckzuführen iſt. 

Der Zoll für Honig, der noch vor nicht allzulanger Zeit nur 3,00 Mk. 
per Doppelzentner betragen hat, iſt in wenigen Jahren erſt auf 20,00 Mk., 
dann auf 36,00 Mk. und zuletzt im Jahre 1896 auf 40,00 Mk. per Doppel- 
zentner geſtiegen, ein Umſtand, der weſentlich dazu beiträgt, den künſtlichen 
Honig, ſogenannten Zuckerhonig, in den Handel kommen zu laſſen. Dieſer 
Zuckerhonig findet bereits in den meiſten Honigkuchenfabriken reichliche Ver⸗ 
wendung und nur in Thorn wird noch ſtreng darauf gehalten, zu guten 
Thorner Honigkuchen auch nur guten reinen Bienenhonig zu verwenden, 
damit das alte Renommee der weltberühmten Thorner Honigkuchen weiter 
beſtehen bleibt. 

Amerikaniſcher Honig war theurer als im Vorjahre, was daher rühren 
mag, daß aus den ſpaniſchen Kolonien wegen der noch immer dort herrſchenden 
Unruhen Honig nicht importirt worden iſt und andere Marken amerikaniſchen 
Honigs auch verhältnißmäßig nur wenig am Markte waren. 

Ebenſo war das Angebot von inländiſchem Honig infolge ſchlechter 
Ernte nur ſehr gering, ſodaß im Ganzen höchſtens 1000 Zentner hierher 
gebracht worden ſind, die zum Preiſe von 33,00 Mk. bis 35,00 Mk. zu 
haben waren; dagegen dürften an amerikaniſchen Honig ungefähr 3000 
Zentner aufgekauft worden ſein, und zwar zum Preiſe von 43,00 bis 
44,00 Mk. hierher gelegt. 

So lange die inländiſche Bienenzucht nicht ſyſtematiſch und rationell 
betrieben wird, anſtatt wie jetzt meiſtens als Nebengewerbe kleiner Bauern 
und Schullehrer auf dem Lande, ſo lange ſie alſo nicht Quantitäten pro— 
duzirt, die weit über das hinausgehen, was der Detailhandel in dem Artikel 
als Speiſehonig willig mit hohen Preiſen bezahlt, ſo lange bleibt die Honig— 
kucheninduſtrie eben angewieſen auf den Bezug amerikaniſcher Provenienzen, 
deren Echtheit jetzt jo oft bezweifelt wird, von Chemikern nicht feſtgeſtellt, 
aber von Sachverſtändigen ſtets wird erkannt werden können. 

Es bleibt daher eine alte Forderung der Induſtrie, die Herabſetzung 
des Zolles auf wenigſtens die Hälfte der jetzigen Höhe; eines Zolles, der als 
Prämie für die unreellen mit Stärkeſyrup und anderen Surrogaten arbeitenden 
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Fabrikanten wirft, und der, weit entſernt die inländiſche Imkerei zu ſchützen, 
im Laufe eines Jahres eine ſchwunghafte Induſtrie für Herſtellung künſtlichen 
Honigs hat emporſchießen laſſen. Sollte die Zollpolitik des Reiches nach 
Ablauf der jetzt geltenden Handelsverträge auch für die Brotfrucht dieſelben 
Wege einſchlagen, ſo würde die Honigkucheninduſtrie allerdings kaum mehr 
lebensfähig ſein. Die Gründe hierfür ſind wiederholt in Petitionen an den 
Bundesrath und Reichstag dargelegt worden. 

Die Nachfrage nach Wachs war trotz der geringen Vorräthe im ver— 
gangenen Jahre weniger lebhaft, doch wurden gute Preiſe erzielt. 

Das vom 1. Juli v. Is. in Kraft getretene Geſetz zur Bekämpfung 
des unlauteren Wettbewerbs hat in ſeiner Anwendung nicht den Erwartungen 
entſprochen. 

Der Anſchein des beſonders günſtigen Angebots iſt nicht immer klar 
zu beweiſen, noch viel ſchwieriger, ja beinahe unmöglich iſt der Nachweis 
des entſtandenen Schadens. Außerdem ſcheint ſich der Mangel von Prä⸗ 
cedenzfällen bei den Entſcheidungen noch ſehr fühlbar zu machen. 

Ein großer Uebelſtand, der zum Theil mit auf dieſem Gebiete liegt, 
beſteht in Folgendem: Eine große Anzahl von Händlern, welche die Jahr— 
märkte in den öſtlichen Provinzen bereiſen, führen an ihren Verkaufsbuden 
große Plakate, worin ſie Thorner Honigkuchen hieſiger renommirter Firmen 
anpreiſen; ſie verkaufen unter dieſem Schilde aber ſehr minderwerthige, den 
Namen Honigkuchen durchaus nicht rechtfertigende Fabrikate. Dem, der die 
angekündigten Kuchen unter Berufung auf Schutzmarke und Firma ausdrücklich 
verlangt, wird eins von den wenigen zur Vorſicht in Reſerve gehaltenen Packeten 
ausgehändigt, die andern jo angelockten Käufer erhalten ein, meiſt gar keine 
Firma, nur die Bezeichnung Thorner Honigkuchen und ein abgeändertes 
Thorner Wappen tragendes Packet. 

Wiederholt bei der Staatsanwaltſchaft geſtellte Strafanträge hatten 
keinen Erfolg. Der Schaden, welcher den davon betroffenen Firmen entſteht, 
iſt bedeutend, wenngleich er zahlenmäßig ebenſo wenig nachgewieſen werden 
kann, wie der Umſtand, daß der Käufer in jedem einzelnen Falle einen Ver— 
mögensnachtheil erlitten habe. Eine Abhilſe auf geſetzlichem Wege wäre 
dringend erwünſcht. 


17. Holzhandel. 


Der zum Schluſſe des Vorjahres eingetretene Aufſchwung im Holz— 
handel hat auch im Berichtsjahre angehalten. Der aus dem Windbruch— 
jahre 1894 herrührende Druck, welcher den Gang des Geſchäfts in den letzten 
beiden Jahren aus ſeiner natürlichen Bahn gedrängt hatte, war durch den 
inzwiſchen erfolgten Verbrauch der damals entſtandenen übergroßen Vorräthe 
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gänzlich gewichen, und um den von Neuem hervorgetretenen Bedarf zu 
befriedigen, hatten ſchon im Winter zu 1896 eine ganze Reihe deutſcher 
Holzfirmen große Holzmengen in Rußland und Galizien eingekauft. 
Derartige Einkäufe an den Urſprungsorten werden von vielen 
inländiſchen Händlern den Einkäufen hier auf der Weichſel vorgezogen, -weil 
das Holz in den Wäldern und auf den Ablagen genauer beſichtigt und in 
Bezug auf ſeine Beſchaffenheit und Güte richtiger beurtheilt werden kann, 
als hier im Floßverbande, bei dem das Holz nur mit einem kleineren Theile 
aus dem Waſſer hervorragt. Aber durch dieſe Vorliebe für den direkten 
Einkauf ſeitens deutſcher Holzhändler entſteht zwiſchen dieſen und den in den 
Produktionsländern anſäſſigen Holzhändlern bei Erwerbung der Holzbeſtände 
eine Konkurrenz, die in vielen Fällen zu einer Erhöhung der Anſchaffungskoſten 
führt. Letzteres machte ſich in dieſem Jahre ſtärker als in früheren Jahren 
bemerkbar. Die Preiſe hatten ſich ſchon in den Bezugsgebieten höher als 
im Vorjahre geſtellt und die Importeure waren ſchon aus dieſem Grunde 
von vornherein genöthigt, hier bei dem Wiederverkauf auf höhere Preiſe zu 
halten. Dieſen geſteigerten Preisforderungen gegenüber verhielten ſich jedoch 
die diesſeitigen Holzhändler vorerſt ablehnend und abwartend und demgemäß iſt 
auch der Umſatz in den erſten Monaten Mai und Juni gering geweſen. 
Das hier zu Markt gekommene Holz blieb bis auf wenige Partien während 
dieſer Zeit in erſter Hand. Aber zu Anfang des Juli kam die vorhandene, 
bis dahin wegen der hohen Forderungen hintan gehaltene Kaufluſt zum 
Durchbruch und in nicht zu langer Zeit waren die hier und in Schulitz zum 
Verkauf ſtehenden Partien aus dem Markt genommen. Das Geſchäft blieb 
auch hinſichtlich der ſpäter ankommenden Hölzer bis zum Schluſſe der Schiff— 
fahrt lebhaft. Die erzielten Preiſe waren durchweg höher als im Vorjahre, 


und zwar Pre 1896: 1895: 

für Rundkiefern ..  NnchlileuunsbBr Pf. 0 500 Pf 

„ Rundtaunenn n „ 50 42 „ pro Kubikſuß 
„ Rundelſen .. nr % 47 „ f ab Waſſer 
„ Mauerlatten, 5, 6, 75 start 0100 60 56 „ | verzollt. 

0 A % 10% ee Tr er 

„  eichene Eiſenbahnſchwellen 16/26. cm fart Mk. 3,60 Mk. 3,50 pro Stück ab 
„ kieferne 5 ee & 2,10 „ 2,— Waſſer verzollt. 


Die Preisbeſſerung war fr den größten Theil der Verkäufer nicht 
zugleich auch mit einem entſprechend höheren Gewinn verbunden, denn abge— 
ſehen von der ſchon im Eingang erwähnten Vertheuerung des Holzes von 
Hauſe aus, hatte ſich die Beförderung des Holzes durch lange dauernden 
Waſſermangel auf den Nebenflüſſen der Weichſel ſtark verzögert und ſehr 
koſtſpielig geſtaltet. 
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Ins Beſondere war auf dem Bug, den das aus Wolhynien kommende 
Holz paſſiren muß, von Ende Juni bis Mitte September ſo wenig Waſſer 
vorhanden, daß die unterwegs befindlichen Transporte nur mit ſchneckenhaſter 
Langſamkeit ſich vorwärts bewegen konnten. 

Glücklicher Weiſe geſtalteten ſich im Herbſte die Waſſerverhältniſſe 
günſtiger, wodurch es noch ermöglicht wurde, das Holz vor Eintritt des 
Winters den Beſtimmungsorten zuzuführen. Nur ein Transport von 
3 Traſten, der ſich verſpätet hatte, mußte des am 15. November einge— 
tretenen Froſtes wegen in Plock ſeine Weiterfahrt einſtellen und über Winter 
ſtehen bleiben. 

Die Zahungseinſtellungen von 3 Schulitzer und 2 Elbinger Holzfirmen, 
erſtere zu Beginn, letztere gegen Schluß der Schifffahrtszeit, haben vielfach 
verſtimmend gewirkt, aber auf den allgemeinen Verlauf des Geſchäfts keinen 
nachtheiligen Einfluß ausgeübt. 

Die zu Anfang des Jahres veröffentlichten neuen Ruſſiſchen Flößerei— 
verordnungen waren Dank den gemeinſamen Bemühungen deutſcher und 
ruſſiſcher Holzintereſſenten für 1896 noch nicht zur Ausübung gekommen, es 
ſteht aber zu befürchten, daß ſie ſchon im Jahre 1897 in Kraft treten. 
Dieſe Verordnungen enthalten eine ganze Reihe von ſchwer zu erfüllenden 
Vorſchriſten, durch welche der Transport des Holzes nicht unerheblich 
vertheuert werden würde. Die ruſſiſchen Behörden erſchweren damit die 
Ausfuhr des eigenen Landesprodukts. Hoffentlich gelingt es noch den fort- 
geſetzten Bemühungen der betheiligten Kreiſe, die ruſſiſchen Behörden zur 
Aufhebung oder wenigſtens zum weiteren Auſſchub der Verordnungen zu 
bewegen. 

Im Thorner Lokalverkehr hat der Holzumſatz gegen das Vorjahr ſich 
nicht gehoben. 

Die vom Waſſer entfernte und deshalb ungünſtige Lage unſerer Dampf— 
ſägewerke und Holzlagerplätze, der ungemein beſchränkte Raum unſeres Aus- 
waſchplatzes, das Verbot der Zollbehörde, das Holz auf dem ſich am beſten 
dazu eignenden Raum zwiſchen der Eiſenbahnbrücke und Schloß Dybow, 
dem zollamtlichen Reviſionsfelde, im Waſſer lagern zu laſſen, ſind nach wie 
vor Hemmniſſe für die freie Eutfaltung der Thorner Holzinduſtrie. Nur das 
Vorhandenſein eines Holzhafens, wie er ſchon lange erſtrebt wird, würde den 
angeführten und manchen anderen Uebelſtänden gründlich abhelſen und es 
ermöglichen, daß Thorn in Bezug auf Uebernahme von Holzlieferungen jeder 
Art in die Nähe und Ferne weit leiſtungsfähiger werden würde, als es jetzt 
der Fall iſt. Wir haben, um nur Eines anzuführen, trotz der günſtigen Lage 
unſeres Ortes am Knotenpunkte verſchiedener Eiſenbahnſtrecken nicht einen 
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einzigen Schwellenlieferanten, weil es eben an einem bei Hochwaſſer nicht 
gefährdeten Auswaſchplatze fehlt. 

Die Zufuhr von Holz iſt gegen 1895 mit 1270 Traften in dieſem 
Jahre auf 1654 Traſten geſtiegen, welche nach Schillno'er Berichten folgende 
Hölzer enthielten: . 
Kieferne Hölzer: Stück: 


Stück: 226 596 Schwellen I und 11 


541688 Rundfiefern 
627184 Balken, Mauerlatten 
589 516 Sleepers 


2699 Weichenſchwellen 
8327 Tramwayſchwellen 


276972 Stäbe 


1360873 Schwellen I und 11 
73 792 Tramwayſchwellen 
11278 Riegelhölzer 
6683 Bretter und Bohlen. 
Tannene Hölzer: 

42 144 Rundtannen 

15754 Balken, Mauerlatten. 
Eichene Hölzer: 

8 736 Rundeichen | 

209 122 Rundſchwellen 
39003 Plangons und Kanteichen 
23 654 Kreuzhölzer | 


332595 Blamiſer 
220 240 Speichen 
11192 Grubenhölzer 
21240 halbrunde Schwellen. 
Verſchiedene Hölzer: 
139 227 Rundelſen 
30926 Rundeſchen 
940 Rundespen 
3556 Rundbirken 
1104 Rundrüſtern 
3133 Rundweißbuchen. 


18. Leder und rohe Häute. 


Das Geſchäft in Leder war im allgemeinen ziemlich gut. Die Preiſe 
gingen trotzdem mit wenigen Ausnahmen weiter zurück und haben annähernd 
den niedrigſten Stand vor der vorjährigen großen Hauſſe erreicht. Im Laufe 
des Berichtsjahres ſind hier 2 Schuhfabriken mit mechaniſchem Betrieb ent— 
ſtanden, von denen die eine über 100 Arbeitskräfte beſchäftigt und auch die 
Schäftefabrik⸗Stepperei mit Kraftbetrieb verſehen hat. Willige Arbeitskräfte 
giebt es in Hülle und Fülle, aber alle müſſen erſt ausgelernt werden, ſodaß 
zunächſt von den Unternehmern wohl nicht unerhebliche Opfer gebracht 
werden müſſen, die hoffentlich ſpäter ihren Lohn finden werden. 

Für rohe Rind- und Roßhäute war guter Abſatz — höhere Preiſe 
waren jedoch nicht zu erzielen — Rindhäute koſteten 21—25 Pfg., Roßhäute 
1214 Mk. das Stück, Kalbfelle wurden mit 2,50 —3,50 Mk. das Stück, 
Schaffelle mit 36—45 Mk. der Zentner bezahlt. Ziegenſelle und Haſenfelle 
waren flau und erzielten letztere kaum noch 30 Mk. die 105 Stück für gute 
Winterwaare. 
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19. Droguen. 


Seit der Einfügung des Droguenhandels in den § 35 der Gewerbe— 
ordnung ſind dieſem Stande ſo bedeutende Erſchwerniſſe, Laſten und neue 
Vorſchriften aufgebürdet, daß er nicht zu den beneidenswerthen, wohl aber 
zu den beklagenswerthen Ständen gezählt werden muß. Wie wohl es im 
Intereſſe der Allgemeinheit liegt, den Handel mit unſchädlichen Heil- und 
Hausmitteln als Rhabarber, Zittwerſamen, Bruſtthee, Bruſtpulver und Kalk— 
waſſer ꝛc. den Droguenhandlungen mehr frei zu geben, ſo iſt dieſem Wunſche 
in der neuen Gewerbe- und Giftgeſetzgebung in keiner Weiſe entſprochen 
worden. So iſt jetzt dem Landmann verſagt, arſenhaltiges (allein wirkſames) 
Fliegenpapier gegen die läſtige Fliegenplage anzuwenden, da dieſer Artikel 
gänzlich, ſowohl in der Apotheke, als Droguenhandlung vom Verkauf ausge— 
ſchloſſen iſt, welche Thatſache unſere Landleute natürlich für unmöglich halten. 

Das verfloſſene Geſchäftsjahr hatte gegen das Vorjahr zwar keinen 
großen Rückgang der Umfagziffern zu verzeichnen, jedoch hatte der Gewinn 
durch die faſt beſtändig rückgängige Konjunktur der Waaren viele Einbuße 
zu erleiden. Auch das von Jahr zu Jahr wachſende Beſtreben der großen 
Produzenten, mit den Verbrauchern in nähere Verbindung zu treten und 
den Vertrieb ihrer Erzeugniſſe ſelbſt zu beſorgen, beſchränkt den Zwiſchenhandel 
um ein Beträchtliches. 

Schlechte Ernten in Vegetabilien wurden in Kamillen, Königskerzen, 
Lindenblüthen, Huflattig, Pfeffermünzen, Meliſſe und Salbei erzielt. Im 
Preiſe zurückgegangen find die ätheriſchen Oele: Roſen-, Nelken-, Citronen- 
und Bergamottenöl. Bedeutend im Preiſe geſtiegen ſind: Glycerin, Medizinal— 
thran, Olivenöl und Kamphor. 


20. Mlaſchinenbau. 


Der Gang und die Lage des Geſchäfts im verfloſſenen Jahre ſind als 
nur ausreichend zu bezeichnen. Es war zwar genügend Arbeit vorhanden, 
die Zahl der Arbeiter blieb dieſelbe und im Winter brauchten keine Ent- 
laſſungen ſtattzufinden. Jedoch waren die Arbeiten wenig lohnende, da die 
Kundſchaft der hier im Oſten beſtehenden Fabriken meiſt aus Landwirthen 
beſteht und letztere ſehr lange Ziele beanſpruchen. Es waren ſelbſt bedeutende 
Ausfälle zu verzeichnen. 

Wenngleich die Zölle Rußlands auf landwirthſchaftliche Maſchinen 
nicht mehr hoch ſind und deswegen der Umſatz ſich allmählig hätte heben 
können, jo find inzwiſchen dort eigene Fabriken entſtanden, und iſt die Nach- 
frage eine geringe geblieben. Einige Beziehungen mit alten Kunden haben 
ſich allerdings erhalten. 

Die Beſtrebungen des Telegraphenamtes, den ſonntäglichen Telephon— 
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verkehr einzuſchränken, dürften nicht befürwortet werden, während es bedauerlich 
erſcheint, daß die Gebühren für den Fernſprechverkehr ſo hohe geblieben ſind. 

Betreffs der Gewerbegeſetzgebung iſt zu bemerken, daß eine ordnungsmäßige 
Befolgung des Reichsgeſetzes betr. die Invaliditäts- und Altersverſicherung 
nur mit großem Zeitaufwand und Mühewaltung ausgeführt werden kann 
und wäre es recht wünſchenswerth, eine Umänderung dieſes Geſetzes zu 
bewirken, damit den Betriebsunternehmern die koloſſale Arbeit erſpart, reſp. 
erleichtert wird. 

Bezüglich der Verkehrsangelegenheit macht ſich ſpeziell in Mocker der 
Umſtand ſehr fühlbar, daß auf den dortigen Bahnhof jüngere Beamte zur 
Ausbildung geſchickt werden, welche oft nicht in der Lage ſind, den Intereſſenten 
mit Rath zu dienen, es iſt im Gegentheil vorgekommen, daß Intereſſenten, 
welche doch auf dieſem Gebiete nur Laien ſind, die Beamten auf die betreffenden 
Beſtimmungen aufmerkſam machen mußten. Auch ſind die Schalterbeamten 
oft zu ſchwach mit Mitteln verſehen, ſodaß es ihnen unmöglich iſt, aus 
größeren Geldſtücken herauszugeben. 

Da der Bahnhof Mocker für die Stadt große Vortheile bietet, ſo wäre 
es erwünſcht, wenn derſelbe, der Steigerung des Verkehrs und Handels ent— 
ſprechend, mit mehr Ladegleiſen und mit einem Krahn vervollkommnet würde. 

Die Poſtanſtalt in Mocker, eines Ortes von über 10000 Einwohnern, 
iſt öfter nicht in der Lage, die eingelaufenen Poſtanweiſungen auszahlen zu 
können. Ferner iſt es erwünſcht, die Dienſtſtunden bis 8 Uhr Abends zu 
verlängern, denn es treten oft Fälle ein, wo um ſchleunige Zuſendung von 
Geld mit der letzten Poſt, welche Abends 7 Uhr hier eintrifft, erſucht wird, 
ſodaß die Erledigung bis 7½ Uhr kaum bewerkſtelligt werden kann. 

Auch wäre es erwünſcht, wenn die Telegramm-Aunahme, welche Mittags 
von 12½—3 Uhr geſchloſſen iſt, während dieſer Zeit geöffnet wird, denn 
gerade während dieſer Stunden werden viele Sachen telegraphiſch erledigt. 

Sodann iſt die Poſtverbindung zwiſchen Thorn —Mocker eine unge— 
nügende. 

Es kommt häufig vor, daß Briefe 1—1½ Tage unterwegs find, weil 
der Transport ausſchließlich durch die Bahn geſchieht, obgleich die Ent— 
ſernung beider Poſtämter nur 2 km beträgt. Da der Verkehr zwiſchen dieſen 
beiden Orten von 30000 bezw. 10000 Einwohnern ein ziemlich reger iſt, 
jo wäre es am Platze, 1—2 direkte Verbindungen durch Boten oder Fuhr— 
werk einzurichten. 


21. Stabeiſen, Eiſenwaaren und Metalle. 


Die im vorjährigen Geſchäftsbericht gemeldete Preisaufbeſſerung für 
Walzeiſen, I Träger und Eiſenwaaren hielt auch in dieſem Berichtsjahre an 
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und wirkte auf den Geſchäftsgang im Allgemeinen vortheilhaft. Im dritten 
und vierten Quartal trat allerdings, wenn auch noch kein Preisrückgang, ſo 
doch eine Stockung in den bisherigen auſſteigenden Verhältniſſen ein, welche 
zum größten Theil auf die abwartende Stellung der Großhändler, die an 
eine weitere Steigerung der Preiſe nicht glaubten, zurückzuführen iſt. Wenn 
totzdem die Preiſe auf derſelben Höhe blieben, ſo fand dieſer Umſtand einzig 
und allein ſeine Begründung darin, daß der Export der oberſchleſiſchen 
Hüttenwerke nach Rußland ſo bedeutend war, daß er in Verbindung mit den 
Aufträgen aus dem Inlande den Hütten volle Beſchäftigung gewährte. 

Der Markt in Metallen war am Anfange des Berichtsjahres etwas 
flau, derſelbe erfuhr jedoch ſchon Ende des erſten Quartals, befonders in 
Rohzink, Zinkblechen und Blei eine ganz weſentliche Steigerung, welche ſich 
im zweiten und dritten Quartal noch erhöhte und bis zum Schluſſe des 
Jahres anhielt. Nur Zinn ging fortwährend im Preiſe zurück. 

Die Preiſe für die nachfolgenden Artikel ſtellten ſich am Schluſſe des 
Jahres pro 100 kg frei Bahnhof Thorn wie folgt: 


Stabeiſen 14,50 Mk. gegen 13,50 Mk. im Vorjahre. 
Trägereiſen 14,— „ a 13.— „ „ A 
Grobbleche 16,50 „ 5 167-411; „ 5 
Feinbleche 17,.— „ a 16,50 %%% 5 
Drahtnägel 17. — „ a. 16,— „ „ 8 
Draht 16,50 „ 0 Dr 5 
Blei in Mulden 30,.— „ 1 28,.— „ „ 1 
Zinkbleche 44,.— „ N 38,.— „ „ # 


Zinn in Blöcken 130,— „ „ 135,.— „ „ 3 

Von der allgemeinen Feſtigkeit des Marktes hatten die hieſigen Händler 
jedoch nur einen beſcheidenen Vortheil. Wenn wir in den Vorjahren nun 
von dem heftigen Wettbewerb der Danziger und Bromberger Konkurrenz 
ſprachen, welche, unterſtützt durch günſtigere Bahnverbindungen, unausgeſetzt 
bemüht bleibt, dem Platz Thorn den Abſatz zu erſchweren, ſo wurde in 
dieſem Jahre den hieſigen Händlern das Geſchäft noch dadurch verringert, 
daß das Syndikat für Walzeiſen zwei Großhändler aus Berlin und Breslau 
durch Bevorzugung im Preiſe in die Lage verſetzte, Stabeiſen billiger an die 
auf Thorn angewieſene Kundſchaft verkaufen zu können, als es den hieſigen 
Großhändlern möglich war. 

Dieſe Umſtände und die Thatſache, daß die Kreditverhältniſſe in den 
Provinzen Oſt- und Weſtpreußen ſich weiter verſchlechterten, übten eine 
ungünſtige Wirkung auf die Geſchäftslage der hieſigen Eiſenbrauche aus und 
ließen die Vortheile, die von der ſteigenden Konjunktur zu erhoffen waren, 
verſchwinden. 
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Der Verkehr unſerer Branche mit Ruſſiſch-Polen bewegte ſich in den 
engen Grenzen der Vorjahre. 


22. Holz-Schneidemühlen. 


Der Handel in geſchnittenen Hölzern war das ganze Jahr hindurch 
flau und konnten wir gute Bretterwaare nach auswärts gar nicht unter— 
bringen. Der Verkauf in geringerer Bretterwaare, Kanthölzern und Balken pp. 
erſtreckte ſich nur auf Thorn und die nächſte Umgegend, da die Waare 
weiterhin die Fracht nicht vertrug. Die ungeheuren Unkoſten für Bewachung 
der Hölzer, da für hier gekaufte Traften von unterhalb der Brücke bis zum 
Hafeneingang nicht angelegt werden dürfen, ferner Stammgeld an den Uſer— 
pächter, Uferplatzmiethe an den Magiſtrat, Bewachung der am Ufer angelegten 
Hölzer bis zum Auswaſchen der Hölzer pp. reduziren noch erheblich den 
kleinen Verdienſt. 

Schließlich erweiſt ſich durch den ſteigenden Verkehr der Platz, der zum 
Auswaſchen der Rundhölzer beſtimmt iſt, von Jahr zu Jahr immer weniger 
als ausreichend und den hieſigen Holzhändlern erwachſen durch die Platz— 
beengung immer größere Unkoſten. Das Baugeſchäft anlangend, jo haben 
wir nach auswärts ziemlich ſtark gearbeitet, doch ſchmälerten die hohen 
Frachten erheblich den Verdienſt. 


23. Thorner Cementwaaren- und Kunſtſteinfabrik. 


Der Umſatz in der Cementwaarenfabrik war im Jahre 1896 ganz unbe— 
deutend. Trotz Herabſetzens der Verkaufspreiſe auf den denkbar niedrigſten Stand, 
gelang es nicht, genügende Aufträge zur Beſchäftigung der dauernd angeſtellten 
Arbeiter zu erlangen, weshalb erhebliche Beſtände an Fabrikationsartikeln auf das 
neue Jahr übernommen wurden. Die im vorigen Jahre hier neu eingeführte 
Fabrikation von imprägnirten Cementdoppelfalz-Dachziegeln, die an anderen 
Orten in großem Umfange betrieben werden kann, findet hier nur wenig 
Theilnahme, ſodaß die Fabrikation bis auf Weiteres eingeſtellt werden mußte. 
Erſchwert wird das Geſchäft durch den Umſtand, daß hierorts der für 
Cementwaarenfabriken unbedingt erforderliche direkte Bahnanſchluß zur Zeit nicht 
zu beſchaffen iſt. Nach Ausführung der für das hieſige Schlachthaus geplanten 
Bahnanlage würde dieſem ſchwerwiegenden Uebelſtand abgeholfen werden 
können, denn die Fabrik hat in nächſter Nähe dieſer in Ausſicht genommenen 
Bahnanlage Grundbeſitz erworben, um die Fabrikation geeigneten Falls 


dorthin zu verlegen. 
24. Ziegeleien. 


Trotz ziemlich reger Bauthätigkeit Seitens Privater iſt von der erhofften 
Preisſteigerung für Ziegel wenig wahrnehmbar geweſen; die ſtets theurer 
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werdenden Produktiouskoſten haben es wenigſtens erreicht, daß die Verkaufs⸗ 


preiſe dieſen Mehrkoſten entſprachen. Fiskaliſche Bauten wurden ſo gut wie 
garnicht ausgeführt, dazu kommt, daß in Culmſee, Brieſen, Hohenkirch neue 
Ziegelei-Anlagen geſchaffen wurden, die unſer Abſatzgebiet aufs Neue weſentlich 
einſchränken. Gegen den blühenden Ziegelabſatz Ende des vorigen Jahr- 
zehnts erſcheinen die heutigen Ziegeleiverhältniſſe recht wenig glänzend. 

Es notirten 


Hintermauerungsziegel (Schluff) .. 17½ — 18½ — 20 Mk. 
1 (Thon) 19 20 — 22 8 280 

Klinker „„ i. en AB 8 9 

Verblender U 0 N 


per 1000 Stück ab Ziegelei. 
Nach Drainröhren und Dachſteinen war wenig, nach Feldſteinen dagegen 
gute Nachfrage. 


25. Verkehrsweſen. 


Wenn wir auch im Allgemeinen, am Knotenpunkt mehrerer Eiſenbahn— 
linien gelegen, keinen Grund haben, über die uns zu Gebote ſtehenden 
Verkehrswege und über die für ſie geltenden Betriebsausführungen zu klagen, 
ſo ſind wir leider nicht in der Lage, zufriedenſtellend über die Leiſtungs— 
fähigkeit der Thorn — Marienburger Bahn, welche ſ. Zt. als Sekundärbahn 
gebaut worden iſt, berichten zu können. Dieſelbe entſpricht mit ihrem 
ſekundären Betrieb in keiner Weiſe dem Bedürfniß des Verkehrs; eine Bahn, 
die beſtimmt war, den fruchtbarſten Theil von Weſtpreußen mit ſeinen 
induſtriellen Anlagen durchſchneidend, in der Entwickelung aufſteigende Städte, 
wie Thorn, Graudenz, mit Marienwerder, dem Sitz unſerer Regierung, und 
der Provinzial-Hauptſtadt Danzig auf dem direkteſten Wege zu verbinden, 
durfte nicht als Sekundärbahn gebaut werden, da ſie nicht geeignet iſt, den 
berechtigten Anſprüchen hinſichtlich ihrer Leiſtungsfähigkeit zu genügen. Bei 
dem bedeutenden Frachtenverkehr auf dieſer Linie, ſchon allein gewährleiſtet 
durch die bedeutende Zuckerfabrik in Culmſee, welche während der Kampagne 
30000 Centner Rüben täglich verarbeitet, und dem regen Perſonenverkehr 
erweiſt ſich dieſe Bahn als eine der rentabelſten, und angeſichts dieſer 
Faktoren dürfte man nicht davor zurückſchrecken, der Koſten wegen dieſe Bahn 
in eine Vollbahn, um einem dringenden Verkehrsbedürfniß zu entſprechen, 
umzuwandeln. Aber nicht nur für den Lokalverkehr, ſondern auch für den 
Fernverkehr wäre die Umwandlung der Bahn Thorn — Marienburg in eine 
Vollbahn von eminenter Bedeutung, namentlich für den Verkehr mit Schleſien. 
Ein Blick auf die Karte lehrt, daß eine Vollbahn Thorn — Marienburg erſt 
den naturgemäßen, direkten Schnellzugsverkehr zwiſchen Breslau, Poſen einer— 
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ſeits und den Städten Danzig, Dirſchau, Marienburg, Elbing, Königsberg 
andererſeits ermöglichen würde; ebenſo könnte dann der doch recht bedeutende 
Güterverkehr der genannten Städte auf dem kürzeſten Wege bewirkt werden; 
ferner würde ein Theil des Güterverkehrs zwiſchen Danzig und den auf der 
Strecke Skiernewiee —Warſchau gelegenen Stationen, den jetzt faſt aus? 
ſchließlich die Marienburg —Mlawka'er Bahn an ſich zieht, der Bahn 
Thorn — Marienburg zufallen. Unſere Beſtrebungen, welche auf eine 
Umwandelung dieſer Bahn in eine Vollbahn gerichtet ſind, haben einen 
Erfolg bisher leider nicht gehabt, trotzdem geben wir die Hoffnung auf eine 
ſchließliche Erreichung dieſes Zieles nicht auf. 

Das Projekt der Herſtellung einer Verbindung des oſtpreußiſchen Seen— 
gebietes mit der Weichſel durch Schiffbarmachung der Drewenz von Leibitſch 
aufwärts iſt bis jetzt leider immer noch ein frommer Wunſch geblieben. Für 
Oſt- und Weſtpreußen iſt eine Vermehrung der Waſſerſtraßen aber durchaus 
nothwendig und bei der natürlichen Beſchaffenheit dieſer Provinzen auch 
leicht durchführbar; erſt durch Aufnahme dieſer Landestheile in das leider 
noch recht lückenhafte Netz der deutſchen Waſſerſtraßen iſt eine beſſere Ver— 
werthung der Landesprodukte und eine Vermehrung induſtrieller Anlagen 
möglich. Nach wie vor müſſen wir aber darauf beſtehen bleiben, daß die 
wirthſchaftlich förderlichſte und naturgemäßeſte Verbindung des Seengebietes 
mit der Weichſel nur durch Schiffbarmachung der Drewenz hergeſtellt 
werden kann. 

Dem Geſchäftsbericht der Thorner Straßenbahn für das Jahr 1896 
entnehmen wir, daß das Betriebsjahr eine wenn auch geringere Steigerung 
des Verkehrs auſweiſt; es wurden befördert 557692 Perſonen gegen 551106 
im Vorjahre; die Einnahmen aus dem Fahrbetrieb betrugen 62 697 Mk. 
gegen 63 115 Mk. im Jahre 1895. Die Mindereinnahme erklärt ſich aus 
einer ſtärkeren Benutzung der kürzeren Theilſtrecken und ſchwächeren Verkehr 
zur Ziegelei. Die Geſellſchaft hat eine Dividende von 5½ % zur Ver— 
theilung gebracht. Die Straßenbahn würde ſich ſelbſt und auch dem 
Publikum viel mehr nützen, wenn fie den Zehnpfennigtarif und den Sechs- 
minutenverkehr einführen würde. Der Zehnpfennigtarif iſt faſt bei allen 
deutſchen Straßenbahnen durchgeführt und hat ſich überall bewährt; ebenſo 
ſicher wird auch die Einführung des Sechsminutenverkehrs eine bedeutend 
höhere Frequenz der Straßenbahn bewirken. 


26. Kohlen, 


Das Kohlengeſchäft hatte am hieſigen Platze in dieſem Berichtsjahre 
denſelben Verlauf, wie in den Vorjahren. Die Preiſe oberſchleſiſcher Kohlen, 
welche für die Sommermonate 1½ 2 Pf. pro Centner billiger waren, als 
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in den Wintermonaten, hielten jich auf gleicher Höhe wie bisher, ebenjo blieb 
der Umſatz ungefähr derſelbe. In engliſchen Kohlen dürften die Zufuhren 
ſich gegen die Vorjahre vergrößert haben, ganz beſonders erſtreckte ſich die 
Mehrzufuhr auf ſchottiſche Maſchinenkohlen, welche ſich im Vergleich zu 
ſchleſiſchen Kohlen ca. 8 bis 10 Pf. pro Centner billiger ſtellen und aus 
dieſem Grunde größere Nachfrage hervorriefen. Wenn auch dem Kohlen— 
geſchäft in dieſem Berichtsjahr ein verhältnißmäßig reger Verkehr nicht abge— 
ſprochen werden kann, ſo wird von unſeren Händlern ſortwährend bei dem 
überaus großen Angebot untergeordneter Marken über gedrückte wenig lohnende 
Preiſe geklagt. N 


27. Baumaterialien. 


Nachdem wir über dieſen Geſchäftszweig in den letzten Jahren nur 
ungünſtige Berichte ausstellen konnten, hat die Lage der Baumaterialienbranche 
in dieſem Jahre endlich eine Wendung zum Beſſeren erfahren. 

Auf dem von der Fortifitation freigegebenen Wilhelmsplatz wurde 
ſofort der Neubau einer größeren Anzahl Privat-Wohngebäude in Angriff 
genommen, welche neben anderen Bauten auf der Bromberger Vorſtadt den 
hieſigen Händlern in allen Baumaterialien, als Cement, Kalk, Gyps, Träger, 
Rohrgewebe, Beſchläge ꝛc. reichlichen Abſatz gewährten. Aber nicht nur am 
Platze ſelbſt hat die Bauthätigkeit eine Belebung erfahren, ſondern auch in 
der ländlichen Umgegend und in den Nachbarſtädten gelangten viele Neu- 
und Umbauten zur Ausführung, ſodaß ſich auch der Abſatz nach außerhalb 
nicht unweſentlich gehoben hat. 

Die Notirungen für Kalk, Dachpappe, Gyps, Rohrgewebe waren die— 
ſelben, wie im Vorjahre, hingegen wurden die Preiſe für Cement von Seiten 
der Central-Verkaufsſtelle durchſchnittlich um 15 bis 25 Pf. pro To. 
à 180 kg Brutto erhöht. 

Wir würden das Geſchäft in der Baumaterialienbranche in dieſem 
Berichtsjahre als günſtig bezeichnen können, wenn nicht die Verkaufspreiſe 
infolge der ſtarken Unterbietungen von der auswärtigen Konkurrenz ſo gedrückt 
wären, daß die hieſigen Händler gezwungen ſind, ihren Nutzen auf das 
Aeußerſte zu beſchränken. 
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Innere Angelegenheiten der Handelskammer. 


Die Handelskammer erledigte im Jahre 1896 in 15 ordentlichen 
Sitzungen (23 im Vorjahre) 164 Vorlagen gegen 338 im Jahre 1895. 

Das Journal weiſt 677 Nummern auf gegen 662 im Vorjahre. 

Die auf Grund des § 16 des Geſetzes über die Handelskammern vom 
24. Februar 1870 am Schluſſe des Jahres ausſcheidenden Herren Herm. 
Schwartz jun., Herm. Schwartz ſen., G. Fehlauer und M. Schirmer wurden 
ſämmtlich wiedergewählt. ai 

Der am 1. Januar 1896 neugewählte Sekretär, Herr Dr. Stoy, der 
leider kurz nach dem Antritt ſeines Amtes erkrankte, ſah ſich aus Geſundheits— 
rückſichten veranlaßt, am 1. April 1897 ſein Amt niederzulegen. Die Kammer 
wählte den bisherigen Stellvertreter, Herrn Voigt, zum Sekretär. 


Sietiltik. 
Nahmeifung 
über den telegraphiſchen Verkehr der Telegraphen-Anſtalten des Kreiſes Thorn 


und derjenigen des Kreiſes Brieſen (Wpr.), welche früher zum Kreiſe Thorn 
gehört haben, für das Jahr 1896. 


Bei der Anſtalt ſind: 


Name 8 
der Telegramme aufgegeben hr —ͤ—— 3 
Gelegraphen-Anftalt. | imändiihe ausländische "ausiänsiide) | E 
Stüd. Stüd Stüd. 2 
Culmſee. 7201 
Elgiszewo . 66 — 76 
Gremboczyn 226 — 200 
Heimſoot 235 — 443 
Leibitſch. 511 6 646 
Mocker 1054 6 1752 
Nawra . 294 | 7 259 
Neugrabia . ibn — 420 
Niecywiene . 109 8 97 1 
Ditaszewo . 933 — 902 
Ottlotſchin . 964 151 462 
Papau 154 — 179 
Penſau . 124 | 224 
Podgorz. 2676 247 3953 
Roßgarten . 133 — | 311 
Rynsk 232 — 422 
Schillno. N 591, | 8 | 277 
Schönſee (Wpr.) 1 1867 39 2035 
Schönſee (Wpr.) 2 1605 6 652 
Schönwalde (Kr. Thorn) 41 ig: 58 
Schwirſen (Wpr.) 279 — | 425 
Siemon. 112 1 181 
Swierzynko. 159 254 262 
Thorn Tel. Amt. 46306 6036 | 48814 
Thorn 2 (Bahnhof). 3662 153 2082 
Thorn 3 (Brombg. Vorſt.) 2928 


72 825 


— 
79 564 


Summe 76259 
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Uachweiſung 
des Kaiſerlichen Poſtamts I in Thorn für 1896. 
A. Brief-Verkehr. 


J. Eingegangene portopflichtige und portofreie gewöhnliche und eingeſchriebene 
Briefſendungen. 

a. Briefe. . 1505608 Stück. 
b. Poſtkarten . 323596 „ Nu e 
c. Druckſachen .. 455 156 „ 8 2 1 5 Stück 
d. Waarenproben . .. ! 31304 „ | s i x 
e, Portofreie Drleffendiingen „ 260032 , 
II. Aufgegebene dergleichen Sendungen. 
a. Briefe 1759628 Stück. 
b. Poſt karten.. 384254 „ 88 
c. Druckſachen . 369070 „ 9 We 
d. Waaren proben 26962 „ enen 
e, Portofreie . 122876 

B. Packet- und Geld— Verkehr. 
J. Eingegangene portopflichtige und portofreie Packet- und Geldſendungen. 
a. Packete ohne Werthangabe 219542 Stück. 
b. „ Mit “ 3402 „ mit 1122660 Mk. 
c. Briefe „ 5 12776 „ „ 14373000 „ 
II. Aufgegebene dergleichen Sendungen. 
a. Packete ohne Werthangabe 101359 Stück. 
b. „ 5 1470 „ mit 7457310 Mk. 
c. Briefe „ e „ 387% „ 

0. C. Poſtnachnahme— Verkehr. 
J. Eingegangene Nachnahmeſendungen. 
a. Nachnahme-Packete . .. 11397 Stück. 
b. I, Brieſſendungen . 9592 „ Betrag gs 791 Mi. 
II. Aufgegebene Nachnahmeſendungen. 
a. Nachnahme-Packete .. 3803 Stück. . 8 
b. 5 Brieſſendungenn . 8323 „ Betrag 128 560 Ml. 


131 
D. Poſtauftrags-Verkehr. 
J. Eingegangene Poſtaufträge 8040 Stück über 956 760 Mk., 
darunter 147 Stück zur Wechſel-Accepteinholung. 
II. Aufgegebene Poſtaufträge 2748 Stück. 
E. Poſtanweiſungs-Verkehr. 

J. Eingezahlte Poſtanweiſungen 106 415 Stück über 6545 150 Mk. 
II. Ausgezahlte Poſtanweiſungen 100 798 Stück über 5360217 Mk. 
F. Zeitungs-Verkehr. 

J. Beim Verlag beſtellte Zeitungs 


Exemplare 3 765 Stück. 


II. Abgeſandte Zeitungsnummern 1051 522 
III. Von den Verlagspoſtanſtalten 
empfangen.. . 1898 Exemplare, 478910 Nummern. 
IV. Abgeſandte außergewöhnliche 
Zeitungs - Beilagen.. 30880 Stück. 
G. Reiſe-Verkehr. 
Zahl der mit den Poſten abgereiſten Perſonen 340. 
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Uachweiſung 
des Kaiſerlichen Poſtamts 2 in Thorn (Bahnhof) für 1896. 
A. Brief-Verkehr. 


J. Eingegangene portopflichtige und portofreie gewöhnliche und eingeſchriebene 
Briefſendungen. 
CCT 31032 Stück. 
b. Poſt karten 9100 „ 4 
een . .. ‚ee nn 
d. Waarenproben : 348 0 | 2 Fig. 
e. Portofreie Briefſendungen . 51558 „ 
II. Aufgegebene dergleichen Sendungen. 
er, ö RRRBLE Stück. 
b. Poſt karten 61648 „ ul 
neren 23998 „ eee a 
d. Waaren proben 2418 „ | — 
e. Portofreie Brieſſendungen . 13364 „ 
B. Packet- und Geldverkehr. 
1. Eingegangene portopflichtige und portofreie Packet- und Geldſendungen. 
a. Packete ohne Werthangabe 20 294 Stück. 
„ Nit N 85 „ mit 3920 Mi. 
c. Briefe „ 0 14480950 , 
II. Aufgegebene dergleichen Sendungen. 
a. Packete ohne Werthangabe 4887 Stück. 
Ber it = . 39 „ mit 11210 Mk. 
c. Briefe „ N 100% „ 150800 „ 
C. Poſtnachnahme-Verkehr. 

J. Eingegangene Nachnahmeſendungen. 

N ** 2 Shi 
f N —.— A i — 215 Betrag 9954 Mt. 
II. Aufgegebene Nachnahmeſendungen. 

8 N > A» St 11 
V—WW , ; MAMBENN 
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D. Poſtauftrags-Verkehr. 


J. Eingegangene Poſtaufträge 99 Stück mit 4663 Mk. 
II. Aufgegebene N 07 = 
E. Poſtanweiſungs-Verkehr. 
J. Eingezahlte Poſtanweiſungen 5349 Stück über 147261 Mk. 
II. Ausgezahlte 1 380 en 134988 „ 


F. Zeitungs-Verkehr. 
J. Durch Vermittelung des Poſt— 
amts beſtellte ruſſiſche Zeitungen 34 Exemplare mit 7865 Nummern. 
II. Eingegangene Zeitungen 263 „ „ 68 854 
G. Durchgangs-Verkehr. 
Umgearbeitete (Durchgangs-) Packet- und Geldſendungen. 
a. Packete ohne Werthangabe 1054716 Stück. 
b. diohnmit m 17212 „ mit 13 224 312 Mk. 
c. Briefe „ 1 97948 „ „ 56 704 682 „ 
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Uachweiſung 


des Kaiſerlichen Poſtamts 3 in Thorn (Bromberger Vorſtadt) für 1896. 


J. Eingegangene portopflichtige und portofreie gewöhnliche und eingeſchriebene 
Briefſendungen. 
1580S. 
b Postern nnn 29 536 „ Insgeſammt 
ce Druckſachen 51974 „ 239 564 Stück. 
d. Waarenproben. . 1326 „ 
II. Aufgegebene 8 Sendungen. 
. Bent... . . 123 188 Stück. 
e 22698 „ Insgeſammt 
E 14508 „ 160 940 Stück. 
d. Waarenproben 546 „ 
B. Packet- und Geld-Verkehr. 
J. Eingegangene portopflichtige und portofreie Packet- und Geldſendungen. 
a. Packete ohne Werthangabe 25 836 Stück. 
b. Briefe mit 2 735 „ mit 1336418 Mk. 
c. Packete „ 105 m 19414 „ 
II. Aufgegebene dergleichen Sendungen. 
a. Packete ohne Werthangabe 9766 Stück. 
b. Briefe mit 5 403 „ mit 214116 Mk. 
c. Packete „ 10T. % 65 23409 „ 
0. Poſtnachnahme-Verkehr. 
J. Eingegangene Nachnahmeſendungen. 
a. Nachnahme-Briefſfſe 894 Stück. er 
b. g ae >. 2084 „ Betrag 33 648 Mk. 
II. Aufgegebene Nachnahmeſendungen. 
a. Nachnahme-Brieſe - - 130 Stück. 1 
b. 5 ate 84 „ Betrug 2 758 


A. Brief-Verkehr. 
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D. Poſtauftrags-Verkehr. 
Eingegangene Poſtaufträge. 
a. Zur Einziehung von Geldbeträgen 436 Stück über 26318 Mk. 
b. Zur Accepteinholung 2• Bf 
E. Poſtanweiſungs-Verkehr. 


J. Eingezahlte Poſtanweiſungen 11389 Stück über 477923 Mt. 


II. Ausgezahlte 5 9066 „ „ 402326 
F. Zeitungs-Verkehr. 

I. Eingegangene Zeitungsexemplare 359 Stück. 

II. 0 Zeitungsnummern 109 483 „ 
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Uachweiſung 
des Kaiſerlichen Poſtamts in Mocker (Weſtpr.) für 1896. 
A. Brief-Verkehr. 


J. Eingegangene portopflichtige und portofreie gewöhnliche und eingeſchriebene 


e 

Beef nene york 85072 Stück. 
L eee 24 908 „ Ins 
. Druckſachen 2064 „ i r e 1 
d. Waaren proben 442 „ | . 
e. Portofreie Brieffendungen . 4472 
II. Aufgegebene dergleichen Sendungen. 
a Briefſfſe . 67158 Stück. 
D u... 0:0,» .. 187706 & | 
84% 1 een 
d. Waarenproben 1505 „ | 1 
e. Portofreie Brieſſendungen . 3874 „ 

B. Packet- und Geld-Verkehr. 
J. Eingegangene portopflichtige und portofreie Packet- und Geldſendungen. 
a. Packete ohne Werthangabe 7143 Stück. 
b. Briefe mit * 374 „ mit 546872 Mk. 
c. Packete „ u 45 „ 1760041 
II. Aufgegebene dergleichen Sendungen. 
a. Packete ohne Werthangabe 4187 Stück. 
b. Briefe mit 1 182 „ mit 163 982 Mk. 
c. Packete „ * N 1160. „ 

C. Poſtnachnah me-Verkehr. 
J. Eingegangene portopflichtige und portofreie Nachnahmeſendungen. 
a. Nachnahme-Brieſe . - 940 Stück. 
b. - Patte „ W BERRON OREE 
II. Aufgegebene dergleichen Sendungen. 
5 3 —— RE = Betrag 1664 Mt. 
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D. Poſtauftrags-Verkehr. 


I. Eingegangene Poſtaufträge 355 Stück über 14200 Mk. 


II. Aufgegebene : 1708: „ 
E. Poſtanweiſungs-Verkehr. 


J. Eingezahlte Poſtanweiſungen 5821 Stück über 194960 Mk. 


II. Ausgezahlte 6 5282 „ „ 194 706 „ 
F. Zeitungs-Verkehr. 

J. Eingegangene Zeitungs-Exemplare 278 Stück. 

II. 1 Zeitungs-Nummern 60630 „ 


a mn m nn 
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Uachweiſung 
des Kaiſerlichen Poſtamts in Podgorz für 1896. 
A. Brief-Verkehr. 


J. Eingegangene portopflichtige und portofreie gewöhnliche und eingeſchriebene 
Briefſendungen. 
C 83 330 Stück. 
eee, 34502 „ N 
O Duckſac nnn 19136 „ 1 0 
d. Waaren proben 82 „ | : 
e. Portofreie Brieſſendungen . 59 228 „ 
II. Aufgegebene dergleichen Sendungen. 
life 12984 Stulk. 
ß — K Seien 
R 256 „ 180 962 Stück 
d. Waaren proben 3 | E 
e. Portofreie Briefſendungen . 22282 „ 
B. Packet- und Geldverkehr. 
J. Eingegangene portopflichtige und portofreie Packet- und Geldſendungen. 
a. Packete ohne Werthangabe 12 752 Stück. 
b. Briefe mit 5 826 „ mit 2011879 Mk. 
c. Packete „ 883 „ „ 1 
II. Aufgegebene dergleichen Sendungen. 
a. Packete ohne Werthangabe 5 730 Stück. 
b. Briefe mit 1 357 „ mit 336 765 Mk. 
c. Packete „ 2 28 ;; 1 852 „ 
C. Poſtnachnahme-Verkehr. 
J. Eingegangene portopflichtige und portofreie Poſtnachnahmeſendungen. 


Poſtnachnahme-Briefe 791 Stück. 
0 Packete 540 „ 

II. Aufgegebene dergleichen Sendungen. 

a. Poſtnachnahme-Briefſe 68 Stück. 

b. pr Packete 52 „ j 


u 


Betrag 9 752 Mk. 


Betrag 225 Mk. 
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D. Poſtauftrags-Verkehr. 
J. Eingegangene Poſtaufträge 190 Stück über 9572 Mk. 
II. Aufgegebene A 38 „ 

E. Poſtanweiſungs-Verkehr. 
J. Eingezahlte Poſtanweiſungen 6604 Stück über 316649 Mk. 
II. Ausgezahlte 5 N „ 200326 „ 

F. Zeitungs-Verkehr. 

J. Eingegangene Zeitungsexemplare 289 Stück. 
II. 6 Zeitungsnummern 86982 „ 
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Uachweiſung 


der im Jahre 1896 in Thorn auf der Weichſel eingegangenen und 


verladenen Güter. 


Bezeichnung der Güter. 


Tonnen 


a 1000 Kilogr. 


A. Eingang. 


hn ungen 79,64 
2. Farbholz , e 24,42 
3. Roh- und Brucheiſen eher 16 
4. Andere unedle Metalllle 3,74 
8. Berarbeitetes Eiſen 1311,03 
6. Cement, Kalk 99 103,37 
7. Erde, Lehm, Sand, Kies, Kreide Gees 108,74 
8. Flachs, Hanf, Heede, Wer g. 4,72 
9. Weizen und Spelz. == 
10. Roggen P 
11. Gerſte . . 
12. Anderes Getreide a Hülſenfrüchte 
13. Obſt, friſches und getrocknetes 

14. Glas und Glaswaaren 
15. Häute, Felle, Leder 


Rohes Nutzholz lachnah tere 
Brennholz.. . 172 Raummeter. 
Borke, Lohe. N 

. Faſtage, Fäſſer, Kiſten, Sücke 

. Holzwaaren und Möbel . den 

. Inſtrumente, N und fit 
. Bier 8 


Zu Berg. Zu Thal. 


Tonnen 


à 1000 Kilogr. 


117,92 
91,29 
70,68 


—— un in 


3. Branntwein 
Wein 
5. Fiſche, auch Same 


Bezeichnung der Güter. 


26. Mehl und Mühlenfabrikate 
27. Reis 

28. Salz 

29. Kaffee, e e Kakao 
30. Zucker, Melaſſe, Syrup 

31. Rohtaback 5 

32. Fette Oele und Fette 8 


33. Petroleum und andere Mineralöle. 


. Steine und Steimvaaren . 
. Steinfohlen 

6. Theer, Pech, Harze luer Art, Asphalt 
. Mauerjteine und Flieſen aus 


ziegel, Thonröhren 


Wolle, rohe 8 
39. Sonſtige Gegenſtände . 


B. Abgang. 


. Düngemittel aller Art. 

. Soda . R 8 
Roh- und Brucheiſen . 
Andere unedle Metalle 

. Verarbeitetes Eiſen aller Art 
5. Weizen 

Roggen 

. Serite . 

. Häute, Felle, Leder 

. Gebeiltes Nutzholze. 
.Geſägtes = 

Borke, Lobe . 

3. Faſtage, Fäſſer, Kiſten, Säcke 


Thon, Dach— 


Zu Berg. Zu Thal. 


Tonnen 
à 1000 Kilogr. 


Tonnen 
à 1000 Kilogr. 


22,59 
202,73 
639,13 
360,53 
317,29 

23,30 
236,23 
488,81 

2,49 
307,84 
450,48 

20,63 

4892,50 

73,18 


17,57 
9,46 
2478,00 


112,00 
10,00 
13,02 
31,66 
420,31 
345,75 
496,12 
3,74 
125,00 
1101,80 
5,00 

187,18 


Tonnen Tonnen 


a 1000 Kilogr. | & 1000 Kilogr. 


14. Holzwaaren und Möbel 5 624,55 
15. Inſtrumente, Maſchinen und Maſchinentheile 0,20 
16. Branntwein Mrd 1490,56 
17% Wen! . 42.51 
18. Fiſche, auch Seriühe 0,30 
19. Mehl und Mühlenfabrikate 1123,36 
20. Kaffee, Kaffeeſurrogate, Kakao 57,88 
21. Zucker, Melaſſe, Syrup 24849,00 
22. Fette Oele und Fette. 20,00 
23. Steine und Steimvaaren . 3 125,00 
24. Mauerſteine und Flieſen aus Thon, Dach- 

ziegel, Thonröhren . 3395,60 
25. Wolle, rohen. 3 10,29 
26. Sonſtige Gegenftände . 695,14 
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Nadhmweifung 


der im Jahre 1896 auf Station Thorn eingegangenen und abgeſandten Güter. 


Ein. Ver. jar Be- 
gang r boden 
To. 


Gewerbtreibende 
zollpfl. zollfrei 
To. »|- To, 


Bezeichnung der Güter. 


kungen. 


Eil- und Stückgüter nur nach dem wer 

Steinkohlen und Koks 

Oelkuchen 8 

Roh und Gußeiſen, auch vu und 
Schmelzeiſen pp. 1 4 

Eiſen façonnirt 

Eiſen g, r und Stahlwaaren 

Zucker I 


i 2807 | Eingang 
0 
di 827 | Verſandt 
- 2554 | Eingang 
Hogan |; 20 | 206 | Verſandt 
Hafer. 664 | Eingang 


Drüptenfabritate (Mehl, Graupe, Grütze, 213 | Verſandt 


Kleie pp.), auch Kartoffelmehl und 
Stärke eie 


Gerſte .. 5 

Rübſen, Raps und Leinſaat ö 

Hülſenfrüchte 1 

Kartoffeln 8 

Bau- und Nutzholz (Stabholz, Latten, 
Bohlen, Bretter), auch Brennholz 

Spiritus und Branntwein. 4 

Steine, roh und bearbeitet, Dach- und 
Mauerziegel, Drains . u 

Düngemittel 

Wolle, thieriſche „ 

Spediteur - Sammelgüter in Wagen» 
ladungen . „ 


42640 | Eingang 
53612] Verſandt 


Petroleum . 
Mais h 
Summe [129115[110837 
239942 
Perſonenverkehr. 

Es reiſten ab vom Hauptbahnhofe .. .. 172 449 Perſonen. 
„ „ „ „ Utah. „ 1484110 a 
Viehverkehhr. 

Pferde, Ponys, Maulthiere, Hr infät. Are iu Eingang. Verſandt. 

Requiſitionsſchein). .. 5 823 1202. 
Füllen e bin IRB. ichn. 6 125. 
Rinder, Stiere, Ode CTT 143 159. 
Rübe ne „b a 36 37. 
r Re are AP 2 B, 
Schweine, Ferkel „„ „„ „„ 
Ziegen, Schafe, Lämmer ee eee 85 41. 


— K ² ð.1A· ·˙ T . 20e 


Nachweiſung 
der im Jahre 1896 auf Station Mocker eingegangenen und abgeſandten Güter. 


Gewerbtreibende] Bemer⸗ 


Bezeichnung der Güter. * Bes zogoft. * tungen. 
Eil- und Stückgüter nur nach dem at 
Steintohlen und Koks... 32 
Oelkuchen .. ; 4194 
Roh- und Gußeiſen, auch druch und 
Schmelzeiſen pp. € 828 
Eiſen fagonnirt . { 259 
Eiſen⸗, in und d Stahtwanren . 381 
Zucker Rn 5 
aaf 2 2693 J Eingang 
EEE, un er 269% g 53 Berfandt 
Ka 5367 | Eingang 
e ene 64 | Verſandt 
Hafer 160 Eingang 
Mühlenfabritate (Mehl, Graupe, Grütze, | 230 Verſandt 
» 
* u); * an, und le 2737 ] Eingang 
4 5 — 6743 | Verſandt 
Gerſte . ; 
Rübſen, Raps und Seinjaat 3 
Hülſenfrüchte 
Kartoffeln 


Bau- und Nutzholz (Stabholz, Latten, 
Bohlen, Bretter), auch Brennholz 
Spiritus und Branntwein. 2 
Steine, roh und bearbeitet, Dach- und 

Mauerziegel, Drains. 8 


Düngemittel 
Wolle, thieriſche 
Petroleum 
Mais 
Summe 
67926 
Perſonenverkehr. 
Es reiſten a „ 15493 Perſonen. 
Viehverkehr. 

Pferde, Ponys, Maulthiere, Eſel N Du 0 auf Eingang. Verſandt. 

Requiſitionsſchein 7). 3 ; 21 334. 
CCC HERE "Ace 1349 508. 
/ ²˙ 1546 478. 
en . u. 30 der 1247 2069. 


/// ¾%////0ô˙§c˖˙ĩc§cC§ ˖ĩcCcCcccrc > 170 — 12108. 
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Uachweiſung 
derjenigen Getreideſendungen, welche im Jahre 1896 über Gollub und 
Leibitſch von Polen eingegangen und unter Begleitſchein-Kontrole nach Thorn 
abgefertigt ſind. 


Rübſaat 
und 
Raps 


Hülſen⸗ 


Monat Weizen früchte 


Januar 
Februar 
März 
April 

Mai 

Juni 

Juli 
Auguſt. 
September 
Oktober 
November . 
Dezember . 

Im Ganzen 


eibitſch. 


II 


über £ 


SOME. 1. — 
Jebruarer — 
8 — 
ilk, — 
Mai 1 - 
1 ER — 
ee e — 
e — 
September .. 5 
Oktober — 
November .. 20 
Dezember 


Im Ganzen 


Verkehr auf der Uferbahn 
pro 1896. 


gingen 
ein | aus 


Monat 


Januar 
Februar 
März 

April 

Mai 

Juni 

Juli 
Auguſt 
September 
Oktober 
November . 
Dezember . 


Im Ganzen 


Weladene Waggons 


Mitglieder der Handelskammer 
im Jahre 1896. 


Herm. Schwartz jun., Vorſitzender. 

M. Schirmer, ſtellvertretender Vorſitzender. 
E. Dietrich. 

G. Feh lauer. 

H. Toewenſon. 


5. Nawitzki. 
M. Noſenfeld. 
Herm. Schwartz ſen. 
A. Vorn -Mocker. 
Sekretär: Dr. Stoy 
in Vertretung: E. Voigt. 


Mitglieder der Sachverſländigen⸗Kommiſſion. 


1. für Getreide, Hülſenfrüchte, Sämereien und Saaten 
die Herren N. Teiſer, G. Fehlauer, J. Tiſſack, 5. Nawitzſti und 
6. Gerſon; 
. für Manufaktur- und Kurzwaaren 
die Herren Guſtav Elias, H. Fränkel und T. Puttkammer; 
3. für Porzellan- und Glaswaaren 
die Herren Bernhard Cohn und David Braunflein; 
4. für Kolonialwaaren, Oele, Chemikalien, Spiritus, Weine 
die Herren K. Adolph, Benno Richter, Carl Matthes, N. Nütz 
und H. Schwartz jun.; 
5. für Leder, Wolle und Rohprodukte 
die Herren J. Falk, N. Teiſer und E. Kittler; 
6. für Eiſen- und Stahlwaaren, Cement, Kohlen und Kalk 
die Herren Emil Dietrich, A. Nittweger und Franz Zährer; 
7. für Holz die Herren David Marcus Tewin und H. Toewenſon. 
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